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� Umbau der Bundesanstalt für Arbeit
- Flächendeckende Einrichtung von JobCentern
- Kontraktmanagement/Zielvereinbarungen
- Regionale Gliederung
- Selbstverwaltung

� Vereinfachung des Leistungsrechts
- Arbeitslosengeld
- Versicherungspflicht für Wehr- und Zivildienstleistende
- Arbeitslosengeld/Unterhaltsgeld
- ABM/SAM
- Eingliederungszuschüsse

� Verstärkung des aktivierenden Ansatzes der Arbeitsmarktpolitik
- Transfermaßnahmen
- Transferkurzarbeitergeld

� Altersteilzeitgesetz/Vorruhestand
- Insolvenzsicherung

Teilnehmer
Sozialpartner, Sozialversicherungsträger und Verbände (60 Min.)

� Deutscher Gewerkschaftsbund
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� Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände
� Bundesanstalt für Arbeit
� Verband Deutscher Rentenversicherungsträger
� Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Krankenkassen
� Deutscher Frauenrat
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� Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit
� Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung
� Rheinisch–Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung e.V., Essen
� Dr. Schneider, Institut zur Zukunft, Bonn
� Herr Bäumer, Bridges Public Management Consulting GmbH
� Prof. Dr. Schellhaaß, Universität Köln
� Prof. Dr. Jann, Universität Potsdam
� Prof. Dr. Schimanke, Staatssekretär a. D.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)670
Ausschuss für
Wirtschaft und Arbeit 1. Oktober 2003
15. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Deutscher Gewerkschaftsbund

Gesamtbewertung:
Mit dem Gesetzentwurf für ein Drittes Gesetz für moder-
ne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt will die Bundesre-
gierung weitere Vorschläge der Hartz-Kommission um-
setzen. Schwerpunktmäßig soll die Modernisierung der
Bundesanstalt für Arbeit vorangetrieben, die Steuerung
verbessert und die Effizienz erhöht werden. Die Effi-
zienzsteigerung soll insbesondere durch eine Vereinfa-
chung des Leistungsrechts und durch eine Straffung der
Organisation erreicht werden. Dadurch wird Personal
von Aufgaben entbunden, das gezielt zur Integration und
Arbeitsvermittlung eingesetzt werden kann.
1. Bewertung der Leistungsänderungen
Das Leistungsrecht wird in Zukunft für Arbeitslose leich-
ter verständlich sein. Die Vereinfachung wird den Ver-
waltungsaufwand reduzieren und zu einer stärkeren Pau-
schalierung der Leistungen führen.

In nicht wenigen Fällen verbergen sich unter dem Stich-
wort „Verwaltungsvereinfachung“ aber auch Leistungs-
kürzungen. Diese Verschlechterungen müssen vor dem
Hintergrund der bereits zu Beginn dieses Jahres wirksam
gewordenen verschärften Anrechnung von Einkommen
und Vermögen im Rahmen der Arbeitslosenhilfe sowie
der Kürzung der Dauer des Arbeitslosengeldes und einer
faktischen Abschaffung der Arbeitslosenhilfe ab Mitte
nächsten Jahres bewertet werden. Einige Änderungen
dürfte vor allem Frauen treffen, die ohnehin durch die
Ausweitung der geringfügigen Beschäftigung in ihren
Möglichkeiten sozialversicherungspflichtig zu arbeiten,
eingeschränkt werden.

Die Einführung neuer Steuerungsinstrumente bei der
Gewährung der Leistungen darf nicht zu einer Beste-
nauslese führen.

Begrüßt wird hingegen, dass Arbeitslose künftig nicht
mehr grundsätzlich für die Aufnahme einer Vollzeitbe-

schäftigung zur Verfügung stehen müssen, sondern Ein-
schränkungen auf Teilzeit generell zulässig sind, wenn
dies arbeitsmarktüblich ist. In die richtige Richtung weist
ebenso der angestrebte bessere Insolvenzschutz, der wäh-
rend der Altersteilzeit erarbeiteten Ansprüche für die
Freistellungsphase.
Einer gewerkschaftlichen Forderung folgend soll künftig
die (fiktive) Kirchensteuer bei der Berechnung des Ar-
beitslosengeldes nicht mehr abgezogen werden. Da zwei-
felhaft ist, ob heute noch eine deutliche Mehrheit von
Arbeitnehmern einer Kirche angehört, wird dem Be-
schluss des Bundesverfassungsgerichts vom 23.03.1994
(1 BvL 8/85) nunmehr Rechnung getragen.
Unterstützt wird gleichfalls die Weiterentwicklung der
Zuschüsse zu Sozialplanmaßnahmen zum neuen Instru-
ment Transfermaßnahmen, die an Arbeitnehmer gewährt
werden sollen. Die gleichzeitige Begrenzung des Struk-
turkurzarbeitergeldes (künftig Transfer-KUG) und die
Aufhebung der bisherigen Verlängerungsmöglichkeiten,
erschweren jedoch die Möglichkeiten zur Abfederung
nicht vermeidbarer Massenentlassungen und zur Organi-
sierung des Beschäftigungstransfers. Besonders für Un-
ternehmen, die sich in Insolvenz befinden, bzw. von In-
solvenz bedroht sind sollten weitergehende Möglichkei-
ten eröffnet werden.
Gerade in Verbindung mit der Kürzung des Bezugs des
Arbeitslosengeldes, Verminderung des Kündigungsschut-
zes und der Abschaffung der Arbeitslosenhilfe könnte
der Druck auf Ältere drastisch zunehmen. So ist beab-
sichtigt, die bis zu 5 Jahre möglichen Strukturanpas-
sungsmaßnahmen für Ältere auf maximal 3 Jahre zu re-
duzieren. Ebenso sollen für Ältere Verlängerungs- und
Erhöhungsregelungen bei den Lohnkostenzuschüssen
wegfallen. Für die Betriebe hingegen soll die Rückzah-
lungspflicht und die Verpflichtung zur Nachbeschäfti-
gung entfallen; dies wird die Gefahr von Mitnahmeef-
fekten und Missbräuchen deutlich erhöhen.
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Der DGB regt an, für die Gruppe der Älteren gezielt In-
strumente zu entwickeln um den Verbleib in Beschäfti-
gung zu unterstützen, die Wiedereingliederung zu för-
dern und öffentlich geförderte Beschäftigung im Nicht-
wettbewerbssektor auszubauen. Insbesondere die Instru-
mente, die die Wiedereingliederung unterstützen, sollten
nicht reduziert, sondern gestärkt werden
Zugleich regt der DGB an, die Regelungen zum Über-
brückungsgeld und zum Existenzgründungszuschuss zu
modifizieren, da die Arbeitsämter über keinerlei Steue-
rungsmöglichkeiten bei diesen Instrumenten verfügen
und Mitnahmeeffekte kaum vermieden werden können.
Der DGB regt ebenso an, die Befreiung von der Sozial-
versicherungspflicht für Vorstandsmitglieder von Gesell-
schaften zu überprüfen, da Hinweise auf Missbräuche be-
stehen.
Für sehr einschneidend und sachlich nicht gerechtfertigt
halten wir die Eingriffe bei Arbeitsbeschaffungs- und bei
Strukturanpassungsmaßnahmen. Sie werden die Mög-
lichkeiten der öffentlich geförderten Beschäftigung von
Langzeitarbeitslosen in Regionen mit hoher Arbeitslo-
sigkeit nachhaltig beeinträchtigen. So ist beabsichtigt,
das berücksichtigungsfähige Arbeitsentgelt von jeder di-
rekten tariflichen oder ortsüblichen Entlohnung abzu-
koppeln und auf eine noch niedrigere pauschale Förde-
rung umzustellen.
Bei ABM Maßnahmen soll die Versicherungspflicht zur
Arbeitslosenversicherung entfallen. Ebenso die Ver-
pflichtung mindestens 20% der Zuweisungsdauer für
Qualifizierung bzw. Praktika zu nutzen.
Mit diesen Änderungen wird öffentlich geförderte Be-
schäftigung endgültig zu einem „Arbeitsmarkt zweiter
Klasse“ und das Ziel aufgegeben, die Beschäftigungsfä-
higkeit mit Hilfe dieses Instruments gezielt zu verbes-
sern. Öffentlich geförderte Beschäftigung droht auf reine
„Beschäftigungstherapie“ reduziert zu werden.
Negativbeispiele von öffentlich geförderter Beschäfti-
gung – meist unmittelbar nach der deutschen Einigung –
sind oft Anlass für diese kontinuierlichen Eingriffe bei
öffentlich geförderter Beschäftigung. Die zwischenzeit-
lich wirksamen gesetzlichen und praktischen Änderun-
gen werden allzu schnell übersehen.
- So sind die vormals allein in den neuen Ländern aus

sozialer Befriedungsfunktion über 400.000 durchge-
führten ABM-Maßnahmen zwischenzeitlich bundes-
weit auf knapp 85.000 gesunken. Dies bei einer
gleichzeitig steigenden Zahl von Langzeitarbeitslosen
auf inzwischen über 1,5 Mio. Menschen.

- Rund 70% der ABM Kräfte erhalten heute nur eine
Förderung für einen Teilzeit-Job und werden oftmals
nur für 6 Monate gefördert.

- Die Bedeutung von ABM bleibt zwischenzeitlich
hinter der Bedeutung von betrieblichen Lohnkosten-
zuschüssen zurück.

Dabei hatte auch die Hartz Kommission noch die Be-
deutung von öffentlich geförderter Beschäftigung beson-
ders betont. In ihrem Bericht heißt es: „Öffentlich ge-
förderte Beschäftigung wird mittelfristig wegen der feh-
lenden Aufnahmefähigkeit des ersten Arbeitsmarktes in
strukturschwachen Regionen - vor allem in den neuen
Bundesländern – unverzichtbar bleiben. Sie muss jedoch
mit kommunalen Infrastrukturmaßnahmen verzahnt und
über Steuern finanziert werden.“ (S. 20)

Doch dieser konzeptionell sinnvollen Weiterentwicklung
der Förderung wird im Gesetzentwurf leider nicht ge-
folgt.
Auch die Förderung von Weiterbildung wird weiter her-
abgestuft. Insbesondere bei länger andauernden Maß-
nahmen wirft die 50%-ige Verrechnung mit dem Ar-
beitslosengeld für viele Arbeitslose große finanzielle
Probleme auf. In Verbindung mit der Umsetzung von
Hartz 4 ist sogar denkbar, dass während der Teilnahme
an einer Maßnahme die Förderung mit Unterhaltsgeld
vollständig eingestellt wird. Der DGB regt an, für den
Zeitraum der Teilnahme an einer Weiterbildung den An-
spruch auf Arbeitslosengeld zu verlängern, sodass für die
gesamte Teilnahme eine Rechtssicherheit auf Leistung
besteht. Sofern nach Beendigung der Maßnahme nicht
sofort eine Eingliederung gelingt, sollte Arbeitslosengeld
zumindest für drei weitere Monate gewährt werden.
Darüber hinaus wirkt der Wegfall des Unerhaltsgeldes
für Berufsrückkehrerinnen insbesondere in Familien mit
geringem und mittlerem Einkommen abschreckend. Die-
ses wirkt umso schwerer, als bereits mit dem ersten Ge-
setz für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt für
einen Großteil der Berufsrückkehrerinnen der Anspruch
auf Unterhaltsgeld gestrichen wurde und diese Personen
daher - wie andere Nichtleistungsempfängerinnen –
Schwierigkeiten hatten, in aktive Maßnahmen zu kom-
men. Diese Folgen widersprechen auch der im vorliegen-
den Gesetzentwurf unter Ziffer F „Gleichstellungspoliti-
sche Bedeutung“ konstatierten, besseren Unterstützung
des Wiedereinstiegs von Frauen in Erwerbstätigkeit.
Zu diesen Widersprüchlichkeiten gehört auch, dass der
Rechtsanspruch auf Einarbeitung von Berufsrückerrinnen
im Gesetzentwurf nicht mehr eindeutig enthalten ist. Die
Regelung ist zumindest widersprüchlich.
Insbesondere muss darauf geachtet werden, dass die
gleichberechtigte Teilhabe von Frauen am Arbeitsmarkt
weiterhin gefördert wird, ausgleichende Förde-
rungsmaßnahmen für Frauen weiter bestehen und neue
Instrumente gezielt entwickelt werden. Dieses schließt
Nichtleistungsempfängerinnen ein, denen gleichfalls der
Zugang zu den aktiven Maßnahmen der Arbeitsmarktpo-
litik eröffnet werden muss. Die Maßnahmen für diesen
Personenkreis sind aus Steuermitteln zu finanzieren.
Zu berücksichtigen ist auch, dass immer mehr Menschen
in prekärer Beschäftigung arbeiten und insbesondere der
Einstieg bzw. der Wiedereinstieg in das Berufsleben für
viele mit großen Schwierigkeiten verbunden ist. Gerade
diese Gruppe mit unsteten Erwerbsbiographien muss sich
auf den Schutz der Arbeitslosenversicherung verlassen
können.
2. Umbau der BA
Der DGB setzt sich ein für eine strategische und organi-
satorische Weiterentwicklung der BA zu einem moder-
nen Dienstleister, der seine sozialstaatlichen und ar-
beitsmarktpolitischen Aufgaben als zentraler Akteur des
Arbeitsmarktes wirksam erfüllen kann. So hat die Ar-
beitnehmergruppe des Verwaltungsrates den vom Vor-
stand der BA vorgelegten Grundzügen des Umbau-
Konzepts grundsätzlich zugestimmt. Dies gilt sowohl
hinsichtlich eines leistungsfähigen Kundenzentrums, wie
den neuen Steuerungs- und Controlling-Mechanismen
zur Steigerung der Effizienz, dem Aufbau eines neuen
Personalkonzepts oder der Umorganisation der Nürnber-
ger Zentrale.
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Zentrale Bewertungskriterien für uns sind insbesondere,
dass
- eine schematische Einteilung in „gute und schlechte

Risiken“ unterbleibt,
- zwischen effizientem Marktausgleich und sozialem

Auftrag ein fairer Ausgleich erfolgt und ganzheitliche
Beratung und Unterstützung im Mittelpunkt steht,

- die Dienstleistungsqualität für Arbeitnehmer und
Unternehmen deutlich verbessert wird,

- das neue Controllingsystem unterstützt statt kontrol-
liert,

- die angestrebte neue Führungskultur tatsächlich Mo-
tivation und Engagement der Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen fördert.

Dem geplanten Kontraktmanagement kommt aus ge-
werkschaftlicher Sicht große Bedeutung zu. Statt über
detaillierte gesetzliche Regelungen, Weisungen und Ge-
nehmigungen soll vorrangig mittels Kontrakten gesteuert
werden. Solche Kontrakte regeln über Zielvereinbarun-
gen und das nötige Budget die zu erbringenden Leistun-
gen und Wirkungen. Größere Handlungsspielräume auf
allen Ebenen sollen so mit einer besseren Überwachung
und Steuerung einhergehen. Dies sollte mit einem Betei-
ligungsrecht der Selbstverwaltung zum Kontraktmana-
gement verbunden werden.
Um kurzfristige politische Vorgaben und Eingriffe mög-
lichst zu verhindern, sollten jährliche Zielvereinbarungen
aus gewerkschaftlicher Sicht durch eine mehrjährige Rah-
menvereinbarung ergänzt werden, die grundlegende Ziele
der Arbeitsmarktpolitik und angestrebte Resultate be-
schreiben. Die geplanten ersten Schritte zur Übertragung
von Ausgabenresten der künftigen Agenturen für Arbeit
auf das nächste Haushaltsjahr können die finanzielle Fle-
xibilität erhöhen, soweit kein Bundeszuschuss erforder-
lich ist. Die Möglichkeiten eines Ausgleichs zwischen
den Arbeitsämtern sollte jedoch nicht generell ausge-
schlossen werden. Um Planbarkeit des Eingliederungsti-
tels generell zu verbessern, sollte zumindest ein gewisser
Anteil der Ausgabenreste auch dann bei den Arbeitsäm-
tern verbleiben, wenn ein Bundeszuschuss benötigt wird.
Der DGB hält es für sachlich geboten, die Selbstverwal-
tung der BA an Entscheidungen zur Budgetflexibilisie-
rung und zum Kontraktmanagement zu beteiligen.

Der DGB regt an, auf die geplante Umbenennung der BA
in „Bundesagentur für Arbeit“ sowie der Arbeitsämter in
„Agenturen für Arbeit“ aus Kostengründen zu verzich-
ten. Auf die gesetzliche Festschreibung der Leitungs-
strukturen aller Ebenen sollte gleichfalls verzichtet wer-
den.

Ebenso wie die Länder plädieren wir für den Erhalt einer
Mittelinstanz der BA, die jedoch reformiert und umge-
baut werden muss. Sie sollte aus unserer Sicht nicht nur
interne Steuerungsfunktionen wahrnehmen und den Auf-
bau von Job-Centern unterstützen, sondern über diese
Führungsunterstützung hinaus auch eine arbeitsmarkt-
politische Moderatorenrolle und eine Initiativfunktion
zur besseren Vernetzung von Arbeitsmarkt- und Wirt-
schaftspolitik über Arbeitsamtsgrenzen hinweg wahr-
nehmen. In Übereinstimmung mit den Hartz-Vorschlägen
sollten sie ebenso überregionale Qualifizierungsbedarfe
ermitteln sowie Trend- und regionale Arbeitsmarktfor-
schung betreiben.

Die Mittelinstanz muss eine Organisationseinheit der BA
bleiben und ihr keine unmittelbare wirtschaftspolitische
Kompetenz übertragen werden. Da die Mittelinstanz
nicht auf reine Führungsunterstützung für den Vorstand
reduziert werden kann, darf auch auf Beteiligung der
Vertreter der Beitragszahler und der öffentlichen Hand
nicht verzichtet werden. Dies sollte mit einer Weiterent-
wicklung der sozialpolitischen Mitbestimmung verknüpft
werden. Dabei sollte auch der von der Hartz-Kommission
für notwendig angesehenen Mitwirkung der arbeits-
marktpolitischen Akteure Rechnung getragen werden.
Anknüpfend an die Vorschläge der Hartz-Kommission
halten wir es für notwendig, dass die Bestellung und Ab-
berufung des Vorstandes durch den Verwaltungsrat er-
folgt. Auf eine analoge Anwendung des Verfahrens zur
Berufung des Vorstandes nach dem Telekommunikati-
onsgesetz sollte verzichtet werden. Es ist nicht sachdien-
lich, wenn das Letztentscheidungsrecht zur Berufung bei
der Bundesregierung bleibt. Das Letztentscheidungsrecht
der Bundesregierung soll sogar dann gelten, wenn der
drittelparitätisch besetzte Verwaltungsrat dieses bei-
tragsfinanzierten Systems sich mit großer Mehrheit auf
geeignete Kandidaten verständigt hat.
Eine wirksame Überwachung des Vorstandes der BA
durch den Verwaltungsrat wird erschwert, wenn künftig
eine Stellvertretung im Verwaltungsrat ausgeschlossen
und Aufgaben nicht mehr auf Ausschüsse übertragen
werden könnten. Die Möglichkeit zur Vertretung und die
Bildung von Ausschüssen sollte deswegen beibehalten
werden.
Den örtlichen Verwaltungsausschüssen sollten nicht nur
Informationsrechte eröffnet werden, sondern auch
- eine Beteiligung am Arbeitsmarkt-Monitoring, an re-

gionaler Arbeitsmarktforschung und an Qualifikati-
onsbedarfsanalysen,

- ein Initiativrecht für allgemeine Standards der Auf-
tragsvergabe, sowie zur besseren Verzahnung von re-
gionaler Arbeitsmarkt- und Strukturpolitik und zu ei-
ner besseren Zusammenarbeit von Betrieben und Ar-
beitsverwaltung,

- ein Entscheidungsrecht zur Förderung innovativer
Maßnahmen der „freien Förderung“.

- Nicht zuletzt sollte die Selbstverwaltung an Entschei-
dungen zur Budget-Flexibilisierung und zum Kon-
traktmanagement beteiligt werden.

Zu den Regelungen im Einzelnen
§ 1, Abs. 2 – Zielvereinbarungen
Beabsichtigt ist, dass in Zukunft die Bundesanstalt für
Arbeit durch Zielvereinbarungen geführt werden soll.
Diese Zielvereinbarungen sollen über alle Ebenen der
BA installiert werden und durch ein Controlling ergänzt
werden. Zielvereinbarungen soll es auch zwischen der
Bundesregierung und der BA selbst geben. Der DGB
unterstützt die Einrichtung von Zielvereinbarungen. Die-
se Zielvereinbarungen müssen realistisch sein und die
konjunkturelle Gesamtsituation berücksichtigen.
In den Vereinbarungen darf nicht ausgeblendet werden,
dass die Bundesanstalt einen sozialpolitischen Auftrag
erfüllt. Auch bei einem größeren Beurteilungs- und Er-
messensspielraum muss gewährleistet sein, dass gleiche
Fälle gleich behandelt werden, insbesondere im Lei-
stungsrecht muss weiterhin ein gerichtlich überprüfbarer
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Leistungsanspruch gegeben sein. Durch die Zielvereinba-
rung darf die Fachaufsicht des Ministeriums für Wirt-
schaft und Arbeit nicht ausgehöhlt werden.
§ 2 – Name der BA
Die Bundesanstalt soll in Zukunft den Namen „Agentur
für Arbeit“ führen.
Die Namensänderung ist mit vermeidbaren Kosten und
verwaltungstechnischem Aufwand verbunden. Das
Image einer Institution ist nicht allein vom Namen ab-
hängig, sondern vom Leistungsprofil und von der Quali-
tät der Dienstleistung. Eine Namensänderung sollte des-
wegen nachrangig sein, im Vordergrund muss die Ver-
besserung der Dienstleistung stehen. Unter Berücksichti-
gung der Kosten sollte auf die Umbenennung verzichtet
werden.
§ 3 - Leistungen der Arbeitsförderung
Im § 3 ist festgehalten, dass der Anspruch auf Einarbei-
tung von Berufsrückkehrerinnen keine Ermessensleistung
ist. Es handelt sich hierbei alos um eine Pflichtleistung.
Im Gesetzwortlaut des §217 des Gesetzentwurf ist diese
Pflichtleistung aber nicht mehr ausdrücklich erwähnt.
Der DGB fordert den Erhalt des Rechtsanspruchs für Be-
rufsrückkehrerinnen und eine eindeutige gesetzliche Re-
gelung.
§ 8 - Frauenförderung
Die Frauenförderung gemäß Abs. 1 steht infolge der neu-
en Gruppen von Nichtleistungsempfängerinnen – insbe-
sondere aufgrund der erhöhten Anrechnung des Partner-
einkommens in Hartz I und Hartz IV – aber auch auf-
grund der Neuregelungen der Zumutbarkeit (sogenannte
„Mini-Jobs“ müssen angenommen werden) sowie der
Versicherungsfreiheit von ABM vor neuen Herausforde-
rungen. Es muss gewährleistet sein, dass die Leistungen
der aktiven Arbeitsmarktpolitik weiterhin „auf die Besei-
tigung bestehender Nachteile sowie auf die Überwindung
des geschlechtsspezifischen Ausbildungs- und Arbeits-
marktes hinwirken“. Dies muss Nichtleistungsempfänge-
rinnen einschließen.
§ 8a -  Vereinbarkeit von Familie und Beruf
Aufgrund der Änderungen im ersten Gesetz moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, bei denen für den
Großteil der Berufsrückkehrerinnen der Anspruch auf
UHG bereits wegfiel und der Zusammenlegung von
UHG und Arbeitslosengeld, erhalten viele Berufsrück-
kehrerinnen bei Teilnahme an einer Weiterbildung kein
Unterhaltsgeld mehr. Leistungen bei Weiterbildung kön-
nen nur noch dann bezogen werden, wenn ein aktueller
Arbeitslosengeldanspruch besteht. Noch gravierender ist,
dass es auch keine Sonderregelungen mehr für den Zu-
gang zu Maßnahmen für Berufsrückkehrerinnen gibt.
Es sind konkrete Regelungen zu treffen, damit dieser
Personenkreis in Zukunft nicht von aktiven Maßnahmen
ausgeschlossen bleibt. Deswegen fordert der DGB den
Erhalt des Rechtsanspruchs auf Eingliederungszuschuss
bei Einarbeitung. Dieser wurde im Zusammenhang mit
der Abtreibungsdebatte sehr bewusst bereits 1992 im
AFG verankert, als Unterstützung für Frauen, die sich für
Kinder entscheiden und deshalb berufliche Unterbre-
chungen hinnehmen müssen. Insbesondere in den alten
Bundesländern fehlen immer noch Tageseinrichtungen
für Kinder aller Alterstufen, sodass in der Regel nicht
davon ausgegangen werden kann, dass Mütter (und Vä-
ter) von Kindern, die ihr drittes Lebensjahr vollendet ha-
ben, ihre Erwerbstätigkeit wieder aufnehmen können.

Darüber hinaus müssen ausgleichende Förderungsmaß-
nahmen für diesen Personenkreis weiter bestehen bzw.
neue Instrumente gezielt entwickelt werden. Der Staat ist
verpflichtet zu gleichstellungsorientierter Arbeitsmarkt-
politik und muss daher auch dafür Finanzmittel aus Steu-
ern zur Verfügung stellen.
§ 27, Nr. 5 – Versicherungspflicht bei ABM
Maßnahmen, die als Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen ge-
fördert werden, sind in Zukunft nicht mehr versiche-
rungspflichtig in der Arbeitslosenversicherung. So weit
nach Ende der Maßnahme keine Eingliederung in den re-
gulären Arbeitsmarkt gelingt, verschlechtert sich generell
der Schutz bei neuer Arbeitslosigkeit.
ABM hat den Sinn zusätzliche Beschäftigung zu fördern
und dadurch „Arbeit statt Arbeitslosigkeit“ zu ermögli-
chen. Die Arbeit soll den „normalen“ Bedingungen am
Arbeitsmarkt weitgehend entsprechen. Für die Teilneh-
mer in AB Maßnahmen steht nicht im Vordergrund einen
neuen Anspruch auf Leistungen zu erwerben. Trotzdem
hat die Einbeziehung des Beschäftigten auch in die Ar-
beitslosenversicherung den sozialen Schutz erhöht.
Bisher galt der Grundsatz, dass derjenige der arbeitet,
besser gestellt sein soll, als derjenige, der nicht arbeitet.
Dies gilt auch für die soziale Sicherung.
Der Ausschluss aus der Pflichtversicherung ist auch
rechtlich bedenklich. ABM-Beschäftigte werden gegen-
über anderen Arbeitnehmer benachteiligt. Alle Arbeit-
nehmer in einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis
sind der gesetzlichen Sozialversicherung ab dem Tag der
Arbeitsaufnahme pflichtversichert. Ein charakteristisches
Merkmal der Sozialversicherung ist die Zwangsversiche-
rung, also die Versicherungspflicht. Die Zwangsversiche-
rung bedingt einen Abschlusszwang, auch auf Seiten des
Versicherungsträgers. Ein wichtiger Grund Arbeitnehmer
im Rahmen von ABM von der Pflichtversicherung aus-
zunehmen ist nicht ersichtlich, denn die finanziellen Zu-
schüsse werden an den Arbeitgeber geleistet und zwi-
schen Arbeitgeber und Arbeitnehmer wird durch Ar-
beitsvertrag das Beschäftigungsverhältnis begründet.
Der DGB hält es für notwendig, ABM-Maßnahmen
weiterhin in die volle Sozialversicherung einzubinden.
§ 28 a – Freiwillige Versicherung
In Zukunft wird für folgende Personen die Möglichkeit
einer freiwilligen Versicherung eingeräumt:
- Pflegepersonen, die Leistungen nach der Pflegeversi-

cherung erhalten,
- kleine Selbstständige,
- Beschäftigte im Ausland.
Für Pflegepersonen ist eine Erweiterung des sozialen
Schutz in sofern erkennbar, als die Möglichkeit zur frei-
willigen Weiterversicherung bestimmte Lücken schließt,
die aufgrund der bisher unbefriedigenden Regelungen
entstanden sind. Die Möglichkeit zur freiwilligen Wei-
terversicherung wurde in den Gesetzentwurf eingefügt,
um eine Kompensation für den Wegfall der erweiterten
Rahmenfristen §124 Abs.3 zu schaffen und dem Versi-
cherungsprinzip gerecht zu werden. Die Neuregelung
schafft eine größere Rechtssicherheit. Speziell für Pfle-
gende wären aus Sicht des DGB gleichgestellte Zeiten
aber wünschenswert; weil so honoriert wird, dass die
Pflegeperson eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe er-
bringt.
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Die Möglichkeit der freiwilligen Versicherung erweitert
den sozialen Schutz auch für die anderen betroffenen
Gruppen. Insbesondere die Einbeziehung von Selbststän-
digen ist mehrfach vom DGB gefordert worden. Aller-
dings sollten angemessene Beiträge erhoben werden.
Diese müssen nach Leistungsfähigkeit differenziert wer-
den.
§ 38, Absatz 1 a – Meldung von Vertragsabschlüssen
gegenüber dem Arbeitsamt
In Zukunft müssen die Ausbildungs- bzw. Arbeitsuchen-
den nach Abschluss eines Ausbildungs- oder Arbeitsver-
trages dies umgehend der Agentur für Arbeit mitteilen.
Es ist verständlich, dass die Arbeitsämter Interesse ha-
ben, so früh wie möglich von dem Abschluss eines Ver-
trages zu erfahren. Die Regelung dürfte aber nur schwer
umsetzbar und schwer sanktionierbar sein. Die Überwa-
chung bedeutet einen erheblichen Verwaltungsaufwand.
§ 57 - Anspruch auf Überbrückungsgeld
In Zukunft soll der Anspruch auf Überbrückungsgeld bei
Existenzgründung zu einer Pflichtleistung werden.
Die Förderung der Existenzgründung ist sinnvoll. Frag-
lich ist allerdings, ob dies eine Aufgabe der Arbeitslo-
senversicherung ist, ohne dass arbeitsmarktpolitisch sinn-
volle Steuerungsmöglichkeiten eröffnet werden. Bereits
in der Vergangenheit hat es Mitnahmeeffekte gegeben.
Durch die Erweiterung der Existenzgründungshilfen mit
der Einführung der Ich-AG sind weitere Mitnahmeef-
fekte zu befürchten.
§ 77 Weiterbildungskosten
Nach § 77 Abs. 1 Satz 2 gilt die förderungsfähige Zeit
der Weiterbildung vom ersten bis zum letzten Tag der
Maßnahme. Gehört zur Maßnahme eine Abschlussprü-
fung so bilden Unterricht und Prüfung eine einheitliche
Maßnahme, dies hat bereits das BSG mit Urteil von
12.02.1980 7 RAr 31/78 festgestellt. Da Prüfungen auch
zeitlich nach Beendigung des Unterrichtsstattfinden, darf
diese Zeit als auch die Kosten für die Prüfung nicht au-
ßeracht bleiben. Klarzustellen ist daher, dass die Weiter-
bildung auch die Prüfung mitumfasst.

§ 81 Fahrkosten
Zukünftig sollen Fahrkosten einheitlich pauschaliert ge-
zahlt werden.

Übersteigen die tatsächlichen Fahrkosten die Pauschale
und wird dadurch der Erfolg der Maßnahme gefährdet,
muss gesichert werden, dass auch die tatsächlichen Ko-
sten gezahlt werden.

§ 117 - Zusammenlegung von Arbeitslosengeld und
Unterhaltsgeld

Es ist eine Verwaltungsvereinfachung Arbeitslosengeld
und Unterhaltsgeld zu einer Leistung zu vereinen.

Der DGB sieht es allerdings als sinnvoll an, Anreize zu
setzen, an beruflichen Weiterbildungsmaßnahmen teilzu-
nehmen und das Risiko für Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer an einer längerfristigen Maßnahme zu begrenzen.
Deswegen sollte klar gestellt werden, dass der Anspruch
auf Arbeitslosengeld sich um den vollen Zeitraum der
Teilnahme an einer Weiterbildungsmaßnahme verlängert.
Außerdem sollte nach Ende der Maßnahme eine Suchzeit
ermöglicht werden. Der DGB schlägt hierfür den Zeit-
raum von 3 Monaten vor.

Der DGB schlägt vor, in § 128, Nr. 18 wie folgt zu än-
dern: Wenn der Anspruch auf Arbeitslosengeld wäh-
rend der Teilnahme an einer Weiterbildung endet,
verlängert er sich bis zum Ende von drei Monaten
nach Auslaufen der Maßnahme.

§ 119, Absatz 2 – Ehrenamtliche Betätigung
Der DGB begrüßt, dass in Zukunft ehrenamtliche Betäti-
gung den Bezug von Arbeitslosengeld nicht ausschließt.
Hier wird eine Rechtsunsicherheit für ehrenamtlich Täti-
ge beseitigt.
Darüber hinaus ist es zu begrüßen, dass auch Arbeitslose
an einer nicht durch die Agentur für Arbeit geförderten
Weiterbildung teilnehmen können, ohne dass dieses den
Bezug von Arbeitslosengeld ausschließen würde.
Bei vielen Arbeitslosen gibt es ein berechtigtes Interesse,
die Zeit der Arbeitslosigkeit für ihre berufliche Weiter-
bildung zu nutzen. Dies sollte durch eine großzügige
Auslegung der gesetzlichen Regelung unterstützt werden.

§ 120, Absatz 4 – Förderung von Teilzeit
In Zukunft kann der Arbeitslose seine Verfügbarkeit auf
Teilzeitbeschäftigung beschränken, soweit dies arbeits-
marktpolitisch sinnvoll ist.
Die Förderung von Teilzeitbeschäftigung wird unter-
stützt, weil die Ausweitung von Teilzeitbeschäftigung
arbeitsmarktpolitisch sinnvoll ist. Der bisherige Zwang
für Arbeitslose, in jedem Fall eine Vollzeitbeschäftigung
anzunehmen, ist bei einer Teilzeitquote von fast 25 %
nicht mehr erforderlich.

§ 123 – Anwartschaften/ § 124 Rahmenfrist
In Zukunft werden die speziellen Anwartschaftsregelun-
gen für Saisonarbeitnehmer gestrichen. Gleichzeitig wird
die Rahmenfrist, in der 12 Monate Arbeitslosigkeit nach-
gewiesen werden muss, auf zwei Jahre verkürzt.
Hierdurch wird es insbesondere für junge Arbeitslose
und prekär Beschäftigte schwieriger, die Anspruchsvor-
aussetzungen für die Erlangung von Arbeitslosengeld zu
erfüllen. Gerade Berufsanfängern wird häufig nur eine
befristete Beschäftigung angeboten. Dies führt dazu, dass
zu Beginn der beruflichen Tätigkeit Arbeitslosigkeit und
Beschäftigung sich in kurzer Folge abwechseln können.

Die verkürzte Rahmenfristregelung von drei auf zwei
Jahre trifft insbesondere auch Frauen, die ihre Berufstä-
tigkeit aufgrund Kindererziehung längere Zeit un-
terbrechen.

Auch Saisonarbeitnehmer sind betroffen. Die Saisonar-
beitsbereiche in Deutschland liegen in strukturschwachen
Regionen, in denen die Saisonbeschäftigung im Touris-
mus oft die einzige Erwerbsmöglichkeit darstellt. Gleich-
zeitig ist aufgrund der üblichen klimatischen Bedingun-
gen in unserem Land festzustellen, dass die Saisonbe-
schäftigungsverhältnisse eher kurzfristiger Art sind und
beispielsweise den 5-Monatszeitraum Mai bis September
umfassen. Durch die Neuregelung würden diese Perso-
nen auch nach zwei Saisonzeiträumen noch keinen An-
spruch auf ALG erwerben. Es besteht die Gefahr, dass
diese Personengruppe aus dem Schutz der Arbeitslosen-
versicherung herausfallen könnte.

Der DGB schlägt vor, die Rahmenfrist bei 3 Jahren
zu belassen und den Schutz für Saisonbeschäftigte zu
verbessern.
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§ 141, Abs. 1 Anrechnung von Nebeneinkommen
In Zukunft wird bei einer Nebenbeschäftigung während
des Bezuges von Arbeitslosengeld lediglich ein Freibe-
trag von maximal 165 Euro festgesetzt.
Auch dies wird mit Verwaltungsvereinfachung begrün-
det. Vermittler und Wissenschaftler halten aber feste
Grenzen für problematisch. Ein fester Freibetrag führt bei
Überschreiten der Freibetragsgrenze zu einer Transfer-
entzugsrate von 100 %, was die Arbeitsmotivation be-
einträchtigen könnte. In der Arbeitsgruppe Ar-
beitslosenhilfe/ Sozialhilfe ist gerade die Anhebung und
Flexibilisierung von Einkommensgrenzen vorgeschlagen
worden. Auch hier sollten flexible Grenzen möglich sein.
§ 144 - Ruhen bei Sperrzeit
In Zukunft sollen das Versäumen eines Termins beim
Arbeitsvermittler und „unzulängliche“ Eigenbemühun-
gen des Arbeitslosen ebenfalls mit einer Sperrzeit be-
straft werden. Bei einer Gesamtzeit von 21 Wochen
Sperrzeit verliert der Arbeitslose sämtliche Ansprüche
gegen die Arbeitslosenversicherung.
Die mehrmalige Verschärfung von Sperrzeiten hat bereits
in der Vergangenheit nicht zu den in Aussicht gestellten
Effekten geführt. Sperrzeiten können nur dann greifen,
wenn ein konkretes Arbeitsangebot tatsächlich dem Ar-
beitslosen unterbreitet wird, ansonsten haben sie zumin-
dest z.T. den Anschein einer „Schikane“. Die Auswei-
tung der Sperrzeiten auf andere Tatbestände - wie z. B.
unzureichende Eigenbemühungen - wird zu vielen Kon-
flikten und Auslegungsstreitigkeiten führen, ohne dass
dem ein ausreichender Nutzen gegenüber steht. Auf die
Verschärfung sollte deswegen verzichtet werden. Im
Vordergrund muss die Verbesserung des Dienstlei-
stungsangebotes stehen.
§147, Abs. 1
In Zukunft werden bei der Berechnung von Sperrzeiten
auch Tatbestände, die vor Eintritt der Arbeitslosigkeit
vorgefallen sind, berücksichtigt. Da die Sperrzeit bei
Kündigung eines Arbeitsverhältnisses schon zwölf Wo-
chen beträgt, erhöht sich das Risiko, aus dem Leistungs-
bezug herauszufallen. Im Regelfall kann davon ausge-
gangen werden, dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer nicht leichtfertig ihren Arbeitsplatz aufgeben, son-
dern hierbei massive betriebliche oder persönliche Grün-
de eine Rolle spielen. Die Sperrzeit an sich ist schon eine
erhebliche „Strafe“, auf die weitere Verschärfung sollte
deswegen verzichtet werden.
Der DGB schlägt vor, die Regelungen zu den Sperr-
zeiten unverändert zu belassen.
§ 152 - Anordnungsermächtigung
Es wird vorgeschlagen, verschiedene Regelungskreise
auf dem Wege von Anordnungen näher zu konkretisie-
ren. Dies wird vom DGB unterstützt, allerdings solle klar
gestellt werden, dass die Anordnung nur mit Zustim-
mung des Verwaltungsrates erfolgen kann.
§ 170, Abs. 4 - Arbeitszeitkonten
In Zukunft soll den Tarifvertragsparteien vorbehalten
sein, Regelungen zu treffen, um das Auflösen von Ar-
beitszeitkonten bei Kurzarbeit zu vermeiden. Dies soll
insbesondere dann der Fall sein, wenn die Arbeitszeit-
konten zum Zwecke der Qualifizierung angelegt wurden.
Der DGB begrüßt diese mehrfach geforderte Regelung.
Insbesondere zum Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit bis
zum Eintritt der Rente ist zunehmend Qualifizierung er-

forderlich. Durch Einbringen von Arbeitszeitkonten kann
die Bereitschaft, Weiterbildung durchzuführen, gestärkt
werden. Diese müssen vor dem Zugriff der Arbeitsämter
bei Kurzarbeit geschützt werden.
Beschäftigtentransfer -
Brücke in neue Arbeit für Menschen aus Krisen- oder
Insolvenzbetrieben
In Zukunft werden die bisherigen Transfermaßnahmen
‚Kurzarbeitergeld in einer betriebsorganisatorisch eigen-
ständigen Einheit‘ und ‚Zuschuss zum Sozialplan‘ zu ei-
ner einheitlichen Transferleistung zusammengefasst. Ziel
ist bei notwendigen Betriebsänderungen und Abbau von
Arbeitsplätzen, die Betriebsparteien anzuhalten eigen-
ständig Maßnahmen einzuleiten um die Arbeitnehmer
ohne Arbeitslosigkeit erneut in den Arbeitsmarkt ein-
zugliedern.
Die Zuständigkeit soll in Zukunft auf die örtlichen Ar-
beitsämter übergehen. Es ist zu befürchten, dass die Viel-
zahl von gleichzeitig zu bewältigenden Verände-
rungsprozessen wie die interne Umstrukturierung der
Bundesanstalt für Arbeit, die Übernahme neuer Aufga-
ben im Bereich Arbeitslosengeld II und die Veränderung
zahlreicher Fördergrundlagen nur Schritt für Schritt zu
bewältigen ist. Hierbei ist zu vermeiden, dass durch un-
klare Zuständigkeiten Zeiträume entstehen, in denen kei-
ne Förderanträge mehr gestellt werden können, es muss
also einen lückenlosen Übergang von den Landesarbeits-
ämtern an die örtlichen Arbeitsämter geben.

Dies Ziel der Reform wird vom DGB unterstützt, aller-
dings sind die vorgeschlagene Maßnahme zum Teil nicht
ausreichend und müssen ergänzt werden.

§ 216 a und b Förderung der Teilnahme an Trans-
fermaßnahmen

Die Maßnahmen zum Beschäftigtentransfer sind in der
Regel immer mit den Bemühungen verbunden, von In-
solvenz bedrohte Unternehmen bei der Umstrukturierung
so zu begleiten, dass sie mit möglichst vielen Beschäf-
tigten weitergeführt werden können. Dieser Aspekt muss
im Gesetz stärker betont werden.

Vorgesehen z.B. ist, dass der Arbeitgeber sich zu 50% an
den Kosten der Maßnahme beteiligt. Dies ist im „Nor-
malfall“ auch sachgerecht, aber bei einer vollständigen
oder drohenden Insolvenz des Unternehmens können
Transferkonzepte und damit auch die Fortführungslösun-
gen für die im Betrieb verbleibenden Beschäftigten an
der geforderten 50 %-Beteiligung der Arbeitgeber schei-
tern.

Der DGB schlägt vor, für insolvente oder von Insol-
venz bedrohte Unternehmen eine gesonderte Rege-
lung aufzunehmen, die den örtlichen Arbeitsämter in
Ausnahmefällen die Bewilligung eines deutlich höhe-
ren Unterstützungsanspruchs bis zu 90 % der Maß-
nahmekosten ermöglicht.

Bei einer drohenden Insolvenz kann das vor Beginn der
Maßnahme geforderte Profiling für den Insolvenzver-
walter ein nicht zu kalkulierendes Risiko beinhalten. An-
statt die Beschäftigten in Fortführungslösungen zu halten
und Übergänge in den Beschäftigtentransfer zu organisie-
ren, wird er eine Kündigung aussprechen müssen. Das
würde den Transferzielen dieses Gesetzes widersprechen:
In §216 b Abs. 4 Nr. 4 sollte deswegen eine Klarstellung
erfolgen.
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Der DGB schlägt vor, in §216 b Abs. 4 Nr. 4 hinter
den Wörtern -in berechtigten Ausnahmefällen einzu-
fügen wie z.B. in Insolvenzfällen oder bei drohender
Insolvenz--.
Beim Übergang der Zuständigkeit für diese Maßnahmen
an die örtlichen Arbeitsämter sollte darauf geachtet wer-
den, dass auch weiterhin individuelle Maßnahmen er-
möglicht werden. Qualitative Kriterien der Maßnahmen
dürfen nicht durch die alleinige Auswahl der Maßnahme
nach dem Preis gefährdet werden.
Der DGB schlägt vor, die Übertragung der Bewilli-
gung auf die örtlichen Arbeitsämter erst im Jahr 2006
vorzunehmen, wenn der Umbau der BA weiter vo-
rangeschritten ist.
§ 216 b Transferkurzarbeitergeld
Die Bezugsfrist für das Transferkurzarbeitergeld sollte in
Ausnahmefällen verlängert werden. Dies gilt insbesonde-
re für die Gruppe der Älteren nach Insolvenz, weil in vie-
len Fällen eine 12-monatige Transferzeit nicht ausreicht.
Die Verkürzung der Bezugsdauer in Verbindung mit der
Verkürzung der Anspruchsdauer auf Arbeitslosengeld
wird insbesondere für die Gruppe der Älteren zu einer
drastischen Verschärfung ihrer sozialen Situation führen.
Es besteht die Gefahr, dass die älteren Arbeitnehmer ei-
nerseits aus den Betrieben herausgedrängt werden oder
bei Schließung oder Insolvenz arbeitslos werden, ande-
rerseits nicht genügend Hilfestellung erhalten um erneut
im Arbeitsmarkt Fuß zu fassen. Sie werden verwiesen
auf das sehr niedrige Arbeitslosengeld II, was ins-
besondere nach langjähriger Beschäftigung eine besonde-
re Härte darstellt. Vor diesem Hintergrund könnte gerade
in Betrieben mit überalterten Belegschaftsstrukturen die
gesamte Fortführungslösung scheitern, wenn Entlassun-
gen ausschließlich jüngere, künftige Leistungsträger des
Betriebes treffen.
Der DGB schlägt vor, für besonders definierte Aus-
nahmefälle zum Erhalt einer altersmäßig ausgewoge-
nen Belegschaftsstruktur das Transferkurzarbeiter-
geld länger als zwölf Monate zu zahlen.
Zur Schaffung von Rechtssicherheit für Unternehmen, in
denen sich die Betriebsparteien auf der derzeitigen
Rechtslage über die Bildung einer betriebsor-
ganisatorischen Einheit (beE) verständigt haben, in die
von Entlassungen betroffene Arbeitnehmer sukzessive
innerhalb der Laufzeit von max. 24 Monaten eintreten
können, ist im Gesetz eine Übergangsregelung aufzu-
nehmen, die bereits im Jahre 2003 gegründeten beE’s die
weitere Anwendung des derzeitigen Rechts ermöglicht.
§ 217 bis § 222 - Eingliederungszuschüsse
Der DGB begrüßt, dass die Eingliederungszuschüsse zu
einem einheitlichen Instrument zusammengefasst werden
und insgesamt vereinfacht werden. In den letzten Jahren
ist die Zahlung von Eingliederungszuschüssen stark an-
gestiegen ohne, dass hierdurch die Vermittlungszahlen
erhöht oder eine Verbesserung der Situation am Arbeits-
markt erreicht werden konnte. Es ist zu vermuten, dass
hohe Mitnahmeeffekte bestehen. Deswegen ist es aber
notwendig, im Einzelfall stärker zu prüfen, ob tatsächlich
Minderleistungen des Arbeitnehmers zu erwarten sind.
Unbegründete Zahlungen an Arbeitgeber sind zu vermei-
den.
Darüber hinaus schlägt der DGB vor, Eingliederungszu-
schüsse nur zu zahlen, wenn mindestens ein tarifliches
oder ortsübliches Gehalt gezahlt wird. In vielen Fällen

konnte beobachtet werden, dass Arbeitgeber extrem nied-
rige Löhne zahlen. Durch Zahlung von Zuschüssen wird
dieses Verhalten auch noch durch die Bundesanstalt für
Arbeit „honoriert“, um den Schutz  - vor allem der
schwächeren Gruppen am Arbeitsmarkt - zu verstärken,
schlägt der DGB vor, in § 220 wie folgt zu formulie-
ren:
„Für die Zuschüsse sind nur die Arbeitsentgelte be-
rücksichtigungsfähig, die mindestens und höchstens
dem tariflichen oder ortsüblichen Niveau entspre-
chen, Obergrenze ist in jedem Fall die Beitragsbemes-
sungsgrenze.“ So wie...
§ 260 – ABM
Der DGB hält es für vertretbar, die Instrumente ABM
und SAM zu einem Instrument zusammenzufassen. Auch
ist zu begrüßen, dass ABM eindeutig als Beschäftigung
schaffende Maßnahme definiert wird und nicht als In-
strument der Arbeitsvermittlung. Auch wird noch einmal
klar gestellt, dass zusätzliche und im öffentlichen Interes-
se liegende Arbeiten durchgeführt werden müssen. Mit
diesen Maßnahmen wird verdeutlicht, dass dieses In-
strument auf den Personenkreis der Langzeitarbeitslosen
und Schwervermittelbaren konzentriert werden soll.
Der DGB kritisiert die vollständige Aufgabe der Tarif-
bindung und die ausschließliche Förderung über ein pau-
schaliertes Zuschusssystem, sowie die Nichteinbeziehung
in den Schutz der Arbeitslosenversicherung. Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen werden in Zukunft zu rein sozial-
politisch motivierten Arbeitsverhältnissen degradiert.

Es besteht die Gefahr, dass ABM-Maßnahmen vollstän-
dig vom tariflichen Lohnniveau abgekoppelt werden. Be-
reits in der Vergangenheit hat sich gezeigt, dass die pau-
schalierte Förderung nicht ausreicht, um die Kosten der
Träger zu decken. Es besteht die Gefahr, dass die Löhne
der Beschäftigten massiv gesenkt werden, vielfach mit
Verweis auf das Arbeitsamt. Damit könnte ABM zu ei-
nem Instrument des Lohndumping werden. Die ist nicht
hinnehmbar.

In der Vergangenheit hatte man sich darauf verständigt,
dass ein gewisser Abstand zu tariflich gezahlten Löhnen
von 20% vorhanden sein sollte. Dieser Grundsatz sollte
auch für zukünftige Maßnahmen gelten. Es muss aber si-
cher gestellt sein, dass bei ABM-Projekten der Lohnab-
stand zur nichtgeförderten Beschäftigung auf 20 % be-
grenzt wird.

Deswegen schlägt der DGB vor, in § 264, Absatz 3 fol-
gende Änderung vorzunehmen:

„Der Zuschuss wird höchstens bis zur Höhe des mo-
natlich ausgezahlten Arbeitsentgeltes gezahlt, das Ar-
beitsentgelt darf 80 % der tariflichen und ortsübli-
chen vergleichbaren Vergütung nicht unterschreiten.
Ist die Arbeitszeit...“
Darüber hinaus soll die Förderung auch für Ältere auf
maximal 36 Monate begrenzt werden. Bisher war z. B. in
SAM-Maßnahmen eine Förderung von 60 Monaten
möglich.

Gerade mit Blick auf besonders strukturschwache Regio-
nen in Ostdeutschland und die schlechten arbeitsmarkt-
politischen Chancen der Gruppe der über 50jährigen in
Ostdeutschland sollte begrenzt bis zum Jahre 2009 eine
60-monatige Förderung weiterhin möglich sein. Be-
schäftigung in ABM bzw. SAM hat in der Vergangenheit
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dazu beigetragen soziale Härten zu mindern. In vielen
Fällen konnte ein sozialverträglicher Übergang in die
Rente organisiert werden. In strukturschwachen Regio-
nen stehen für diesen Personenkreis auf dem ersten Ar-
beitsmarkt kaum Arbeitsplätze zur Verfügung. Die Be-
schäftigung in ABM ist deswegen für viele der einzige
Ausweg aus der Arbeitslosigkeit.
§ 304 -  Leistungsmissbrauch
In Zukunft sollen die Außenprüfungen zur Bekämpfung
von Leistungsmissbrauch und illegaler Beschäftigung bei
den Zollverwaltungen konzentriert werden. Die Arbeits-
ämter prüfen lediglich Leistungsmissbrauch soweit sich
dieser aus ihren eigenen Verwaltungsvorgängen ergibt.
Der DGB erwartet aber, dass für den Übergang des Per-
sonals der Bundesanstalt für Arbeit sozial verträgliche
Regelungen in Absprache mit der zuständigen Ge-
werkschaft getroffen werden.
§ 345b - Freiwillige Versicherung
In Zukunft können auch Pflegepersonen, Selbstständige
und Beschäftigte im Ausland freiwillig Beiträge zur Ar-
beitslosenversicherung entrichten. Für Pflegende ist als
Beitragsbasis 10 % der monatlichen Bezugsgröße vorge-
sehen. Die monatliche Bezugsgröße liegt z. Z. bei 2.380
€. Entsprechend wird der monatliche Beitrag auf der Ba-
sis von 238 € erhoben, das sind zur Zeit 15,50 €.
Selbstständige zahlen einen Beitrag auf der Basis von
25% der Bezugsgröße, das wären zur Zeit 38,70 €.
Die spätere Leistung wird allerdings nicht nach diesem
Beitrag berechnet, sondern richtet sich nach dem letzten
tatsächlich erzielten Einkommen oder wenn dies zu lange
zurück liegt, nach der fiktiven Einstufung nach § 132.
Sowohl Pflegende als auch Selbstständige können also
durch einen relativ niedrigen Beitrag eine vollständige
Versicherung in der Arbeitslosenversicherung erreichen.
Für Selbstständige sollte der Beitrag stärker an der Lei-
stungsfähigkeit orientiert werden. Für Pflegende hält der
DGB gleichgestellte Zeiten für sinnvoll.
§ 367 - Organisation der Bundesagentur für Arbeit
Die Bundesanstalt für Arbeit soll umbenannt und eine
Mittelinstanz soll nicht mehr verbindlich vorgesehen
werden.
Nach Auffassung des DGB wird eine Mittelinstanz bei
mehr als 800 Geschäftsstellen nach wie vor notwendig
sein, um die Steuerung arbeitsmarktpolitischer Prozesse
zu erleichtern und gezielte arbeitsmarktpolitische Initia-
tiven zu ergreifen. Die Mittelinstanz sollte daher als ei-
gene Organisationseinheit beibehalten werden. Verwal-
tungsrat und Vorstand der BA sollten gemeinsam über
Umbau und Zahl der Landesarbeitsämter entscheiden
können.
Der DGB regt an, auf die Umbenennung der BA aus Ko-
stengründen zu verzichten. Fortschritte beim Umbau der
BA werden inner- und außerhalb der BA nicht am Na-
men, sondern an den tatsächlichen Veränderungen, ins-
besondere vor Ort, gemessen.
§ 371 - Selbstverwaltungsorgane
Auf der mittleren Ebene soll die Selbstverwaltung ent-
fallen und die Aufgaben des Verwaltungsrates und der
Verwaltungsausschüsse der Arbeitsämter weitgehend auf
eine Kontrollfunktion reduziert werden. So soll das Recht
der Verwaltungsausschüsse entfallen, über die Grundlini-
en der dezentral zu verwendenden Mittel des Eingliede-
rungstitels entscheiden zu können. Die Berufung von

Vertretern der Selbstverwaltungsmitgliedern soll ausge-
schlossen werden.
Der DGB befürwortet übereinstimmend mit allen Grup-
pen des Verwaltungsrates eine grundsätzliche Trennung
von Geschäftsführung und Aufgaben der Verwal-
tungsausschüsse. Die Aufgaben und Kompetenzen der
Verwaltungsausschüsse müssen jedoch mit substanziel-
len Befugnissen und Rechten unterfüttert werden. Auch
auf mittlerer Ebene sind Verwaltungsausschüsse unver-
zichtbar, soweit die Aufgaben dieser Ebene über rein
unterstützende Steuerungsaufgaben der Zentrale hinaus
gehen. Um den Verwaltungsausschüssen eine sachge-
rechte Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu ermöglichen,
sollte § 374, Abs. 3 erhalten bleiben. So scheint uns un-
verzichtbar, dass die Verwaltungsausschüsse auch
künftig „alle aktuellen Fragen des Arbeitsmarktes zu
beraten und erforderliche Maßnahmen zur bestmög-
lichen Erledigung der Aufgaben zu erörtern“ und
Schlussfolgerungen daraus zu ziehen. Ihnen sollte auch
das Recht eröffnet werden, wissenschaftlichen Sach-
verstand hinzuziehen zu können.
Angesichts der vielfältigen Aufgaben der BA und der
damit verbundenen Kontroll- und Initiativrechte der
Selbstverwaltung sollte bei Verkleinerung der Verwal-
tungsausschüsse nach wie vor eine Vertretung von
Selbstverwaltungsmitgliedern eröffnet werden. Um
eventuelle Interessenskonflikte auszuschließen, sollten
Vertreter von Bildungsträgern nicht in der Selbstverwal-
tung vertreten sein. Die Übertragung von Aufgaben an
Ausschüsse ist nach wie vor sinnvoll. Unverständlich ist
auch die Streichung von § 374, Abs. 4, wonach der
Selbstverwaltung weitere Aufgaben übertragen werden
können.

§ 373 - Verwaltungsrat
Die Kompetenzen des Verwaltungsrates sollten klarer de-
finiert werden und im Gesetz nicht nur das Überwa-
chungsrecht explizit erwähnt werden.
Der DGB regt folgende Ergänzung an: „Der Verwal-
tungsrat genehmigt die strategische Ausrichtung der
BA im Rahmen ihres gesetzlichen Auftrages.“

§ 374 – Verwaltungsausschüsse

Der DGB teilt die Einschätzung der Hartz-Kommission,
dass die Arbeitsämter „ihr ganzheitliches Arbeitsmarkt-
programm in eigener Verantwortung unter Beteiligung
der relevanten Akteure“ gestalten soll. Der Einsatz der
Mittel soll sich dabei aus der Bedarfsanalyse und dem
regionalen Zielsystem ableiten.

Der DGB regt an, den Verwaltungsausschüssen

- ein Mitwirkungsrecht bei Bedarfsanalyse und der ge-
nerellen Festlegung von regionalen Arbeitsmarktpro-
grammen zu eröffnen,

- ein Initiativrecht für regionale und örtliche Beschäfti-
gungsinitiativen und zur besseren Verzahnung mit
betriebsnaher Politik oder von Arbeitsmarkt- und
Strukturpolitik einzuräumen.

Die Zuständigkeit der Verwaltungsausschüsse für die
Aufteilung der im Eingliederungstitel veranschlagten
Mittel sollte nicht entfallen soweit die Aufteilung in de-
zentraler Autonomie der örtlichen Ämter erfolgt. In je-
dem Fall sollte ein Entscheidungsrecht zu den Förderbe-
dingungen der „freien Förderung“ verbleiben.
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Eine Neuausrichtung der Mittelinstanz führt bei einem
Wegfall der Verwaltungsausschüsse der Landesarbeits-
ämter aus Sicht des DGB zu Reibungsverlusten und ab-
nehmenden Bezug zur betrieblichen Praxis. Die Verwal-
tungsausschüsse der Mittelinstanz sollten nicht entfallen.
§ 382 -  Benennung und Abberufung des Vorstandes
Nach dem Gesetzesvorschlag soll der Verwaltungsrat ein
Vorschlagsrecht für die Besetzung des Vorstandes erhal-
ten, das Letztentscheidungsrecht über die Besetzung des
Vorstandes verbleibt aber bei der Bundesregierung. Auch
die Vertragsbedingungen zu Haftung sowie zu Gehalts-
und Versorgungsansprüchen der Vorstandsmitglieder
sollen mit der Bundesregierung geregelt werden.
Eine Anlehnung des Berufungsverfahrens an das Verfah-
ren bei der Regierungsbehörde für Telekommunikation
und Post ist für die beitragsfinanzierte BA aber nicht aus-
reichend. Seine Kontrollfunktion kann der Verwaltungs-
rat nur dann mit Nachdruck verfolgen, wenn Bestellung
und Abberufung des Vorstandes durch den Verwaltungs-
rat erfolgen. Ein Vorschlagsrecht wird nicht als ausrei-
chend angesehen.
§ 383 – Neue Leitungsstrukturen
Die neue Leitungsstruktur für alle Ebenen sollte nach
Einschätzung des DGB nicht gesetzlich festgeschrieben
werden. Verzichtbar ist z.B. die gesetzliche Festschrei-
bung einer dreiköpfigen Geschäftsführung
§ 385 - Beauftragte für Chancengleichheit am Ar-
beitsmarkt
In § 1 SGB III bleibt die Zielsetzung, die Gleichstellung
von Männern und Frauen als durchgängiges Prinzip zu
verfolgen, erhalten. Allerdings wird die Umsetzung der
beschäftigungspolitischen Ziele des § 1, welche in Über-
einstimmung mit den Zielsetzungen der Sozial- Wirt-
schafts- und Finanzpolitik zu erfolgen hat, in Zukunft
durch Zielvereinbarungen zwischen dem BMWA und
dem Vorstand der BA festgelegt. Die Umsetzung der
konkreten Ziele erfolgt mit Hilfe eines Kontraktma-
nagements. Der BA wird nach dem getroffenen Ver-
handlungsergebnis eine höhere Eigenverantwortung
übertragen, als dies in der Vergangenheit der Fall war.
Um die Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben zur
Gleichstellung sowie der Vereinbarkeit von Familie und
Beruf zu gewährleisten und in die Verhandlungser-
gebnisse zu integrieren, erscheint es dem DGB als drin-
gend erforderlich, dass die Beauftragten für Chancen-
gleichheit am Arbeitsmarkt auch für die Bezirke der Re-
gionaldirektionen erhalten bleiben.
Zu Artikel 95
Änderungen des Altersteilzeitgesetzes
Vorbemerkung:
Mit den geplanten Änderungen des Altersteilzeitgesetzes
sind im Wesentlichen zwei Neuregelungen geplant: Zum
einen soll die Berechnungsgrundlage für die von den Ar-
beitsämtern gezahlten Aufstockungsbeträge dahingehend
geändert werden, dass nicht mehr das Mindestnettoent-
gelt für die Aufstockungsbeträge zugrunde gelegt wird,
sondern zukünftig bei der Berechnung der Aufstockungs-
beträge das Bruttoentgelt maßgebend sein soll. Darüber
hinaus wird ein neuer Paragraph 8a eingeführt, der die
Verpflichtung zur Insolvenzsicherung verbessern soll.
Zu den Neuregelungen im Einzelnen:

1. Neuregelung von § 3 ATZG
Die Einführung des Regelarbeitsentgeltes als bruttobezo-
gene Berechnungsgrundlage für den Aufstockungsbetrag
der zukünftigen Agentur für Arbeit wird damit begrün-
det, dass der bisherige Sicherungszweck der Anknüpfung
an die Nettozahlung entfallen ist, da aufgrund höherer
betrieblicher Aufstockungszahlungen und neuer gesetzli-
cher Regelungen für Geringverdiener dieses Schutz-
bedürfnis entfallen sei. Der Mindestnettobetrag von 70%
nach der alten Regelung des § 3 Abs. 1 Nr. 1a entfällt.
Richtig ist, dass in den überwiegenden tarifvertraglichen
Regelungen höhere Aufstockungsbeträge auf der Netto-
berechnungsbasis vorgesehen sind. Dies führt aber auch
dazu, dass Auswirkungen dieser Neuregelung auf (zu-
künftige) tarifvertragliche Regelungen nicht auszuschlie-
ßen sind. Es ist einzuräumen, dass die Vergleichsbere-
chung zwischen den zu zahlenden 20% und dem Min-
destnettobetrag einen erheblichen Verwaltungsaufwand
für die zukünftigen Agenturen für Arbeit bedeuten. So-
weit die geplante Neuregelung der Verwaltungsverein-
fachung dient, ohne dass die tarifvertraglichen Regelun-
gen infrage gestellt werden, ist sie zustimmend zu be-
werten.
Die ebenfalls geplante Anknüpfung an die konkrete und
tatsächlich geleistete Arbeitzeit bei der Berechnung der
in der Altersteilzeit geschuldeten Arbeitzeit während des
Altersteilzeitverhältnisses, ist grundsätzlich nicht zu be-
anstanden.
2. Neuregelung des § 6
Bislang wurden bei der Berechnung des Arbeitsentgeltes
Einmalzahlungen, wie tarifliche Jahresleistungen, zu-
sätzliches Urlaubsgeld oder auch Boni-Zahlungen be-
rücksichtigt. Nach dem Wortlaut der Neuregelung ist dies
nicht mehr der Fall. Diese Verschlechterung sollte durch
eine Klarstellung im Gesetzestext, etwa durch die For-
mulierung: „Hierzu zählen auch die entsprechenden An-
teile von Einmalzahlungen“, verhindert werden.
3. Neuregelung des § 8a AtzG
Die geplante Verbesserung der Verpflichtung zur Insol-
venzsicherung über die Bestimmung des § 7d SGB IV
hinaus ist ausdrücklich zu begrüßen. Die bisher anzu-
wendende Regelung des § 7d hat sich in der Praxis als
unzureichend erwiesen.
Auch die dort neu eingeführte Verpflichtung des Arbeit-
gebers, dem Arbeitnehmer Mitteilung über die erfolgte
Insolvenzsicherung zu machen, ist aufgrund ihrer Sankti-
onslosigkeit nicht geeignet, eine Verbesserung der Insol-
venzsicherung von Wertguthaben herbeizuführen.
Deshalb kann die Regelung des § 8a - gerade für die Al-
tersteilzeit - als sehr positiv bewertet werden.
Auch die Tatsache, dass finanzielle Rückstellungen, zwi-
schen Konzernunternehmen begründete Einstandspflich-
ten, insbesondere Bürgschaften, Patronatserklärungen
oder Schuldbeitritte als Sicherungswege ausgeschlossen
sind, ist sehr zu begrüßen.

Ebenso wird der Ansatz nachdrücklich unterstützt, dass
die Insolvenzsicherung mit der ersten Gutschrift nachge-
wiesen werden muss.

Anders als bei der Bestimmung des § 7d ist damit sicher
gestellt, dass nicht bereits erhebliche Vorleistungen des
Arbeitnehmers aufgelaufen sind, ohne dass eine ausrei-
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chende Sicherung gegen die Zahlungsunfähigkeit des
Arbeitgebers erfolgt ist, bevor der Arbeitgeber überhaupt
auch nur eine Mitteilung machen muss. Auch die unter
Abs. 4 dargestellten Auffanglösungen sind grundsätzlich
positiv zu bewerten. Ob sie allerdings in der Praxis aus-
reichen, um den sicherungsunwilligen Arbeitgeber zu
verpflichten, ist zweifelhaft. Hier wäre möglicherweise
eine gesetzliche Auffanglösung, etwa im Wege einer
Umlage, ggf. noch effektiver gewesen, zumal bei der jet-
zigen Konstruktion der Arbeitnehmer, dessen Arbeitge-
ber seinen Verpflichtungen nicht nachgekommen ist, den
Arbeitgeber auf die Leistung der Sicherheit verklagen
muss. Ein solches Verfahren stellt für einen Arbeitneh-
mer im noch bestehenden Arbeitsverhältnis eine erhebli-
che Belastung dar. Gleichzeitig ist gerade bei den Ar-
beitgebern, die der Verpflichtung auf Insolvenzsicherun-
gen nicht nachkommen, zu vermuten, dass dies in erster
Linie aus finanziellen Gründen nicht erfolgt. In einem
solchen Fall dürfte dann aber auch die Sicherheitslei-
stung durch Stellung eines tauglichen Bürgen oder Hin-
terlegung von Geld und Wertpapieren nur schwer zu rea-
lisieren sein. Es ist also gerade in den Fällen, in denen
der Arbeitgeber möglicherweise Finanzierungsprobleme
hat, nicht auszuschließen, dass im Fall einer Insolvenz
die Wertguthaben eben doch nicht gesichert sind.
Aus Ziffer 2 ergibt sich bezüglich der Anrechnung nur
ein Ausschluss der Leistungen nach § 3 Absatz 1 Nr. 1
Buchstaben a und b und § 4 Absatz 2 sowie der Zahlung
des Arbeitgebers zur Übernahme der Beiträge im Sinne
des § 187 a des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch. Da in
der Regel tarifliche Aufstockungsleistungen oberhalb der
gesetzlichen Regelungen liegen, wäre hier eine Anrech-
nung nach dem vorliegenden Text zulässig. Darüber hin-
aus ist ggf. zum Zeitpunkt eines Abschlusses einer Al-
tersteilzeitvereinbarung überhaupt nicht klar, ob Leistun-
gen nach den §§ 3 und 4 Altersteilzeitgesetz erfolgen.
Diese Frage beantwortet sich erst, wenn der Arbeitgeber
eine Erstattung im Falle der Wiederbesetzung eines Al-
tersteilzeit-Arbeitsplatzes beantragt. Deshalb wäre eine
Klarstellung notwendig, dass eine Anrechnung der Ar-
beitgeberleistungen auf das zu sichernde Wertguthaben
unzulässig ist.
Die Sicherheitsleistung, die der Arbeitnehmer nach Ab-
satz 4 verlangen kann, setzt eine Überprüfung einer wirk-
samen Insolvenzsicherung voraus. Dies dürfte den ein-
zelnen Arbeitnehmer überfordern.
Es würde sich anbieten die neue Bundesagentur (Bun-
desanstalt) mit der Prüfung ob eine entsprechend geeig-
nete Insolvenzsicherung vorliegt, zu betrauen. Im Rah-
men der Berechnung eventueller Leistungen würde dies
unproblematisch möglich sein.
Ausdrücklich zu befürworten ist die Regelung des Abs.
5, wonach auch im Arbeitsvertrag kein Verzicht auf eine
Insolvenzsicherung erfolgen kann.
4. Ergänzende Neuregelung
Die gesetzliche Altersteilzeitregelung gilt bis zum 31.
Dezember 2009. Auch die auf diesem Gesetz fußenden
Tarifverträge gelten ebenfalls zu einem Großteil befristet
bis zum 31. Dezember 2009.
Diese Regelung ist vor dem Hintergrund der bis zum Jahr
2007 einschließlich steigenden Zahl der Schulabgänger
und der sich hieraus ergebenden Problematik richtig ge-

wählt, um gerade jüngeren Menschen den Einstieg in das
Berufsleben zu ermöglichen.
Durch eine gesetzliche Änderung, die bereits seit länge-
rem besteht, haben allerdings Arbeitnehmer, die den Ge-
burtsjahrgängen 1952 bis 1954 angehören, nicht die
Möglichkeit, in unmittelbarem Anschluss an die Al-
tersteilzeit Altersrente zu beziehen, da die Altersrente
wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeit gemäß §
237 Absatz 1 Ziffer 1 SGB IV auf Versicherte beschränkt
ist, die vor dem 1. Januar 1952 geboren sind.
Eine Altersrente für langjährig Versicherte mit entspre-
chenden versicherungsmathematischen Abschlägen
kommt frühestens mit Vollendung des 62. Lebensjahres
in Betracht, sodass sich für alle Betroffenen, die mit
Vollendung des 55. Lebensjahres in Altersteilzeit gehen
wollen, eine Lücke von einem Jahr ergibt.
Um eine insgesamt schlüssige Neuregelung zu schaffen,
wäre es deshalb angebracht, auch eine Schließung dieser
Lücke vorzunehmen. Sollte diese Lücke durch Arbeitslo-
sigkeit geschlossen werden, ergeben sich deutlich höhere
Kosten als für die Arbeitnehmer, die den Geburtsjahr-
gängen bis 1951 angehören.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)686
Ausschuss für
Wirtschaft und Arbeit 2. Oktober 2003
15. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Deutscher Beamtenbund

I. Umbau der Bundesanstalt für Arbeit
Überleitung von Beschäftigten der Arbeitsmarktin-
spektion auf die Zollverwaltung
Bezüglich des staatlichen Aufgabenbestands vertritt
der dbb die Grundsatzposition, dass es politischer Ent-
scheidung bedarf, welche Aufgaben der Staat – abge-
sehen von seinen Kernaufgaben – ausführt, ausbaut
oder reduziert. Grundsätzlich steht dem Staat hin-
sichtlich des Aufgabenbestands ein weiter Gestal-
tungsspielraum zu. Bezogen auf die Arbeitsverwal-
tung ist es daher auch hier möglich, Aufgabenbestand
und Aufgabenstruktur zu ändern und dies politisch zu
verantworten. Die im Gesetzentwurf getroffene Orga-
nisationsentscheidung ist sicherlich vor diesem Hin-
tergrund zulässig; ob sie in der Praxis auch sinnvoll
ist, wird die Zukunft erweisen.
Wenn jedoch Organisationsentscheidungen getroffen
werden, die personelle Konsequenzen haben, trifft die
politisch Verantwortlichen für das Personal eine be-
sondere Verantwortung und soziale Verpflichtung.
Deshalb fordert der dbb nachdrücklich eine frühzeitige
Information der Betroffenen über die geplanten kon-
kreten Maßnahmen vor Ort und gleichermaßen eine
frühzeitige Einbeziehung der Personalräte der ab-
gebenden und aufnehmenden Dienststellen. Die Ein-
beziehung der betroffenen Gewerkschaften halten wir
für eine Selbstverständlichkeit. Nur mit den Beschäf-
tigten lassen sich die geplanten Reformen im Interesse
aller umsetzen.
Ungeachtet dieser grundsätzlichen Überlegungen hält
der dbb folgende Modifizierungen für notwendig:
- Die Überleitungsregelungen sollten ergänzt werden.

Allen Beschäftigten sollte – unabhängig vom Status
– ein Optionsrecht eingeräumt werden, ob sie wei-
terhin bei der Bundesanstalt für Arbeit verbleiben
oder sich für eine Tätigkeit im bisherigen Aufga-

benbereich unter dem Dach des Bundesministeriums
der Finanzen entscheiden wollen.

- Offen sind ferner die Eingruppierungsfolgen für An-
gestellte, wenn der neue Arbeitgeber in Ausübung
seines Direktionsrechts Angestellte mit anderen
Aufgaben innerhalb der Zollverwaltung betraut. Der
Besitzstand ist bisher auf die Zeiträume begrenzt, in
dem Aufgaben der Arbeitsmarktinspektion ausgefüllt
werden. Hier bedarf es noch einer Regelung.

- Klärungsbedürftig sind ferner personalvertretungs-
rechtliche Fragen. So bedarf es nach unserer Ein-
schätzung einer Regelung, wie mit den Beschäftigten
zu verfahren ist, die gegenwärtig in den Personal-
vertretungen der Bundesanstalt für Arbeit ihr Mandat
ausüben.

- Sinnvoll wäre es, wenn die im Vorfeld bekannt ge-
wordenen Aussagen der Bundesregierung zur Absi-
cherung des bisherigen Beschäftigungsortes für die
Beschäftigten in der Arbeitsmarktinspektion in den
Gesetzentwurf aufgenommen würden.

Die Tatsache, dass die Bundesagentur durch orga-
nisatorische Maßnahmen sicherstellt, dass die Innen-
revision in allen Dienststellen durch eigens nicht der
Dienststelle angehörendes Personal erfolgt, wird vom
dbb begrüßt. Jedoch wird strikt abgelehnt, dass die
Prüfungen durch Dritte durchgeführt werden können.
Diese Prüfungen sollten stets durch Beamte der Bun-
desagentur durchgeführt werden, um sicherzustellen,
dass diese den Aufbau der Bundesagentur kennen.
Privatpersonen können eine Prüfung nach Auffassung
des dbb nicht ordnungsgemäß durchführen, da sie mit
dem Aufbau und mit den Aufgaben der Bundes-
agentur nicht vertraut sind.
Der dbb hält an seiner Forderung fest, dass im Bereich
der Bundesagentur auch weiterhin Beamtinnen und
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Beamten eingesetzt werden müssen. Die Arbeitsfähig-
keit und Flexibilität der Bundesagentur würde durch
einen Wechsel der Beschäftigtenverhältnisse keines-
wegs erhöht: Die Probleme am Arbeitsmarkt sind
vollkommen unabhängig vom Status der Beschäf-
tigten der BA. Weder verbeamtete noch angestellte
Kolleginnen und Kollegen können Stellen vermitteln,
wenn keine vorhanden sind. Von daher kann der dbb
den erklärten Willen des Gesetzgebers, künftig vor-
rangig Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in der
BA einzusetzen, nicht nachvollziehen.
Die Übertragung von Führungspositionen auf Zeit
lehnt der dbb ab. Er weist auf die Gefahr einer ver-
stärkten sachfremden Einflussnahme auf die Verwal-
tung hin. Die grundsätzlich lebenszeitliche Über-
tragung des den Funktionen entsprechenden Amtes
soll die Unabhängigkeit des Beamten gewährleisten.
Diese Unabhängigkeit ist insbesondere bei Spit-
zenpositionen von Bedeutung. Sachfremden Einflüs-
sen, denen vor allem Beamte in Spitzenpositionen aus-
gesetzt sein können, kann bei der Vergabe auf Zeit nur
schwer entgegengewirkt werden. Die sachliche und
persönliche Unabhängigkeit des Beamten ist aber
Grundlage der Stabilität der öffentlichen Verwaltung.
Eine Herabstufung nach einer Amtszeit wird der Be-
troffene persönlich als Degradierung empfinden, auch
wenn er in eine andere Organisationseinheit umgesetzt
wird. Erhebliche Einbußen an dienstlichem Ansehen
und Durchsetzungskraft sind unvermeidbar. Insoweit
fällt auch der Vergleich zum Disziplinarrecht ins Ge-
wicht. Die Versetzung in ein Amt mit niedrigerem
Endgrundgehalt ist die zweit schwerste Diszi-
plinarstrafe.
Personalwirtschaftlich wird es Schwierigkeiten berei-
ten, den bisherigen Spitzenbeamten in einer anderen,
meist niedrigeren Position weiter zu verwenden. Ei-
nige Bundesländer haben auf dieses Problem auch im
Erfahrungsbericht der Bundesregierung zum Dienst-
rechtsreformgesetz hingewiesen. Es wird sich um eine
andere Organisationseinheit handeln müssen, als die,
in der er bisher in leitender Funktion tätig war. Hierfür
werden aber zumeist freie geeignete Dienstposten feh-
len. Dies hatte die damalige Bundesregierung rich-
tigerweise in ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme
des Bundesrates zum Dienstrechtsreformgesetz im
Jahre 1996 festgestellt und auch deshalb die Mög-
lichkeit der Vergabe von Führungspositionen auf Zeit
abgelehnt.
Der dbb widerspricht entschieden dem Argument,
dass mit der Vergabe von Führungspositionen zu-
nächst auf Zeit die Voraussetzungen für eine optimale
Personalauswahl auf der Ebene der Führungskräfte
geschaffen wird. Durch das Dienstrechtsreformgesetz
wurde die Möglichkeit eröffnet, Führungspositionen
auf Probe zu vergeben. Durch die Vergabe von Füh-
rungspositionen auf Probe wird die Personalauswahl
leistungsorientiert verbessert und der Personaleinsatz
optimiert. An Führungsfunktionen werden zusätzliche
Anforderungen gestellt, die ein Beamter in einer nach-
geordneten Funktion regelmäßig nicht erfüllen
braucht. Um das Risiko von Fehlprognosen bei der
Besetzung von Führungsfunktionen zu minimieren,
wird eine dauerhafte Übertragung nicht nur von der
Leistungsprognose zum Zeitpunkt der Übertragung
abhängen, sondern auch von den in der Probezeit er-

brachten Leistungen in dem neuen Führungsamt.
Ziel muss es sein, eine motivierte und leistungsfähige
Bundesagentur zu schaffen. Eine Obergrenzenrege-
lung ist nach Auffassung des dbb hinderlich, da durch
diese Obergrenzen leistungsstarke Beamte unter Um-
ständen nicht aufsteigen können. Deshalb ist die Mög-
lichkeit zur Überschreitung der Obergrenze positiv zu
bewerten, jedoch sollte überlegt werden, die Ober-
grenzen gänzlich zu streichen.
Zielvereinbarungen zwischen Bundesregierung und
Bundesanstalt für Arbeit
In einem ersten Schritt sollen Bundesregierung und
Bundesagentur für Arbeit Vereinbarungen über die zu
erreichenden beschäftigungspolitischen Ziele schlie-
ßen.
Nach Auffassung des dbb ist es bedenklich, in einem
so schwierig zu prognostizierenden Bereich wie der
Beschäftigungsentwicklung Zielvereinbarungen abzu-
schließen. Dies hängt damit zusammen, dass den
Chancen des Instruments Zielvereinbarungen auch
gewichtige Probleme und Risiken gegenüber stehen.
Ein wesentlicher Punkt ist dabei die Beeinflussbarkeit
der Zielerreichung. Die motivierende Wirkungsweise
von Zielvereinbarungen geht dann verloren, wenn die
individuelle Beeinflussbarkeit der Zielerreichung ge-
ring ist. Dies ist jedoch bei der Beschäftigungsent-
wicklung, die neben konjunkturellen Einflüssen auch
zahlreichen weiteren externen Einflüssen unterliegt,
der Fall. Der dbb befürchtet daher, dass die Beschäf-
tigten der BA bei einem Nichterreichen der verein-
barten Ziele für Dinge zur Verantwortung gezogen
werden, die nicht in ihrem Einflussbereich liegen.
Dies hätte nicht nur demotivierende Folgen für die Be-
schäftigten, sondern auch fatale Auswirkungen auf die
Außenwahrnehmung der BA.
II. Vereinfachung des Leistungsrechts
Arbeitslosengeld I/Unterhaltsgeld
Der dbb lehnt die beabsichtigte Verkürzung der Rah-
menfrist auf zwei Jahre sowie den Wegfall von Son-
derregelungen zur Verlängerung dieser Frist entschie-
den ab. Nachdem mit dem Gesetz zu „Reformen am
Arbeitsmarkt“ bereits die Bezugsdauer von Arbeits-
losengeld verkürzt werden soll, beinhaltet diese Rege-
lung eine Einengung des Zugangs zum Arbeits-
losengeld. Künftig wird es für viele, auch für lang-
jährig Versicherte, schwierig, die Anwartschaftszeiten
nach § 123 SGB III zu erfüllen. Der Schutz der Ar-
beitslosenversicherung wird somit gerade bei unsteten
Erwerbsbiografien stark eingeschränkt. Da unstete Er-
werbsbiografien heute immer mehr zum „Normalfall“
werden, stellt sich die Frage, welchem Ziel die Ar-
beitslosenversicherung letztlich dienen soll. Wenn im-
mer mehr Risiken künftig nicht mehr von der Ar-
beitslosenversicherung abgesichert werden, verliert
die Arbeitslosenversicherung – entgegen dem ausge-
sprochenen Willen des Gesetzgebers – nach und nach
den Versicherungscharakter.
Die Zusammenführung des Arbeitslosengeldes und
des bisherigen Unterhaltsgeldes zu einer einheitlichen
Versicherungsleistung bei Arbeitslosigkeit und bei be-
ruflicher Weiterbildung wird hingegen begrüßt. Der
dbb geht davon aus, dass mit dieser Maßnahme der
Verwaltungsaufwand für die Arbeitsverwaltung erheb-
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lich reduziert werden kann. Für die Betroffenen ist die
Zusammenführung beider Leistungen mit keinem lei-
stungsrechtlichen Nachteil verbunden. Zudem hat die-
se Verwaltungsvereinfachung für sie den Vorteil, dass
es bei der Auszahlung der Entgeltersatzleistungen bei
Übergang in eine Maßnahme der beruflichen Weiter-
bildung künftig nicht mehr zu zeitlichen Verzöge-
rungen kommen kann.
ABM/SAM
Die Zusammenführung von Arbeitsbeschaffungs- und
Strukturanpassungsmaßnahmen zu einer einheitlichen
Leistung erscheint dem dbb sinnvoll, da beide Förde-
rungen das Ziel verfolgen, zusätzliche Beschäftigung
für Arbeitslose oder von Arbeitslosigkeit bedrohte
Menschen zu schaffen. Bedenken hegt der dbb jedoch
gegen die vorgesehene Versicherungsfreiheit von Be-
schäftigungen, die als Arbeitsbeschaffungsmaßnahme
gefördert werden. Zwar ist die Intension nach-
vollziehbar, in Zukunft Leistungsketten, bei denen
sich Arbeitnehmer in einem steten Wechsel von ABM
und Arbeitslosigkeit befinden, zu künftig vermeiden.
Allerdings lässt diese Maßnahme erwarten, dass ins-
besondere Frauen von ihr negativ betroffen sein könn-
ten, da sie überproportional häufig als Berufsrückkeh-
rerinnen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zum Wie-
dereinstieg in den ersten Arbeitsmarkt in Anspruch
genommen haben. Durch die nun geplante Versiche-
rungsfreiheit für ABM, entfällt für viele Berufsrück-
kehrerinnen die sozialversicherungsrechtliche Absi-
cherung. Vor diesem Hintergrund müsste die grund-
sätzliche Versicherungsfreiheit für ABM nach § 27
SGB III nochmals überprüft werden.
Eingliederungszuschüsse
Die Zusammenführung der verschiedenen Formen von
Eingliederungszuschüssen zu nunmehr zwei Typen
von Eingliederungszuschüssen wird vom dbb begrüßt.
Die verschiedenen Fördermöglichkeiten werden damit
sowohl für Arbeitgeber als auch für die zuständigen
Beratungs- und Vermittlungskräfte der Arbeitsverwal-
tung überschaubarer und damit anwendungsfreund-
licher. Positiv hervorzuheben ist, dass für ältere Ar-
beitnehmer bis Ende 2009 verlängerte Fördermög-
lichkeiten vorgesehen sind und dass die Förderung
von behinderten und schwerbehinderten Menschen in
Höhe und zeitlichen Umfang erhalten bleibt.
III. Verstärkung des aktivierenden Ansatzes der

Arbeitsmarktpolitik
Transfermaßnahmen
Der dbb begrüßt, dass durch die vorgesehene 50 % -
Förderung sichergestellt wird, dass der Arbeitgeber
einen angemessenen finanziellen Eigenbeitrag zur
Fördermaßnahme erbringt. Dadurch wird gewährlei-
stet, dass der Arbeitgeber sich seiner Verantwortung
für seine Beschäftigten nicht entzieht. Gleichzeitig
wird er angehalten, bei der Auswahl der Eingliede-
rungsmaßnahmen Sparsamkeits- und Wirksamkeits-
aspekte ausreichend zu berücksichtigen.
Transferkurzarbeitergeld
Es ist grundsätzlich zu begrüßen, dass künftig stärker
darauf geachtet werden soll, dass Vermittlungen aus
Arbeit in Arbeit erfolgen und Zwischenphasen der
Arbeitslosigkeit vermieden werden. Vor diesem Hin-

tergrund ist nachvollziehbar, dass Arbeitnehmer künf-
tig vor Überleitungen in eine Transfergesellschaft eine
Maßnahme zur Feststellung ihrer Eingliederungsaus-
sichten durchlaufen sollen, um unnötige Umwege über
eine Transfergesellschaft als Beschäftigungsverhältnis
zu vermeiden. Die Verkürzung der Bezugdauer von
Strukturkurzarbeitergeld auf zwölf Monate, die mit
den geplanten Änderungen des Arbeitslosengeldes
korrespondiert, beurteilt der dbb jedoch kritisch. Als
Begründung wird angeführt, dass die Eingliederungs-
chancen von Beziehern von Strukturkurzarbeitergeld
erfahrungsgemäß nach einer Bezugdauer von zwölf
Monaten erheblich abnehmen. Zudem sollen Fehlan-
reize zur Nutzung des Instruments als Möglichkeit zur
Frühverrentung auf Kosten der Beitragszahler auf die-
sem Wege eingeschränkt werden. Der dbb bezweifelt
jedoch, dass – wie in der Gesetzesbegründung aus-
geführt – die Beschäftigungschancen Älterer dadurch
verbessert werden. Die gegenwärtige Frühverren-
tungspraxis mag zwar auch mit der Gestaltung der In-
strumente im Leistungsrecht und in der Arbeitsmarkt-
politik zusammenhängen; zur Eindämmung der Früh-
verrentungspaxis erscheint es aber vorrangig, einen
Einstellungswandel in deutschen Personalbüros her-
beizuführen. Die Kürzung von Leistungen für Be-
troffene geht hier am Problem vorbei.
IV. Altersteilzeitgesetz/Vorruhestand
Der dbb begrüßt die vorgesehenen Vereinfachungen,
die das Altersteilzeitgesetz für Arbeitsverwaltung, Ar-
beitgeber und Beschäftigte handhabbarer machen sol-
len. Insbesondere begrüßt der dbb die vorgesehenen
Regelungen zur Sicherung der entstandenen Wert-
guthaben der Arbeitnehmer im Insolvenzfall. Auf die-
se Weise wird dem besonderen Schutzbedürfnis von
Arbeitnehmern in der letzten Phase ihres Erwerbs-
lebens Rechnung getragen.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)685
Ausschuss für
Wirtschaft und Arbeit 2. Oktober 2003
15. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände

I. Vorbemerkung
Das Dritte Gesetz für Moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt hat im Wesentlichen die Neuorganisation der
Bundesanstalt für Arbeit (BA) sowie Änderungen bei den
arbeitsmarktpolitischen Instrumenten, im Leistungsrecht
des Sozialgesetzbuch III (SGB III) und im Altersteilzeit-
gesetz zum Inhalt.

Ziel der erneuten Revision des SGB III ist es, Grundla-
gen für eine effizientere und effektivere Arbeit der künf-
tigen Bundesagentur (Bundesanstalt) für Arbeit und ihrer
Agenturen zu schaffen. Aus Sicht der Arbeitgeber kann
nur ein grundlegend geänderter institutioneller Rahmen
mit einer Konzentration der BA auf die Kernaufgaben
der Arbeitslosenversicherung, einer massiven Deregulie-
rung des Leistungsrechts und der Instrumente der Ar-
beitsförderung die Basis für einen Prozess bilden, an des-
sen Ende die BA ein schlanker und effizienter Dienstlei-
ster am Arbeitsmarkt ist.

Diese hochgesteckten und wichtigen Ziele einer umfas-
senden Reform der Rechtsgrundlagen der BA wurden er-
neut verfehlt. Dabei wird nicht verkannt, dass es in eini-
gen Bereichen positive und bemerkenswerte Änderungen
geben soll. In die richtige Richtung gehen dabei grund-
sätzlich die angestrebten Organisationsveränderungen der
Arbeitsverwaltung. Die neue wirkungsorientierte Steue-
rung sowohl innerhalb der BA als auch im Verhältnis
zwischen Regierung und BA ist zu unterstützen. Doch
auch nach den sehr enttäuschenden ersten beiden Geset-
zen für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, die
zu Beginn des Jahres in Kraft getreten sind, bleiben das
Leistungsrecht und die Arbeitsförderung unverändert
kompliziert und überreguliert. Nach wie vor werden die
arbeitsmarktpolitischen Instrumente bis in alle Einzel-
heiten gesetzlich geregelt, mehr Ermessensspielräume für
die Vermittlung sind nicht geplant.

Vor allem aber werden der Aufgabenzuschnitt und die
Finanzierungsstrukturen der BA nicht grundlegend neu
justiert. Ziel der Reform muss es sein, die Aufgaben der
Arbeitslosenversicherung und deren Finanzierung sinn-
voll abzugrenzen und transparent zu machen. Mit dem
gleichzeitig vorgelegten Entwurf für ein Viertes Gesetz
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt („Hartz
IV“) werden die heutige Vermischung von Versiche-
rungsleistungen und gesamtgesellschaftlichen sozialpoli-
tischen Aufgaben sowie die damit verbundene Mischfi-
nanzierung aus Sozialversicherungsbeiträgen und Steu-
ermitteln vielmehr gerade wieder verstärkt, die BA wird
weiter mit sachfremden Aufgaben überfrachtet. Damit
wird der BA-Reformprozess, der mit dem Dritten Gesetz
vorangebracht werden soll, durch das Vierte Gesetz mas-
siv gefährdet.
Insgesamt ist von den vorliegenden Gesetzentwürfen
kein substanzieller Beitrag zur Bekämpfung der Arbeits-
losigkeit zu erwarten. Der wichtigste Beitrag in diesem
Kontext wird vielmehr mit der im Gesetz für Reformen
am Arbeitsmarkt vorgesehenen Verkürzung der Bezugs-
zeit beim Arbeitslosengeld geleistet.

II. Themen und Bewertung
1. Umbau der Bundesanstalt für Arbeit
Ziel des Reformprozesses in der Arbeitsverwaltung ist es,
die BA und ihre Arbeitsämter zu modernen Dienstlei-
stern umzubauen. Dabei bleibt der dreistufige Aufbau der
mit fast 90 000 Beschäftigten größten Behörde in
Deutschland zunächst bestehen. Nach dem Gesetzent-
wurf werden die bisherigen Landesarbeitsämter als Re-
gionaldirektionen zunächst mittelfristig erhalten bleiben.
Später soll dann der Vorstand der BA über die Notwen-
digkeit einer mittleren Ebene selbst entscheiden können.
Die Leitungsfunktionen aller drei Ebenen werden befri-
stet vergeben und ein dreiköpfiges Führungsgremium in-
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stalliert, wie dies auf Ebene der Zentrale schon jetzt der
Fall ist. Anlaufstelle auf der ausführenden Ebene für alle
erwerbslosen Personen soll das sog. Job-Center sein. Un-
klar bleibt, ob die neu geschaffene Einheit des Job-
Centers identisch ist mit dem bisherigen Arbeitsamt oder
eine daneben geschaffene neue Einheit. Neuer Name der
BA soll Bundesagentur für Arbeit werden, die Arbeits-
ämter wandeln sich zu Agenturen für Arbeit.

Als Aufgabe der Selbstverwaltung in der neu geordneten
Organisation wird noch stärker als bislang die Aufsicht
des BA-Vorstands bzw. der Geschäftsleitungen der Ar-
beitsämter definiert. Dabei kann die Satzung der BA
bestimmen, welche Geschäfte des Vorstandes der Zu-
stimmung durch den Verwaltungsrat bedürfen. Für die
Berufung und Abberufung des Vorstands soll die Selbst-
verwaltung das Vorschlagsrecht haben. Eine verstärkte
Verantwortung der Mitglieder der Selbstverwaltung soll
sich in einer persönlichen Mitgliedschaft ausdrücken, die
Möglichkeit der Stellvertretung entfällt. Auf der Ebene
der Regionaldirektionen ist keine Selbstverwaltung mehr
vorgesehen, weil hier lediglich Steuerungs- und Füh-
rungsfunktionen wahrgenommen werden sollen. Auf der
ausführenden Ebene soll zukünftig allein die Geschäfts-
führung über den Eingliederungstitel und den Einsatz der
Mittel für die freie Förderung entscheiden, d. h. die
Selbstverwaltung vor Ort soll die erst 1998 übertragene
Budgetverantwortung wieder zurückgeben. Zugleich
sollen die Verwaltungsausschüsse dann auf örtlicher
Ebene ebenfalls stärker als Aufsichtsgremien arbeiten.
Sie werden dazu mit neuen Informationsrechten ausge-
stattet.

Die Bekämpfung der illegalen Beschäftigung erfolgt zu-
künftig nicht mehr durch Außenprüfungen der BA. Diese
werden künftig wie von den Arbeitgebern gefordert nur
noch vom Zoll durchgeführt. Die bisher in der Bundesan-
stalt mit dieser Aufgabe überwiegend befassten Kräfte
sollen in den Personalbestand des Zolls wechseln.

Bewertung:

Ausgangspunkt der Organisationsreform muss eine Kon-
zentration auf die Kernaufgaben der BA sein. Denn den
Arbeitsämtern und den Beitragszahlern wurden in den
vergangenen Jahrzehnten zunehmend sachfremde Aufga-
ben aufgebürdet, die zu den ineffizienten Strukturen der
BA beigetragen haben. Die Neuorganisation muss des-
halb einhergehen mit einer Konzentration auf die Ar-
beitsvermittlung, die streng vermittlungsorientierte Ar-
beitsförderung und die Leistungsgewährung zur Über-
brückung kurzer Zeiten der Arbeitslosigkeit. Unerlässlich
für eine effiziente Struktur ist insgesamt eine deutliche
Vereinfachung des jetzt überkompliziert ausgestalteten
Rechts.

Zu begrüßen ist deshalb die mit den Eckpunkten ange-
strebte Herausnahme der Bekämpfung der illegalen Be-
schäftigung aus dem Aufgabenkatalog der BA. Die BA
müsste aber um weitere Bereiche entlastet werden, wie
beispielsweise die Zahlung von Kindergeld und einen
Großteil der arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen. Zu-
gleich dürfen der BA keine neuen sach- und versiche-
rungsfremden Aufgaben übertragen werden. Die geplante
Betreuung von erwerbsfähigen Sozialhilfeempfängern
und ihren so genannten Bedarfsgemeinschaften geht
demgegenüber wieder genau in die falsche Richtung.

In einer schlanken und entbürokratisierten Struktur müs-
sen sämtliche Leistungen auf Arbeitsamtsebene erbracht
werden. Von den Landesarbeitsarbeitsämtern sind daher
keine arbeitsmarktpolitischen Aufgaben mehr zu über-
nehmen. Dies wird im Gesetzentwurf richtig gesehen,
ebenso wie die Frage, dass mittelfristig über die Notwen-
digkeit der Landesarbeitsämter grundsätzlich entschieden
werden muss. Zu begrüßen ist dabei, dass diese wichtige
organisatorische Entscheidung von der BA im Rahmen
der Restrukturierung selbst getroffen werden soll.
Die Arbeit der Selbstverwaltung als echtem Aufsichts-
gremium ist in der neuen Organisation auf Fragen von
grundsätzlicher Bedeutung in den Bereichen Organisati-
on, Personal und Finanzen zu konzentrieren. In den
Kernbereichen der Arbeitslosenversicherung muss die
Selbstverwaltung echte Beitrags- und Haushaltsautono-
mie haben, während das operative Geschäft beim Vor-
stand der BA liegt. Diesen Anforderungen wird der Ge-
setzentwurf nicht gerecht. Ebenfalls nicht ausreichend ist
das nach dem Gesetzentwurf geplante einfache Vor-
schlagsrecht des Verwaltungsrats für die Berufung und
Abberufung des Vorstands. Vielmehr muss das Recht der
Berufung und Abberufung des Vorstands in die Verant-
wortung des Verwaltungsrats gegeben werden.
Für die Arbeit der Verwaltungsausschüsse auf örtlicher
Ebene bedeutet der Verlust der Budgetverantwortung
zwar in Teilen geringere operative Handlungskompeten-
zen. In dem neuen Konstruktionsgefüge ist es jedoch
plausibel, dass die Geschäftsführung vor Ort unmittelbar
über einen systematischen Controllingprozess der Pla-
nung, Steuerung und Kontrolle dem Vorstand in Nürn-
berg verantwortlich sein muss. Für die Arbeitgeber ist
dieser Verlust dann hinnehmbar, wenn die neuen Kon-
trollrechte entsprechend effektiv ausgestaltet werden.
Die persönliche Mitgliedschaft in den Selbstverwal-
tungsorganen hebt die Bedeutung der Selbstverwaltung
hervor und folgt konsequent der Arbeitgeberforderung
nach einer Verschlankung der Gremien. Gleichwohl
sollte geprüft werden, ob nicht eine Vertretung durch
z. B. drei Listenvertreter möglich ist. Dies sichert die Ar-
beitsfähigkeit der Gremien, nicht nur bei Ausscheiden ei-
nes Mitglieds, und steigert über dies die Bereitschaft von
Vertretern der unternehmerischen Wirtschaft, solche
Mandate im Ehrenamt trotz einer hohen Arbeitsbelastung
anzunehmen.
Absolut kritisch zu beurteilen ist hingegen die ver-
stärkte Finanzierungs- und Aufgabenvermischung
durch die geplante Zuständigkeit der BA für die neue
Fürsorgeleistung Arbeitslosengeld II (Hartz IV) und
die erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und deren Ange-
hörige. Hier wird die BA explizit ohne Selbstverwal-
tung tätig, da die neue Leistung der Fachaufsicht
durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Ar-
beit (BMWA) unterliegt. Theoretisch laufen die bei-
den Regelkreise „Arbeitslosenversicherung mit
Selbstverwaltung“ und „Fürsorgeleistung ohne Selbst-
verwaltung“ in der BA zwar separat und nebeneinan-
der. Praktisch sind sie verwaltungstechnisch und
durch die Mischfinanzierung des Arbeitslosengeldes II
zum Teil aus Beitragsmitteln der Arbeitslosenversi-
cherung jedoch untrennbar miteinander verbunden.
Dies führt im Ergebnis dazu, dass die Selbstverwal-
tung zwar als Kontrollorgan fungiert, jedoch nur über
deutlich eingeschränktere Kompetenzen in für die BA
wichtigen Bereichen verfügt. Es ist deshalb dringend
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notwendig, diese beiden Regelkreise transparent zu
machen. Vor allem auch, damit Umfang und Grenzen
der Verantwortung der Selbstverwaltungsorgane nach
innen und außen deutlich werden.
2. Arbeitsmarktpolitik wirkungsorientiert steuern
Erklärtes Ziel des Gesetzentwurfs ist eine wirkungsori-
entierte Steuerung der BA. Instrument hierfür sind Ziel-
vereinbarungen zwischen dem BMWA und der BA, de-
ren Erreichung anhand von neu zu definierenden Kenn-
zahlen überprüft werden soll. Erprobt werden soll das In-
strument durch Einführung so genannter Kontraktöff-
nungsklauseln, die eine rechtliche Grundlage für die neue
Art der Steuerung neben den bisher bestehenden haus-
haltsrechtlichen Vorschriften ermöglichen kann. Gleich-
zeitig soll auch innerhalb der BA selbst eine wirkungs-
orientierte Steuerung eingesetzt werden.
Bewertung:
Die angestrebte wirkungsorientierte Steuerung ist im
Grundsatz sehr zu begrüßen. Allerdings wird der Erfolg
des neuen Steuerungsmodells entscheidend auch davon
bestimmt, dass die der Bundesanstalt übertragenen Auf-
gaben diese nicht überlasten. Voraussetzung hierfür ist,
dass sich die vereinbarten Ziele und die der BA übertra-
genen Aufgaben nicht widersprechen. Der Gesetzgeber
hat hier in der Vergangenheit zu oft das nötige Augen-
maß vermissen lassen und ist der Versuchung erlegen,
politische Wünsche mit arbeitsmarktlichen Notwendig-
keiten zu verwechseln. Deshalb bleibt die Konzentration
auf die Kernaufgaben der BA eine der Erfolgsvorausset-
zungen für das neue Steuerungsmodell.
Die wirkungsorientierte Steuerung muss auch in der BA
selbst umgesetzt werden. Eine Besinnung auf die erzielte
Wirkung der eingesetzten Beitrags- und Steuermittel war
lange überfällig, fließt jedoch zunehmend in die BA-
Geschäftspolitik ein. Die Unkultur der „Punktlandung“,
d. h. des Ausschöpfens von Haushaltsmitteln als Selbst-
zweck, darf in keinem Arbeitsamt mehr Thema sein. Un-
erlässlich hierfür ist eine zuverlässige Datenbasis über
die Wirkung der eingesetzten arbeitsmarktpolitischen In-
strumente. Kosten und Nutzen aller Instrumente müssen
den Arbeitsvermittlern bekannt sein. Anders kann keine
rationale Entscheidung über einen wirtschaftlichen und
sparsamen Einsatz von Beitragsgeldern getroffen werden.
Hierzu müssen sowohl die Gesamtwirkungen eines In-
struments als auch die Wirkung auf den einzelnen Teil-
nehmer zuverlässig bewertet werden können. In der Ver-
gangenheit ist dies mehr als unzureichend geschehen. Er-
ste Schritte der Verbesserung (z. B. Eingliederungsbi-
lanz) müssen jetzt zu einer umfassenden Bewertungs-
kultur ausgebaut werden. Hierzu ist eine externe Evalua-
tion unabdingbar.
3. Vereinfachung des Leistungsrechts
Der Gesetzentwurf erkennt an, dass die jetzige Ausge-
staltung des SGB III ein zu hohes Maß an Einzelfallge-
rechtigkeit zu erreichen versucht, und teilweise „auch für
Experten nur noch schwer nachvollziehbar“ ist. Die Zu-
rückführung der Komplexität der Regelungen soll durch
ein größeres Maß an Pauschalierung erreicht werden. Die
vorgeschlagenen Maßnahmen gehen zum Teil in die
richtige Richtung, reichen für eine umfassende Deregu-
lierung des Leistungsrechts aber bei weitem nicht aus.
Der Arbeitslose soll den Beginn des Leistungsbezugs zu-
künftig solange selbst festsetzen können, wie über den

Antrag noch nicht entschieden ist. In der Begründung
heißt es hierzu, dass dem Anspruchsberechtigten im Ein-
zelfall erhebliche Nachteile drohen, wenn etwa bei späte-
rer Anspruchsentstehung durch ein höheres Lebensalter
ein Anspruch von längerer Dauer entstehen würde. Aus
Arbeitgebersicht offenbart hier der Gesetzesentwurf ein
fundamental falsches Verständnis vom Zweck des Ar-
beitslosengelds. Die geplante Regelung muss geradezu
als Aufforderung verstanden werden, Ansprüche mög-
lichst lang auszuschöpfen. Ganz im Gegenteil war es
aber immer Zweck der Versicherungsleistungen aus der
Arbeitslosenversicherung, Zeiten von Arbeitslosigkeit zu
vermeiden oder kurzfristig zu überbrücken. Längere Be-
zugsdauern für Ältere machen schon unter diesem
Aspekt nicht nur keinen Sinn, sondern setzen ein ar-
beitsmarktpolitisch falsches Signal. Der Gesetzentwurf
konterkariert an dieser Stelle die erklärte Absicht, Früh-
verrentungsanreize abzuschaffen, in dem jetzt auch noch
eine systemfremde Bestimmung des Leistungsbeginns
eröffnet werden soll. Ganz zu schweigen vom Verwal-
tungsaufwand, der gegen alle Beteuerungen mit dieser
Änderung in die Durchführung des SGB III getragen
würde. Der Entwurf greift damit eine verfehlte Recht-
sprechung des Bundessozialgerichts auf, nach der die
Arbeitsverwaltung den Arbeitslosen (bzw. denjenigen,
der im Begriff ist, sich arbeitslos zu melden) zu beraten
habe, wann der für ihn günstigste Meldezeitpunkt sei.
Die BDA fordert, dass durch eine gesetzliche Klarstel-
lung dieser Rechtsprechung die Grundlage entzogen
wird. Gleichzeitig müssen alle altersabhängigen Lei-
stungsdauern abgeschafft werden.
Die Streichung der Sonderanwartschaftszeit von 6 Mo-
naten für Saisonarbeiter, Wehrdienstleistende und Zivil-
dienstleistende ist systemgerecht. Die letzteren beiden
Gruppen werden während ihres Dienstverhältnisses zu-
künftig in die Arbeitslosenversicherung einbezogen.
Hiermit wird eine leistungsrechtliche Vereinfachung er-
reicht. Gleichzeitig ist damit insbesondere für Saisonar-
beitnehmer nach Ende einer Arbeitssaison der Leistungs-
bezug nicht mehr jedes Jahr möglich.
Im Unterschied zum Referentenentwurf (§ 125 Abs. 1
Satz 2 neu) enthält der aktuelle Entwurf keine Änderung
mehr zum Ausschöpfen des Krankengelds vor Arbeitslo-
sengeld. Dabei erschien die ursprünglich ins Auge ge-
fasste Änderung durchaus sachgerecht. Arbeitslosengeld
wird regelmäßig unter der Voraussetzung geleistet, dass
der Arbeitslose verfügbar und damit arbeitsbereit ist.
Dies ist bei Krankheit nicht gegeben, weshalb eine Tra-
gung durch die Krankenversicherung sachgerecht er-
scheint. Die Herausnahme der ursprünglich geplanten
Änderung ist nicht nachvollziehbar.
Positiv zu bewerten ist grundsätzlich die weitgehend
ausnahmslose Festlegung des Bemessungszeitraums
und -rahmens auf ein Jahr. Die Notwendigkeit der
Erweiterung der Fristen für Sondertatbestände entfällt
damit weitgehend. Gleichzeitig wird allerdings für
Existenzgründer und Pflegende (von Familienangehö-
rigen) eine freiwillige Weiterversicherung möglich.
Eine solche freiwillige Versicherung ist ein Fremd-
körper im System der Arbeitslosenversicherung. Als
Schritt hin zu einer allgemeinen Erwerbstätigenversi-
cherung ist die freiwillige Versicherung abzulehnen.
Selbständige könnten eigene Risikovorsorge betrei-
ben. Offenkundig versucht die Bundesregierung mit
dieser Regelung, die Förderung der Selbständigkeit
über Existenzgründungszuschüsse („Ich-AG“) doch



Ausschussdrucksache 15(9)645 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit

20

ohne Risiko zu ermöglichen, in dem eine Rückkehr-
option in die Arbeitslosenversicherung nach erneuter
Arbeitslosigkeit eröffnet wird. Aus Arbeitgebersicht
wäre es ein Rückschritt, wenn an dieser Stelle ein
weiteres systemfremdes Element in die Arbeitslosen-
versicherung eingeführt würde.
Zu begrüßen ist die Verkürzung der Rahmenfrist von drei
auf zwei Jahre. Verbunden ist damit zum einen eine
Verwaltungsvereinfachung sowohl für die Behörde als
auch für die Unternehmen. Zum anderen wird hiermit die
Verbindung zwischen Anspruch und Entgeltersatzlei-
stung gestärkt. Positiv ist auch die vereinfachte Bemes-
sung des Arbeitslosengeldes. Die bisher notwendige
aufwändige und streitträchtige Zuordnung so genannter
fiktiver Bemessungsentgelte anhand von tariflichen Ent-
gelten entfällt zu Gunsten einer Zuordnung zu vier fest
definierten gesetzlichen Entgeltstufen. Diese orientieren
sich an der Qualifikationsstufe des zu vermittelnden Ar-
beitsplatzes.
Arbeitslosengeld soll während der Teilnahme an einer
beruflichen Weiterbildungsmaßnahme als einheitliche
Leistung weiter gezahlt werden. Damit entfällt die
aufwändige Umstellung von der Leistung Arbeitslo-
sengeld auf die Leistung Unterhaltsgeld. Gleichzeitig
soll es aber bei dem mit „Hartz I“ eingeführten An-
rechnungsverhältnis von 1 : 2 bleiben, d. h. eine
sechsmonatige Qualifizierungsmaßnahme verkürzt
den Anspruch auf Arbeitslosengeld um drei Monate.
Dies geht aus Arbeitgebersicht nicht weit genug. Ein-
facher und arbeitsmarktlich richtiger ist die Anrech-
nung im Verhältnis 1 : 1. Nur dann findet keine fakti-
sche Verlängerung des Arbeitslosengeldanspruchs
durch eine Bildungsmaßnahme statt.
Die Vereinheitlichung des Freibetrages bei Nebenein-
kommen auf 165 Euro monatlich ist zwar eine Verwal-
tungsvereinfachung. Dies widerspricht aber dem Gedan-
ken eines echten Kombi-Einkommens. Danach macht es
Sinn, verschieden hohe Anreizstufen für die Bezieher
von jeweils verschieden hohen Entgeltersatzleistungen zu
setzen. Ein etwaig verursachter Verwaltungsaufwand
kann unter Nutzung von IT-Anwendungen nicht unver-
hältnismäßig sein.

Auch die angestrebte Schaffung einer einheitlichen
Sperrzeitenregelung, in der alle Sanktionstatbestände zu-
sammengefasst werden sollen, ist grundsätzlich positiv
zu bewerten. Neu aufgenommen werden soll die zurzeit
nicht sanktionierte fehlende Mitwirkung des Arbeitslosen
bei Vermittlung durch Dritte sowie das Unterlassen der
gebotenen Eigenbemühungen. Hier müsste auch die
Teilnahme an Maßnahmen nach § 421 i SGB III (Beauf-
tragung von Trägern mit Eingliederungsmaßnahmen)
aufgenommen werden. Verfehlt ist allerdings die weit
reichende Einbeziehung von frühzeitig Arbeit suchend
gemeldeten Arbeitnehmern (§ 37 b SGB III). Nach dem
Wortlaut der neuen Regelung würde die Ablehnung eines
Vermittlungsangebots zu einer Sperrzeit führen, auch
wenn der Arbeitnehmer wegen einer langen Kündigungs-
frist sich möglicherweise noch ebenso lange in dem alten
Arbeitsverhältnis befindet. Geprüft werden sollte, ob eine
Sperrzeit hier erst für die Ablehnung eines Arbeitsange-
bots eintreten darf, das nach Auslaufen der Kündigungs-
frist gemacht wird. Weiterhin zu eng gefasst ist die Be-
weispflicht des Arbeitslosen für den wichtigen Grund,
die auf Sachverhalte beschränkt ist, die in der Sphäre des
Arbeitslosen liegen. Der Arbeitslose muss hier umfas-

send für das Vorliegen des wichtigen Grundes beweis-
pflichtig gemacht werden.
Das Erlöschen des Arbeitslosengeldanspruchs durch
Sperrzeiten wird verschärft. Zwar bleibt der Umfang von
21 Wochen Sperrzeit als Voraussetzung des Erlöschens
unverändert. Zukünftig soll aber bereits ein Sperrzeittat-
bestand mitgerechnet werden, der vor Entstehen des Ar-
beitslosengeldanspruchs eingetreten ist, beispielsweise
bei Arbeitsaufgabe. Dies ist konsequent und deshalb zu
begrüßen. Ein Grund für die Privilegierung der ersten
Sperrzeit ist nicht ersichtlich.
Die Erstattungspflicht des Arbeitgebers bei witterungs-
bedingter Kündigung sowie bei Konkurrenzklausel soll
zukünftig entfallen. Beide Erstattungstatbestände kamen
in der Vergangenheit nur sehr vereinzelt vor. Demgegen-
über war der Arbeitsaufwand auf Verwaltungs- und Ar-
beitgeberseite durch Erhebung und Prüfung von Angaben
unverhältnismäßig hoch. Die Streichung der beiden Er-
stattungsvorschriften ist deshalb zu begrüßen.
Bei der Gewährung von Kurzarbeitergeld werden für
Qualifizierung eingerichtete Arbeitszeitkonten nach dem
Gesetzentwurf jetzt privilegiert. Im Rahmen der Prüfung
der Vermeidbarkeit des Arbeitsausfalls sind diese Ar-
beitszeitkonten ausgenommen, sofern sie auf einer tarif-
vertraglichen Vereinbarung beruhen. Sie müssen somit
nicht aufgelöst werden. Die Änderung ist zu begrüßen,
weil damit ein sinnvolles Instrument zur Durchführung
von Qualifizierung in der Praxis attraktiver wird. Qualifi-
zierung dient letztlich genau wie Kurzarbeitergeld dem
selben Ziel, nämlich der Vermeidung von Arbeitslosig-
keit. Deshalb ist es sinnvoll, diese beiden Instrumente zu
harmonisieren.
Die Höhe des Insolvenzgelds wird begrenzt durch Ein-
führung einer Bemessungsgrenze sowie den Wegfall von
Säumniszuschlägen, die die BA bisher für den säumigen
Arbeitgeber nachentrichtet. Die BDA begrüßt diesen er-
sten Entlastungsschritt. Allerdings ist die zu erwartende
Entlastung durch diese Maßnahmen bei der allein arbeit-
geberfinanzierten Insolvenzgeldumlage nicht ausrei-
chend. Die Entlastung beträgt nach groben Schätzungen
etwa 100 Millionen Euro. Dies ist angesichts des Re-
kordniveaus der Insolvenzgeldumlage von 1,9 Mrd. Euro
deutlich zu wenig. Ansatzpunkt für eine substantielle
Verringerung um annähernd die Hälfte ist die anderwei-
tige Finanzierung des sog. vorfinanzierten Insolvenz-
gelds. Die BDA fordert die Beitragsfinanzierung des vor-
finanzierten Insolvenzgelds, weil es sich in Wahrheit um
eine Maßnahme der Arbeitsmarktpolitik handelt. Die BA
stimmt hierbei einer Drittfinanzierung des Arbeitsent-
gelts zu, das der Arbeitgeber nicht mehr leisten kann. Der
Anspruch des Dritten (z. B. ein Kreditinstitut) wird durch
Insolvenzgeld gesichert. Das hiermit verfolgte Ziel der
Erhaltung von Arbeitsplätzen ist arbeitmarktpolitisch
sinnvoll, zurzeit aber systemwidrig allein arbeitgeberfi-
nanziert. Eine Finanzierung aus Beitragsmitteln würde
zugleich einen Anreiz für die BA zum sparsamen Einsatz
der Vorfinanzierung setzen. Bisher fehlen jegliche Be-
rechnungen, welche arbeitsmarktlichen Wirkungen durch
die Vorfinanzierung aus BA-fremden Mitteln erzielt
werden. Die Umstellung auf eine andere Finanzierung
dieses Teils des Insolvenzgelds muss aus dem vorhande-
nen Titel für aktive Arbeitsmarktpolitik bestritten werden
und darf nicht zu einer Ausweitung des BA-Haushalts
führen. Gleichzeitig muss eine weitere Begrenzung auf
80 Prozent des Nettolohns erfolgen. Denn im Unter-
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schied zu allen anderen Entgeltersatzleistungen des SGB
III wird Insolvenzgeld zurzeit noch in voller Nettolohn-
höhe erbracht. Eine Begrenzung auf 80 Prozent liegt im-
mer noch deutlich über dem Arbeitslosengeldniveau.
Insgesamt gehen die in den Blick genommenen Verein-
fachungen des Leistungsrechts nicht weit genug. Ersetzt
werden muss insbesondere die erst zum 1.7.2003 einge-
führte komplizierte Minderungsvorschrift des § 140
SGB III infolge einer verspäteten Meldung beim Ar-
beitsamt. Der Gedanke der frühzeitigen Aktivierung ist
zwar gut und richtig. Aber die gewählte Umsetzung ist
überbürokratisch und steht in keinem Verhältnis zum Er-
folg. Einfacher und wirkungsvoller ist die Einführung ei-
ner generellen Wartezeit vor dem Leistungsbezug. Nicht
angesprochen wird auch das Thema der Herausnahme
von Zuschlägen für unterhaltspflichtige Familienangehö-
rige. Mit einem einheitlichen Arbeitslosengeldsatz von
60 Prozent wäre sowohl eine Verwaltungsvereinfachung
verbunden als auch eine versicherungsfremde Leistung
aus der Arbeitslosenversicherung entfernt. Der Gedanke
der Familienunterstützung muss steuerfinanziert und auf
anderem Wege zur Geltung gebracht werden.
Ergänzend zu diesen Regelungen hatte der Referenten-
entwurf für das Vierte Gesetz für moderne Dienstleistun-
gen eine Verbesserung der Rechtsstellung bei familien-
hafter Mitarbeit aufgegriffen (§ 336 SGB III). Diese ent-
fallen mit dem Kabinettsentwurf. Problematisch ist der-
zeit, dass nach oft jahrelanger Tätigkeit von Familienan-
gehörigen bzw. Geschäftsführern das Arbeitsamt bei Ar-
beitslosmeldung die Beschäftigteneigenschaft nicht aner-
kennt, obwohl Beiträge zur Sozialversicherung gezahlt
wurden. Die Zahlung von Arbeitslosengeld wird dann
verweigert. Eine Rückerstattung der langjährigen Bei-
tragszahlung erfolgt dann zwar, allerdings lediglich für
vier Jahre. Der ursprüngliche Entwurf sah hier vor, dass
die BA an die Feststellung der Beschäftigteneigenschaft
durch die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte
(BfA) gebunden werden sollte. Ergänzend müsste des-
halb der Arbeitgeber bei der sozialversicherungsrechtli-
chen Meldung angeben, ob er mit dem Arbeitnehmer
verwandt oder verheiratet ist bzw. ob der Arbeitnehmer
geschäftsführender Gesellschafter einer GmbH ist. Diese
Änderung würde einer Arbeitgeberforderung entspre-
chen, obwohl alle „Altfälle“ danach offen geblieben wä-
ren. Welche Gründe hier zu einer Änderung des Entwurfs
geführt haben, sind nicht ersichtlich. Das Anliegen bleibt
regelungsrelevant.
4. Arbeitsmarktpolitische Instrumente vereinfachen
Von den traditionellen arbeitsmarktpolitischen Instru-
menten werden Strukturanpassungsmaßnahmen (SAM)
und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) sowie die
verschiedenen Lohnkostenzuschüsse neu strukturiert.
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
Die zwei sehr ähnlichen Instrumente des zweiten Ar-
beitsmarktes, ABM und SAM, sollen künftig zusammen-
geführt werden. Dabei wird das jetzt noch bestehende
Ziel der Verbesserung der Wiedereingliederungschancen
ebenso aufgegeben, wie die Notwendigkeit von Qualifi-
zierungselementen. Das Kriterium der Zusätzlichkeit der
Arbeiten bleibt bestehen, ebenso wie ein öffentliches In-
teresse weiter erforderlich ist. Gleichzeitig wird die Defi-
nition der Zusätzlichkeit erweitert: zusätzlich sollen jetzt
auch Maßnahmen sein, die ohne Förderung „nicht in die-
sem Umfang“ durchgeführt werden. Neu eingeführt wird

ein Ausschluss von ABM, wenn durch die Förderung ei-
ne Beeinträchtigung der Wirtschaft zu befürchten ist. Be-
endet wird die Versicherungspflicht in der Arbeitslosen-
versicherung während einer ABM. Für ältere Arbeitneh-
mer soll eine bis zu dreijährige Förderung möglich sein.
Bewertung:
Uneingeschränkt positiv an den Planungen ist allein, dass
zukünftig keine neuen Ansprüche gegen die Arbeitslo-
senversicherung durch eine Teilnahme an ABM entste-
hen sollen. Damit wird endlich der Widersinn beendet,
dass aus beitragsfinanzierten Maßnahmen neue Ansprü-
che gegen die Arbeitslosenversicherung entstehen. Mit
dem Wegfall der Ausrichtung von ABM auf Eingliede-
rung in den Arbeitsmarkt, die schon jetzt weitestgehend
nur auf dem Papier steht, leistet der Gesetzentwurf den
Offenbarungseid über die katastrophale Eingliederungs-
quote dieses Instruments. In der Begründung heißt es da-
zu, dass die Eingliederung von Arbeitslosen allein durch
ABM „praktisch unmöglich“ sei. Damit wird anerkannt,
dass Jahr für Jahr Milliardenbeträge aus Beitragsmitteln
lediglich – wie von den Arbeitgebern immer wieder an-
gemahnt – für künstliche Beschäftigung eingesetzt wur-
den. Umso unverständlicher ist, dass jetzt nicht die Kon-
sequenz gezogen wird, ABM als rein sozialpolitisches
und nicht arbeitsmarktpolitisches Instrument aus dem
Leistungskatalog der Arbeitslosenversicherung heraus-
zunehmen und auch nicht mehr über Mittel der Beitrags-
zahler zu finanzieren. Hier muss dringend nachgebessert
werden.
Es ist vielmehr zu befürchten, dass die geplanten Verän-
derungen auf eine Verstetigung des zweiten Arbeits-
marktes hinauslaufen. Beleg hierfür sind nicht nur der
Wegfall von Wieder-eingliederungs- und Qualifizie-
rungserfordernis, sondern auch der nochmals erweiterte
Zusätzlichkeitsbegriff. Durch Einbeziehung des Umfangs
soll jetzt offenbar sichergestellt werden, dass die Be-
gründung für eine ABM in jedem Fall gelingen kann.
Dagegen ist die Beeinträchtigung der Wirtschaft als Aus-
schlusskriterium für ABM auch deshalb eher ein Placebo,
weil hierüber allein die Arbeitsverwaltung entscheiden
kann. Dritte haben nach dem Gesetzentwurf bei der Ent-
scheidung über ABM dagegen überhaupt keine Ein-
flussmöglichkeit mehr, so wie das nach geltender
Rechtslage noch bei der Ausnahme von der Zusätzlich-
keit (Verwaltungssausschuss) und bei Vergabe-ABM für
die Frage der Wirtschaftsbeeinträchtigung (Stellungnah-
me Fachverband) der Fall ist. Vor allem vor dem Hinter-
grund der Zuständigkeit der BA und ihrer Arbeitsämter
für die zwar erwerbsfähigen, aber zu Teilen eher ar-
beitsmarktfernen Empfänger von Arbeitslosengeld II
(Hartz IV) sind die erleichterten Bedingungen zur Ein-
richtung von ABM um so bedenklicher. Kontraproduktiv
ist auch die geplanten lange Förderung für Ältere, weil
eine Rückkehr in den Arbeitsmarkt durch Teilnahme an
ABM erwiesenermaßen behindert wird. ABM dienen
hier nur wieder zum Übergang in den Ruhestand. Wegen
der anerkannten Erfolglosigkeit der ABM gehören diese
ganz abgeschafft.
Eingliederungszuschüsse
Das Instrument der Eingliederungszuschüsse wird weiter
vereinfacht und im Grundsatz auf zwei Formen konzen-
triert, Eingliederungszuschüsse für Arbeitnehmer mit
Vermittlungshemmnissen (insbesondere gering Qualifi-
zierte, jüngere Arbeitnehmer, die eine außerbetriebliche
Ausbildung abgeschlossen haben, Berufsrückkehrer) und
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Eingliederungszuschüsse für schwerbehinderte und son-
stige behinderte Menschen. Statt der Regelförderungshö-
he und –dauer und der Möglichkeit, in bestimmten Fällen
die Förderung zu erhöhen oder zu verlängern, werden die
maximale Höhe von 50 Prozent des berücksichtigungsfä-
higen Arbeitsentgelts und die maximale Dauer der Förde-
rung von 12 Monaten – 70 Prozent und 24 Monate für
schwerbehinderte und behinderte Menschen – festgesetzt.
Befristet bis zum 31. Dezember 2009 wird bei älteren
Arbeitnehmern – mit Vollendung des 50. Lebensjahres –
die Dauer der Förderung auf 36 Monate erhöht und de-
gressiv gestaltet. Für Arbeitnehmer ab 50 Jahren entfällt
darüber hinaus die Verpflichtung des Arbeitgebers zur
Rückzahlung und zur Nachbeschäftigung. Daneben bleibt
der Eingliederungszuschuss für besonders betroffene
schwerbehinderte und ihnen gleichgestellte Menschen
erhalten.
Bewertung:
Die Straffung und Vereinfachung der Eingliederungszu-
schüsse ist seit langem überfällig. Positiv ist, dass die be-
sondere Förderungsbedürftigkeit schwerbehinderter
Menschen sowie älterer Arbeitnehmer aufgegriffen wird.
Durch die degressive Ausgestaltung der Zuschüsse bei
älteren Arbeitnehmern ab dem 13. Monat werden dabei
Mitnahmeeffekte eingedämmt.
5. Änderungen bei Strukturkurzarbeitergeld und

Zuschüssen zu Sozialplanmaßnahmen
Die beiden Instrumente werden gesetzessystematisch als
Transferleistungen zusammengefasst und heißen zukünf-
tig Transfermaßnahmen und Transferkurzarbeitergeld.
Erreicht werden sollen durch veränderte Bedingungen
vor allem bessere Vermittlungserfolge. Hierin liegt nach
der Entwurfsbegründung auch der eigentliche Sinn: Zei-
ten von Arbeitslosigkeit sollen durch Vermittlung „Job-
to-Job“ vermieden werden. Dazu sollen Instrumente be-
reitgestellt werden, die den Gedanken „Vermittlung statt
Abfindung“ fördern. Aus beihilferechtlichen Gründen
des Europarechts werden beide Instrumente als Pflicht-
leistungen an Arbeitnehmer ausgestaltet.
Transfermaßnahmen
Bei Transfermaßnahmen übernimmt die BA 50 Prozent
der anfallenden Kosten bis zu einem Höchstbetrag von
2.500 Euro pro Förderfall und Jahr. Gleichzeitig wird der
Anwendungsbereich erweitert, indem jetzt nicht mehr
zwingend ein Sozialplan Voraussetzung ist, sondern jede
kollektiv- oder individualrechtliche Regelung als
Grundlage genügt. Durchgeführt werden sollen Trans-
fermaßnahmen zwingend nur noch von Dritten.
Bewertung:
Wie für die anderen Arbeitsmarktinstrumente gilt auch
hier, dass die Berechtigung eines Instruments durch eine
positive Wirkungsanalyse nachgewiesen werden muss.
Die Grundlage hierfür muss durch die BA erst noch ge-
schaffen werden. Die feste Zuschusshöchstgrenze bei
Transfermaßnahmen erhöht die Planungssicherheit der
Unternehmen und ist zu begrüßen. Denn zurzeit variiert
die Höhe der Zuschüsse zu Sozialplanmaßnahmen je
nach Region stark. Auch die erleichterten Zugangsvor-
aussetzungen sind positiv zu bewerten. Kritisch gesehen
werden muss allerdings die auf Dritte begrenzte Durch-
führung. Denn aktuell können Maßnahmen auch durch
das Unternehmen selbst durchgeführt werden. Für eine
Beschränkung auf Dritte besteht kein ersichtlicher An-
lass.

Transferkurzarbeitergeld
Die Dauer des Transferkurzarbeitergelds wird auf höch-
stens 12 Monate begrenzt. Bei Eintritt bis zum
31.12.2003 wird gewährleistet, dass noch nach altem
Recht von der Möglichkeit der Verlängerung Gebrauch
gemacht werden kann. Zugangsvoraussetzung soll eine
vom Arbeitgeber durchgeführte und finanzierte Eig-
nungsfeststellung des Arbeitnehmers werden. Darüber
hinaus hat der Arbeitgeber dem Transferkurzarbeiter
Vermittlungsvorschläge zu machen. Gleichzeitig entfällt
das Merkmal der Strukturkrise als Voraussetzung, ebenso
wie eine bestimmte Größe des zu fördernden Personen-
kreises. Auch das Merkmal des erheblichen Arbeitsaus-
falls entfällt und wird durch den leichter darzulegenden
und zu prüfenden dauerhaften Arbeitsausfall ersetzt.
Dauerhaft ist der Arbeitsausfall, wenn die Voraussetzun-
gen einer Betriebsänderung nach § 111 Betriebsverfas-
sungsgesetz gegeben sind. Der Arbeitgeber muss wie
bisher das Vorliegen der Voraussetzungen glaubhaft ma-
chen. Gleichzeitig wird die in der Vorgängervorschrift
bestehende Befristung aufgehoben.
Bewertung:
Die Verkürzung des neuen Transferkurzarbeitergeldes
auf 12 Monate greift noch zu kurz. Denn der größte Teil
der Vermittlungen erfolgt in den ersten sechs Monaten.
Für die darüber hinausgehenden Zeiten wirkt das bisheri-
ge Strukturkurzarbeitergeld wie ein verlängertes Ar-
beitslosengeld. Auf Grund der hohen Kosten für die Bei-
tragszahler und des bislang nicht nachgewiesenen Nut-
zens sollte die Bezugsdauer von Transferkurzarbeitergeld
auf höchstens sechs Monate verkürzt werden. Hinzutre-
ten muss in jedem Fall eine wirksame Erfolgskontrolle
der Instrumente. Denn alleinige Existenzberechtigung der
Instrumente Transferkurzarbeitergeld und Transfermaß-
nahmen ist eine schnelle Vermittlung in Arbeit. Hierzu
gibt es bisher kein aussagekräftiges Zahlenmaterial. Erst
wenn dieses vorliegt, kann beurteilt werden, ob und mit
welcher Wirksamkeit Vermittlung in Arbeit durch die In-
strumente unterstützt wird. Weiterhin notwendig ist eine
Anrechnung der neuen Leistung Transferkurzarbeitergeld
auf einen Arbeitslosengeldanspruch. Zu begrüßen ist die
Klarstellung, dass bei Eintritten bis zum 31.12.2003 eine
Verlängerung möglich bleibt.
Die einseitige Belastung der Arbeitgeber mit den Kosten
für die Eignungsfeststellung der Arbeitnehmer ist mit ei-
nem Fragezeichen zu versehen. Natürlich kann es keine
sinnvollen Vermittlungstätigkeiten geben, ohne dass zu-
vor ein Profil des Arbeitnehmers erstellt wurde. Diese
Tätigkeit musste deshalb bereits bisher regelmäßig in der
Transfergesellschaft durchgeführt werden. Durch ein
Vorziehen der Eignungsfeststellung vor den Eintritt in
Transferkurzarbeitergeld muss jetzt sichergestellt wer-
den, dass diese Informationen dann auch bei dem durch-
führenden Dienstleister der Transfergesellschaft ankom-
men. Den Verpflichtungen des Arbeitgebers sollten aber
auch entsprechende Verpflichtungen des Arbeitnehmers
gegenüberstehen. Hier muss vor allen Dingen sicherge-
stellt werden, dass die Ablehnung von zumutbaren Ver-
mittlungsvorschlägen zu einer Sperrzeit führt. Dies ist
bisher nach dem Entwurf nicht der Fall.
6. Altersteilzeit
Einführung einer speziellen Insolvenzsicherungs-
pflicht
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Für Arbeitszeitguthaben aus Altersteilzeit im Blockmo-
dell soll künftig eine spezielle Insolvenzsicherungspflicht
ab der ersten Gutschrift bestehen. Die geplante Neure-
gelung schließt bestimmte konzernbezogene Siche-
rungsmodelle wie z.B. die Patronatserklärung aus. Wei-
terhin wird eine gesonderte Nachweispflicht des Arbeit-
gebers über die vorgenommene Insolvenzsicherung sta-
tuiert. Der Arbeitgeber muss die Insolvenzsicherung nach
der ersten Gutschrift und danach alle sechs Monate in
Textform nachweisen. Zudem wird ein gesonderter Vor-
nahmeanspruch des Arbeitnehmers für den Fall einge-
führt, dass der Arbeitgeber der Nachweispflicht nicht
nachkommt. Im Rahmen der Geltendmachung dieses An-
spruchs kann der Arbeitnehmer Sicherheitsleistung in
Höhe des bestehenden Wertguthabens verlangen. Geplant
sind ebenfalls Regelungen zur Höhe des zu sichernden
Guthabens. Der Gesetzentwurf legt fest, dass eine An-
rechnung der Aufstockungsbeiträge nicht erfolgen darf,
sondern das gesamte Guthaben abzusichern ist.
Bewertung:
Das Bedürfnis nach einer Insolvenzsicherung von Lang-
zeitarbeitszeitkonten, insbesondere von im Rahmen der
Altersteilzeit im Blockmodell erarbeiteten Zeitguthaben
ist nachvollziehbar und verständlich. Die Bundesvereini-
gung der Deutschen Arbeitgeberverbände spricht sich
deshalb seit langem grundsätzlich dafür aus, die Gutha-
ben aus Langzeitkonten gegen Insolvenz abzusichern.
Dies darf jedoch nicht zu einer überproportionalen Büro-
kratie- und Kostenbelastung der betroffenen Arbeitgeber
führen. Daher ist es von herausgehobener Bedeutung,
dass die Insolvenzsicherung von Arbeitszeitkonten flexi-
bel und praxisnah gestaltet ist.
Die geplante Einführung von § 8 a AltersteilzeitG bein-
haltet demgegenüber eine Reihe bürokratischer, kosten-
trächtiger und überflüssiger Regelungen. Sie führt zu ei-
ner Mehrbelastung der Unternehmen, ohne dass dem auf
der anderen Seite dementsprechende Vorteile für die be-
troffenen Arbeitnehmer gegenüberstehen. Durch die Ein-
führung einer speziellen Insolvenzsicherung für die Al-
tersteilzeit im Blockmodell kommt es zu einem Neben-
einander verschiedener Vorschriften für Altersteilzeit-
und sonstige Langzeitkonten. Durch die unterschiedli-
chen Regelungen werden zwei verschiedene Kontofüh-
rungen für Altersteilzeitkonten und übrige Langzeitkon-
ten erforderlich. Dies führt zu einem erheblichen büro-
kratischen Mehraufwand in den Unternehmen. Die weite-
re Förderung flexibler Arbeitszeitmodelle unter Nutzung
von langfristigen Arbeitszeitkonten wird dadurch mittel-
bar gebremst.
Auf keinen Fall darf im Rahmen des § 8 a Abs. 1 Alter-
steilzeitG eine Beschränkung auf bestimmte Formen der
Insolvenzsicherung erfolgen. Die bestehenden Gestal-
tungsspielräume, die die unterschiedlichen betrieblichen
Interessen berücksichtigen, müssen erhalten bleiben. Da-
zu gehört auch, konzernbezogene Sicherungsmodelle
nicht generell auszuschließen. Durch den generellen
Ausschluss von Konzernbürgschaften wird der Spielraum
der Unternehmen unnötig eingeschränkt. Die Wahl des
geeigneten Sicherungsmodells hängt in besonderem Ma-
ße von den Gegebenheiten im Unternehmen ab. Das
Bundesministerium für Arbeit selbst hat erst Ende 2001
in seinem Bericht über die Insolvenzsicherung nach § 7 d
SGB IV herausgestellt, dass eine Festlegung von kon-
kreten Sicherungswegen im Gesetz schädlich wäre.

Die vorgesehene Sicherungspflicht des Arbeitszeitgutha-
bens ab der 1. Gutschrift ist nicht nachvollziehbar. Sie
führt zu einer ungerechtfertigten Besserstellung der Al-
tersteilzeitler im Blockmodell. Diese haben wie alle an-
deren Arbeitnehmer im Fall der Insolvenz einen An-
spruch auf Insolvenzgeld. Es ist daher nicht erforderlich,
die Insolvenzsicherungspflicht bereits mit dem ersten
Monat eingreifen zu lassen. Zudem wurde mit dem Be-
griff des Regelarbeitsentgelts eine neue Berechnungsgrö-
ße eingeführt. Bei den übrigen Langzeitkonten wird da-
gegen auf die dreifache monatliche Bezugsgröße abge-
stellt. Existieren in einem Unternehmen sowohl Al-
tersteilzeit als auch sonstige Langzeitkonten, wird eine
unterschiedliche Berechnung notwendig. Dies ist nicht
erforderlich und führt zu erheblichem bürokratischen
Mehraufwand.
Entschieden abzulehnen ist auch die Berechnungsvor-
schrift des zu sichernden Wertguthabens in § 8a Abs. 2
AltersteilzeitG. Sie läuft vielen bestehenden tariflichen
Regelungen zuwider und ist auch nicht mit dem Sinn und
Zweck der Insolvenzsicherung zu rechtfertigen. Die In-
solvenzsicherung dient dazu, den Arbeitnehmer, der ein
Wertguthaben anspart, im Insolvenzfall nicht schlechter
zu stellen als Arbeitnehmer ohne Arbeitszeitkonten. Da-
mit der Altersteilzeitler im Blockmodell nicht schlechter
gestellt wird als vergleichbare Arbeitnehmer ohne Zeit-
konto, ist es erforderlich aber auch ausreichend, dass er
im Fall der Insolvenz exakt das Entgelt erhält, das er
auch tatsächlich erarbeitet hat. Daher muss bei der Insol-
venzsicherung der bereits ausgezahlte Aufstockungsbe-
trag auch weiterhin auf das Entgelt bei der Ermittlung
des zu sichernden Wertguthabens angerechnet werden
können. Ein Anrechnungsverbot führt dagegen zu einer
Übersicherung und ungerechtfertigten Besserstellung der
Altersteilzeitler im Blockmodell in Relation zu den übri-
gen Beschäftigten.
Durch die in den Absätzen 3 und 4 des geplanten § 8 a
AltersteilzeitG statuierten Regelungen wird ein geson-
derter Anspruch des Arbeitnehmers auf Sicherheitslei-
stung eingeführt, der nicht erforderlich ist. Im Rahmen
dieses Anspruchs wird zudem die Art der Insolvenzsiche-
rung erheblich eingeschränkt. Dies ist abzulehnen. Zu-
dem wird der Arbeitgeber durch die vorgesehenen
Nachweispflichten über Gebühr belastet. Diese gehen er-
heblich über die bestehenden Regelungen in § 7 d SGB
IV hinaus. Durch das Erfordernis der Unterrichtung jedes
einzelnen Arbeitnehmers mit der ersten Gutschrift und
danach im Sechsmonatstakt wird das Unternehmen mit
einem erheblichen Mehraufwand belastet. Der Arbeit-
nehmer selbst erhält hieraus keine Vorteile. Für das Si-
cherungsinteresse des Arbeitnehmers ist es ohne Belang,
in welcher Form die Unterrichtung erfolgt. Die Art und
Weise der Unterrichtung muss daher freigestellt bleiben.
Auch aus der Wiederholungspflicht resultieren weitere
Belastungen für das Unternehmen, denen kein Vorteil auf
Seiten des Arbeitnehmers gegenüber steht. Das Siche-
rungsinteresse des Arbeitnehmers wird ausreichend
durch eine einmalige Unterrichtung gewährleistet, die
z.B. auch gegenüber dem Betriebsrat erfolgen können
muss, wie es auch in § 7 d SGB IV geregelt ist.
Gravierend ist letztlich das Fehlen einer Tariföffnungs-
klausel in der geplanten Neuregelung. Aufgrund der Re-
gelung in § 8a Abs. 5 AltersteilzeitG würden dadurch
zahlreiche bestehende Tarifverträge für Neufälle unwirk-
sam. Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass



Ausschussdrucksache 15(9)645 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit

24

gerade in jüngster Zeit verstärkt Tarifverträge mit Bran-
chenlösungen abgeschlossen wurden, die auf der bisheri-
gen Rechtsgrundlage beruhen. Um eine interessenge-
rechte Ausgestaltung der Insolvenzsicherung zu ermögli-
chen, ist es daher von zwingend, zumindest eine Öff-
nungsklausel im Gesetz zu verankern, die den Tarifpart-
nern Abweichungen von den Vorgaben der Abs. 1 bis 4
des § 8 a AltersteilzeitG ermöglicht.
Aufgrund der dargelegten erheblichen Mängel des § 8a
AltersteilzeitG, die nicht durch ein berechtigtes Siche-
rungsinteresse gerechtfertigt sind, erscheint die geplante
Regelung mehr als fraglich und sollte daher nicht umge-
setzt werden. Dies gilt umso mehr vor dem Hintergrund,
dass mit § 7 d SGB IV bereits eine ausreichende Rege-
lung zur Insolvenzsicherung von langfristigen Arbeits-
zeitkonten besteht, die auch für Altersteilzeitkonten gilt.
Änderungen der Aufstockungs- und Erstattungsvor-
schriften
Berechnungsgrundlage für die 20-Prozent-Aufstockung
soll künftig nicht mehr das jeweils für die Altersteilzeit-
arbeit konkret erzielte Arbeitsentgelt sein, sondern ein
neu eingeführtes so genanntes „Regelarbeitsentgelt“.
Darunter soll nur noch das auf einen Monat entfallende
vom Arbeitgeber „regelmäßig“ zu zahlende Altersteil-
zeitarbeitsentgelt fallen. Einmalzahlungen werden nicht
mehr berücksichtigt. Die bislang erforderliche Ver-
gleichsberechnung, nach der die 20-Prozent-Aufstockung
mindestens 70 Prozent des pauschalierten bisherigen
Nettoentgelts erreichen muss, soll ersatzlos entfallen.
Auch bei der Berechnung der vom Arbeitgeber zu lei-
stenden zusätzlichen Beiträge zur Rentenversicherung
soll auf das „Regelarbeitsentgelt“ abgestellt werden.
Künftig sind vom Arbeitgeber zusätzliche Beiträge in
Höhe von 80 Prozent des Regelarbeitsentgelts abzufüh-
ren. Die Höhe der monatlichen Erstattungsleistungen soll
zu „Beginn des Erstattungsverfahrens“ festgeschrieben
werden. Anpassungen erfolgen nur, wenn sich das
zugrunde zu legende Regelarbeitsentgelt verringert.
Wurde mit der Altersteilzeit bereits vor dem 1. Januar
2004 begonnen, gilt grundsätzlich das bisherige Recht
weiter.
Bewertung:
Die vorgesehenen Änderungen der Aufstockungsvor-
schriften lassen mit Ausnahme der Neuregelung zur Be-
rechnung der „bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit“ ei-
nen zusätzlich erhöhten Verwaltungsaufwand erwarten.

Dies gilt insbesondere für die Einführung eines neuen,
altersteilzeitspezifischen Entgeltbegriffs, dem so ge-
nannten „Regelarbeitsentgelts“. Der geltende Begriff des
„bisherigen Arbeitsentgelts“ ist nach langwierigen Dis-
kussionen, die sich teilweise über Jahre hinweg gezogen
haben, gerade erst in all seinen Facetten geklärt worden.
Eine komplette Änderung der Berechnungsgrundlage für
die Aufstockungsleistungen würde diesen Klärungspro-
zess erneut in Gang setzen und bis zur endgültigen Defi-
nition durch die Spitzenverbände der Sozialversiche-
rungsträger bei allen Beteiligten erneut für Rechtsunsi-
cherheiten sorgen.

Schwierigkeiten würde insbesondere die Bestimmung
des „regelmäßig“ zu zahlenden Arbeitsentgelts bereiten,
da das Arbeitsentgelt während der Altersteilzeit regelmä-
ßig schwankt und tendenziell Änderungen unterworfen

ist. Da weder dem Gesetz selbst noch der Gesetzesbe-
gründung zu entnehmen ist, welche Entgeltbestandteile
hier im Einzelnen zu berücksichtigen sind, wird den So-
zialversicherungsträgern ein besonders hoher Beurtei-
lungsspielraum zukommen.
Neudefinition und Neuabgrenzung der förderungsfähigen
Einkommensbestandteile würden zudem die Umstellung
bisheriger Abrechnungssysteme auf ein völlig neues Ver-
fahren erfordern. Laufende Abrechnungsprogramme
müssten umgestellt und neu programmiert, die Mitarbei-
ter entsprechend neu eingewiesen werden. Darüber hin-
aus wären die Betriebe gezwungen, laufende und neu ab-
geschlossene Altersteilzeitverhältnisse abrechnungstech-
nisch getrennt abwickeln zu müssen. Das Vorhalten
zweier getrennter Abrechnungsverfahren für Alt- und
Neuverträge würde – insbesondere ohne angemessene
Vorbereitungszeiten – zu enormen administrativen Bela-
stungen führen.
Im Hinblick auf die ohnehin befristete Fördermöglichkeit
der Altersteilzeit sind diese Belastungen unverhältnismä-
ßig. Eintritte in Altersteilzeit sind noch längstens bis zum
31. Dezember 2009 möglich. Soweit mit der Altersteil-
zeit bereits vor dem 1. Januar 2004 begonnen wurde, soll
weiterhin das alte Recht gelten. Ausgehend vom Regel-
fall einer geförderten Altersteilzeit von sechs Jahren
würde die Notwendigkeit der parallelen Anwendung
zweier unterschiedlicher Abrechnungssysteme erst zum
letztmöglichen Zeitpunkt entfallen, zu dem Eintritte in
Altersteilzeit überhaupt möglich sind.
Wenn „nicht laufend gezahlte Entgeltbestandteile“ beim
Regelarbeitsentgelt künftig keine Berücksichtigung mehr
finden sollten, sind bei den Aufstockungsbeträgen und
Höherversicherungsleistungen zufällige Ergebnisse zu
erwarten, die mit einer Beitragsgerechtigkeit nicht mehr
zu vereinbaren wären. Arbeitnehmer mit hohen Anteilen
an Sonderzahlungen, Leistungszulagen und variablen
Entgeltbestandteilen würden nicht nur geringere Auf-
stockungsbeträge erhalten, sondern müssten auch Einbu-
ßen beim Erwerb von Rentenanwartschaften hinnehmen.
Altersteilzeitler mit Fixgehältern würden stärker geför-
dert als Arbeitnehmer mit variabler Vergütung. Dies
würde nicht nur negative Auswirkungen auf die weitere
Verbreitung variabler Vergütungsmodelle, sondern auch
auf die Verbreitung flexibler Arbeitsmodelle insgesamt
haben.
Die vorgesehenen Änderungen der Aufstockungsvor-
schriften führen nicht nur zu erhöhtem zusätzlichen Ver-
waltungsaufwand und zu zufälligen Ergebnissen bei der
Höhe der Aufstockung, sondern auch zu einer Steigerung
der Personalzusatzkosten: Soweit Sonder- und Einmal-
zahlungen aus der Berechnungsgrundlage für die Auf-
stockungsbeträge herausgenommen werden, würde nicht
nur die Förderung durch die Arbeitsverwaltung, sondern
zugleich auch die Steuer- und Abgabenfreiheit von Auf-
stockungen auf Sonderzahlungen entfallen. Diese wäre
mit enormen Zusatzkosten für Arbeitgeber verbunden,
die aufgrund bestehender Tarifverträge und Betriebsver-
einbarungen auch weiterhin zur Gewährung von Sonder-
bzw. Einmalzahlungen verpflichtet sind. Soweit im Hin-
blick auf die Altersteilzeitbezüge Netto-Zusagen gegeben
wurden, müsste der Wegfall der Steuer- und Abgaben-
freiheit vom Arbeitgeber zusätzlich ausgeglichen werden.
Wenn künftig auch die Berechnung der zusätzlichen
Rentenversicherungsbeträge auf Basis des neu einge-
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führten „Regelarbeitsentgelts“ erfolgen soll, müssten
vom Arbeitgeber künftig auch höhere Beiträge zur
Rentenversicherung abgeführt werden. Bislang sind
zusätzliche Rentenversicherungsbeträge regelmäßig
nur für die Differenz zwischen schon verbeitragtem
Altersteilzeit-Arbeitsentgelt und 90 Prozent des bishe-
rigen Arbeitsentgelts abzuführen. Der Unterschieds-
betrag verringert sich, wenn etwa ungeminderte Ent-
geltbestandteile oder Mehrarbeitsvergütungen gezahlt
wurden. Hierdurch soll eine doppelte Beitragsent-
richtung vermieden werden. Soweit Höherversiche-
rungsleistungen künftig ausnahmslos in Höhe von 80
Prozent des Regelarbeitsentgelts abgeführt werden
sollen, könnten diese Fälle nicht mehr berücksichtigt
werden.
Schließlich führt die vorgesehene generelle Festschrei-
bung der Höhe der Erstattungsbeträge zu Beginn der
Förderung im Ergebnis zu einer für den Arbeitgeber
nachteiligen Kürzung der Erstattungsleistungen. Das Ar-
beitsentgelt bleibt während der gesamten Altersteilzeit
nicht statisch gleich, sondern ist im Laufe der Altersteil-
zeit Änderungen unterworfen, wie etwa aufgrund von Ta-
riferhöhungen. Werden diese Erhöhungen bei der Be-
rechnung der Erstattungsleistungen nicht berücksichtigt,
bedeutet das eine Absenkung der Förderleistungen ver-
bunden mit einer erheblichen Verteuerung für die Ar-
beitgeber. Der Gesetzgeber hätte gut daran getan, diesen
offenkundigen Beweggrund auch offen darzulegen.
Insgesamt stellt die Neuregelung einen nicht hinnehmba-
ren Eingriff in die Ausgewogenheit bestehender tarifli-
cher Regelungen zur Altersteilzeit dar. Im Hinblick auf
die drohenden einschneidenden materiellen Änderungen
müssten laufende Tarifverträge und Betriebsvereinbarun-
gen umfassend geändert und angepasst werden. Die hier-
zu vom Gesetzgeber angedachte Frist ist unverhältnismä-
ßig kurz. Keinesfalls darf sich aber der Bestandsschutz
nur auf zum Stichtag bereits in Durchführung befindliche
Verträge beschränken. Vielmehr müssen auch bereits ab-
geschlossene Verträge berücksichtigt werden, da in der
betrieblichen Praxis Altersteilzeitverträge bereits weit
vor deren tatsächlichen Durchführung abgeschlossen
werden.
Antrag der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit
- BT-DRUCKSACHE 15/1576 -
Die FDP schlägt einen systematisch grundlegenden Um-
bau der Arbeitslosenversicherung und der Bundesanstalt
für Arbeit (BA) vor. Nach dem vorgelegen Konzept soll
ein staatlicher Rahmen für die Arbeitslosenversicherung
bestehen bleiben. Zur Umsetzung wird die BA aufgelöst,
den Kernbereich der Arbeitslosenversicherung über-
nimmt eine Bundesversicherungsagentur. Daneben soll
eine Bundesarbeitsmarktagentur entstehen, die neben der
internationalen und überregionalen Arbeitsvermittlung
vor allem Internet-Datenbanken zum Stellen- und Be-
werberangebot bereitstellen soll.
Die Arbeitslosenversicherung sichert grundsätzlich das
Risiko Arbeitslosigkeit für 12 Monate ab. Dazu sollen
künftig ein Grundtarif und Wahltarife mit unterschiedli-
chem Leistungsangebot gewählt werden können. Der
Grundtarif umfasst in erster Linie das Bewerbertraining
und einen Vermittlungsgutschein sowie Unterstützungen
zur Existenzgründung. Arbeitsmarktpolitische Maßnah-
men müssen über Wahltarife hinzugekauft werden.

Möglich soll es auch werden, einen niedrigeren Tarif
verbunden mit einer „freiwilligen“ Karenzzeit, in der
keine Leistungen der Versicherung gewährt werden, aus-
zuwählen.
Positiv an dem FDP-Konzept ist, dass das Versiche-
rungsprinzip wieder stärker in der Arbeitslosenversiche-
rung verankert werden soll. Dies zeigt sich vor allem in
der Konzentration der Aufgaben auf die Leistungsgewäh-
rung sowie die Beratung und Vermittlung. Interessant ist
hierbei der Ansatz durch Einführung von Wahltarifen für
die Versicherten die Entscheidungsfreiheit und die Ei-
genverantwortung zu stärken.
Allerdings führt die vorgeschlagene Ausgestaltung der
Wahltarife dazu, dass sich gerade diejenigen mit
schlechteren Arbeitsmarktchancen und eventuell niedri-
geren Einkommen zu höheren Preisen versichern müss-
ten. Die zwingende Folge wird die so genannte „adverse
Selektion“ sein. Das bedeutet, dass sich zu den genannten
Konditionen nur die „schlechten Risiken“ weiterhin ver-
sichern werden. Die Leistungsinanspruchnahme wird
folglich steigen. Damit wird eine erneute Preissteigerung
erzeugt werden bis hin zu dem so genannten Prohibitiv-
preis.
Nicht nachzuvollziehen ist überdies, weshalb die ar-
beitsmarktlich notwendige überregionale Vermittlung of-
fenkundig nicht im Grundtarif der Versicherung enthal-
ten ist, sondern über eine weitere Verwaltungseinheit ab-
gewickelt werden soll.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)703
Ausschuss für
Wirtschaft und Arbeit 6. Oktober 2003
15. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Bundesanstalt für Arbeit

Themenkatalog
I. Umbau der Bundesanstalt für Arbeit

1. Flächendeckende Einrichtung von Job Centern
2. Kontraktmanagement/Zielvereinbarungen
3. Regionale Gliederung
4. Selbstverwaltung
5. Bundesagentur für Arbeit
6. Vorstand und Verwaltung

II. Vereinfachung des Leistungsrechts
1. Arbeitslosengeld
2. Versicherungspflicht für Wehr- und Zivildienstlei-

stende
3. Arbeitslosengeld/Unterhaltsgeld
4. ABM/SAM
5. Eingliederungszuschüsse

III. Verstärkung des aktivierenden Ansatzes der Arbeits-
marktpolitik
Transfermaßnahmen
Transferkurzarbeitergeld

IV. Altersteilzeitgesetz/Vorruhestand
1. Insolvenzsicherung

Wegen der engen Terminsetzung des Ausschusses für
Wirtschaft und Arbeit des Deutschen Bundestages konnte
die Stellungnahme nicht mit den Selbstverwaltungsgre-
mien der Bundesanstalt für Arbeit abgestimmt werden.

A. Stellungnahme zu dem Entwurf eines Dritten
Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt; -Drucksache 15/1515

I. Umbau der Bundesanstalt für Arbeit
I.1. Flächendeckende Einrichtung von Job Centern
(Artikel 3 / SGB III)

Die Änderung des § 9 Abs. 1 SGB III verpflichtet die
örtlichen Agenturen für Arbeit zur Einrichtung von Job-
Centern als einheitliche Anlaufstelle für alle Arbeitsu-
chenden. Diese sollen künftig die lokalen Zentren für alle
arbeitnehmer-bezogenen Dienstleistungen am Arbeits-
markt sein (ob Leistungen nach dem SGB II oder dem
SGB III bezogen werden ist unerheblich). Die konkrete
Ausgestaltung der Job-Center bleibt den örtlichen
Agenturen überlassen.
Auswirkungen/Bewertung:
Die Regelung führt zur Bündelung von arbeitsmarkt-
bezogenen Kompetenzen und Ressourcen und beseitigt
konsequent Doppelstrukturen und Verschiebebahnhöfe.
I.2.  Kontraktmanagement/Zielvereinbarungen
Regelungsgegenstand:
Artikel 1, Ziffer 4; §1 Abs. 3 SGB III
„(3) Die Bundesregierung und die Bundesagentur für Ar-
beit können Vereinbarungen über die beschäftigungspo-
litischen Ziele treffen. Die Vereinbarungen können die
nach dem Sozialgesetzbuch erforderlichen Genehmigun-
gen oder Zustimmungen enthalten. Soweit das Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Arbeit Fachaufsicht aus-
übt, ist die Vereinbarung mit diesem zu treffen.“
 Artikel 4, Ziffer 26; §77a SGB IV
„Abweichungen von Satz 1 können nach § 1 Abs. 3 des
Dritten Buches vereinbart werden.“
Auswirkungen / Bewertung
Die Änderung des §77a SGB IV wurde von der BA für
erforderlich gehalten, um insbesondere die Realisierung
von Budget- und Personalflexibilität und den Abschluss
von Zielvereinbarungen zu ermöglichen. Hierzu wurde
das Einfügen zweier neuer Absätze vorgeschlagen:
„(2) Im Haushaltsplan der BA werden Abweichungen
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von den Haushaltsgrundsätzen des Bundes als Regelfall
zugelassen, soweit eine Wirkungskette von Finanzströ-
men und Leistungsdaten belegt werden kann.“
„(3) Die BA wird als „Contract Agency“ geführt.
Grundlage sind Zielvereinbarungen zwischen Bundesre-
gierung und BA, die eine mehrjährige Rahmenvereinba-
rung und die spezifische jährliche Festlegung von Zielen
und Leistungskriterien zum Gegenstand haben. Der Vor-
stand ist im Rahmen der Vereinbarungen für das operati-
ve Geschäft autonom verantwortlich.“ (BA-Beratungs-
unterlagen 52/2003, 64/2003 und 88/2003).
Der Gesetzentwurf hat diese Vorschläge nur zum Teil
und in veränderter Form aufgegriffen. Anstelle des §77a
Abs. 3 SGB IV wurde §1 Abs. 3 SGB III eingefügt, der
das Kontraktmanagement nicht zur Regel macht, sondern
(nur) als Möglichkeit zulässt. Desweiteren wird die auto-
nome Verantwortung des Vorstandes für das operative
Geschäft im Rahmen der Vereinbarungen nicht festge-
schrieben. Andererseits ermöglicht die gewählte Formu-
lierung und auch die gesetzessystematische Einordnung
in das SGB III durchaus den gewünschten Abschluss
mehrjähriger Rahmenvereinbarungen und spezifischer
jährlicher Festlegungen. Dies bleibt aber dann der kon-
kreten Verhandlungssituation überlassen und ist aufgrund
der offeneren Formulierung flexibler in der Anwendung.
Insoweit werden keine Einschränkungen für die ge-
wünschte Erweiterung der Handlungsspielräume des
Vorstandes gesehen.
Die Abweichungen des vorgesehenen §77a S.3 SGB IV
von dem Vorschlag eines Abs. 2 der BA sind dagegen
gravierender. Eine grundsätzliche Zulässigkeit der Ab-
weichung von den Haushaltsgrundsätzen des Bundes und
damit auch von den haushaltsrechtlichen Vorschriften
(Haushaltsgrundsätzegesetz, BHO) wird jetzt durch das
Erfordernis einer Vereinbarung mit der Bundesregierung
bzw. dem BMWA eingeschränkt und auch nur auf die
Zulässigkeit der Abweichung von den Vorschriften der
BHO bezogen. Eine Abweichung von den allgemeinen
Grundsätzen der Haushaltswirtschaft des Bundes (§77a
S.2 SGB IV) ist dagegen nicht vorgesehen, so dass die
Gefahr besteht, dass diese Einschränkungen nach wie vor
einer flexiblen Haushaltswirtschaft entgegenstehen.
Der vorliegende Entwurf kann daher nicht als genereller
Einstieg in die gewünschte Erhöhung der Budget- und
Personalflexibilität gesehen werden, sondern nur als po-
litische Option, die außerhalb des Einflusses der Agentur
liegt. Dies gilt besonders vor dem Hintergrund, dass bei
Neuverhandlung von Vereinbarungen die Erlaubnis zur
Abweichung von §77a S.1 SGB IV jederzeit widerrufen
bzw. nicht erneut aufgenommen werden kann.
I. 3.  Regionale Gliederung
Die Bundesanstalt für Arbeit begrüßt die im Dritten Ge-
setz für moderne Dienstleitungen am Arbeitsmarkt bein-
halteten Regelungen zu den Landesarbeitsämtern (künf-
tig: Regionaldirektionen). Sie ermöglichen dem Vorstand
der BA die verantwortungsvolle und für die Unterneh-
mensentwicklung wichtige Neuausrichtung zu Betriebs-
einheiten mit operativer Führungsfunktion. Die Regio-
naldirektionen werden gegenüber den heutigen Landes-
arbeitsämtern an operativer Bedeutung gewinnen.
Der Vorstand sieht die künftige Aufgabe der Regionaldi-
rektionen weiterhin in der Unterstützung der Länder als
Partner in der aktiven Arbeitsmarktpolitik. Dies wird –

neben der operativen Führung der Agenturen für Arbeit –
Kernaufgabe der Regionaldirektionen sein. Spezifischen
Länderanliegen wird dabei in Zukunft in besonderer
Weise Rechnung getragen: Für die Beratung der Landes-
politik hinsichtlich Wirkungspotenzial und Aufwand von
Landesprogrammen werden eigene organisatorische Ein-
heiten in den Regionaldirektionen eingerichtet.
Um die enge Kooperation mit den Ländern im gegensei-
tigen Interesse zu sichern, ist denkbar, Inhalte und Qua-
lität der Kooperation zwischen Regionaldirektionen und
den Länden im Gesetz festzuhalten. Der Vorstand der
BA regt an, die Übereinstimmung der heutigen Zustän-
digkeit der einzelnen Regionaldirektionen mit den politi-
schen Grenzen der Länder nicht festzuschreiben. Lang-
fristig muss im Sinne der Unternehmensentwicklung der
BA auch ein Konzentrationsprozess bei Beibehaltung der
Mittelinstanz möglich sein.
Regelungsgegenstand: Artikel 1, Ziffer 222; § 367
SGB III Bundesagentur für Arbeit
(1) Die Bundesagentur für Arbeit (Bundesagentur) ist ei-
ne rechtsfähige bundesummittelbare Körperschaft des öf-
fentlichen Rechts mit Selbstverwaltung.
(2) Die Bundesagentur gliedert sich in eine Zentrale auf
der oberen Verwaltungsebene und in Agenturen für Ar-
beit auf der örtlichen Verwaltungsebene. Die Bundes-
agentur kann besondere Dienststellen und auf der mittle-
ren Verwaltungsebene Regionaldirektionen errichten.
(3) Die Bundesagentur hat ihren Sitz in Nürnberg.
Auswirkungen/Bewertung
Mit der Bundestagsdrucksache 15/1515 wurde der Ent-
wurf eines Dritten Gesetztes für moderne Dienstleistun-
gen am Arbeitsmarkt (Hartz III) vorgelegt. Die zur re-
gionalen Gliederung der Bundesagentur und ihrer nach-
geordneten Dienststellen getroffenen Regelungen ent-
sprechen den geschäftspolitischen Vorstellungen des
Vorstands der BA.

Hingewiesen wird auf die Übergangsregelung des § 434j
SGB III, wonach die bisher bestehenden Landesarbeits-
ämter bis längstens zum 31. Dezember 2006 Regionaldi-
rektionen im Sinne des § 367 Abs. 2 Satz 2 sind.

Im Gegensatz zur in der Begründung (S. 113 der Druck-
sache zu Absatz 13) enthaltenen Aussage :“Mit der
Übergangsregelung wird sichergestellt, dass die Landes-
arbeitsämter bis Ende 2006 als Regionaldirektionen be-
stehen bleiben.“ bedeutet der Wortlaut des Gesetzesvor-
schlags die Begrenzung des Bestands dieser Regionaldi-
rektionen bis längstens zum 31.12.2006.

Es wird daher vorgeschlagen, im § 434j SGB III Abs. 13
den Satz 1 zu streichen.

I.4.  Selbstverwaltung

I.4.1.Der Vorstand begrüßt die vorgeschlagenen gesetz-
lichen Änderungen zur Selbstverwaltung der Bundesan-
stalt für Arbeit. Sie entsprechen den eigenen Intentionen,
insbesondere wird die Trennung zwischen Geschäftsfüh-
rung und Kontrolle auf allen Ebenen institutionalisiert
und klar gefasst.

I.4.2.Zu einzelnen Regelungen:

I.4.2.1 Regelungsgegenstand: Art. 1 § 371 Abs. 5
Satz 2 „Eine Stellvertretung ist nicht zulässig“
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Auswirkung/Bewertung: Die Stärkung der persönlichen
Verantwortung der Selbstverwaltungsmitglieder wird be-
grüßt. Allerdings bestehen Bedenken, dass in den Ver-
waltungsausschüssen der Agenturen immer Beschlussfä-
higkeit vorliegt. Es wird angeregt, eine Stellvertretungs-
regelung zuzulassen, bei der für jeden der drei Teile der
Selbstverwaltung ein Stellvertreter berufen werden kann.
I.4.2.2 Regelungsgegenstand: Art. 1 § 373 Abs. 3 Satz 1
„Die Satzung oder der Verwaltungsrat kann bestimmen,
dass bestimmte Arten von Geschäften nur mit seiner Zu-
stimmung  vorgenommen werden dürfen.“
Auswirkung/Bewertung: Es handelt sich dabei um eine
Ausnahmevorschrift zur Abgrenzung von Kontroll- und
Geschäftsführungsfunktionen, die eng auszulegen ist. Es
ist ausreichend und entspricht rechtsstaatlichen Grund-
sätzen, wenn diese abstrakt und generell in der Satzung
und nicht - ggf. veranlasst durch Einzelvorgänge - durch
Verwaltungsratsbeschluss geregelt wird. Es wird ange-
regt, die Ergänzung „oder der Verwaltungsrat“ zu strei-
chen.
I.4.2.3 Regelungsgegenstand: Art. 1 § 371 Abs. 5
Die Bestimmung enthält keine Ermächtigung mehr, dass
von Selbstverwaltungsorganen Aufgaben an Ausschüsse
übertragen werden können. Insbesondere aus Gründen
einer effizienten Aufgabenerledigung sollte dies dem
Verwaltungsrat ermöglicht werden.
I.4.2.4 Regelungsgegenstand: Art. 1 § 385 Abs. 4 S. 2

(Beauftragte für Chancengleichheit am Ar-
beitsmarkt)

„In Konfliktfällen entscheidet der Verwaltungsaus-
schuss“
Die Regelung stimmt mit der (neuen) Kontrollfunktion
der Verwaltungsausschüsse nicht überein, da hier eine
Entscheidungsbefugnis in organisatorischen/personellen
Angelegenheiten übertragen wird. Satz 2 sollte gestri-
chen werden. Konfliktfälle können von der Geschäftsfüh-
rung, ggf. auf Ebene des Vorstands, gelöst werden.
I.5.Bundesagentur für Arbeit
Regelungsgegenstand: Art. 1 § 368 Abs. 3, 4
(3) „Die Bundesagentur kann durch Verwaltungsverein-

barung die Durchführung befristeter Arbeitsmarkt-
programme des Landes übernehmen“

(4) „Die Agenturen für Arbeit können die Zusammenar-
beit mit Kreisen und Gemeinden in Verwaltungsver-
einbarungen regeln“

Auswirkung/Bewertung:
Die Bundesanstalt für Arbeit übernimmt hier durch Ver-
waltungsvereinbarung Aufgaben der Länder bzw. der
Gemeinden. Es sollte eine gesetzliche Regelung getrof-
fen werden, dass der Bundesanstalt für Arbeit dafür die
Kosten erstattet werden. Im Zeichen begrenzter Haus-
haltsmittel sollte eine eindeutige Regelung zur Kosten-
tragung durch den Gesetzgeber erfolgen und dies nicht
Einzelvereinbarungen überlassen werden.
I.6.Vorstand und Verwaltung
I.6.1. Regelungsgegenstand: Art. 1 § 384 SGB III (Ge-

schäftsführung der Regionaldirektionen)
Auswirkung/Bewertung:

Die Agenturen für Arbeit und die Regionaldirektionen
sollen zukünftig von einer 3-köpfigen Geschäftsführung
geleitet werden. Zu den besonderen Dienststellen fehlt
eine entsprechende Regelung. Hier sollte es dem Vor-
stand überlassen werden, eine entsprechende Geschäfts-
führung einzurichten.
Vorschlag:
Als Abs. 3 wird eingefügt: Der Vorstand kann für beson-
dere Dienststellen die Leitung durch eine Geschäftsfüh-
rung einführen. Die Vorschriften der Abs. 1 und 2 gelten
entsprechend.
I.6.2 Regelungsgegenstand: Art. 1 § 389 Abs. 1 (Über-

tragung von Führungsfunktionen auf Zeit)
Die Leiter bzw. vorsitzenden Mitglieder der besonderen
Dienststellen sollten mit den sonstigen Führungskräften
gleichgestellt werden.
Auswirkung/Bewertung:
Gleiches gilt für die Ämter der Oberdirektoren und Di-
rektoren der Zentrale sowie die Direktoren bzw. vorsit-
zenden Mitglieder der Geschäftsführung einer besonde-
ren Dienststelle.
I.6.3. Regelungsgegenstand: Artikel 12 (Verordnung

zur Durchführung des Bundesdisziplinargeset-
zes...)

Auswirkungen/Bewertung:
In § 2a und d ist konsequenterweise im Anschluss an
„Leiterinnen und Leiter oder Mitglieder der Geschäfts-
führung“ einzufügen.
I.6.4 Regelungsgegenstand:
Artikel 13 (Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes)
Auswirkung/Bewertung:
Die vorgesehenen Änderungen erfassen noch nicht alle
Veränderungen, die sich aus der (internen) Änderung in
der Aufbauorganisation der Bundesanstalt für Arbeit er-
geben. Konkrete Vorschläge können erst nach den Ent-
scheidungen des Vorstands erfolgen.
II. Vereinfachung des Leistungsrechts
1. Arbeitslosengeld
2. Versicherungspflicht für Wehr- und Zivildienst-

leistende
3. Arbeitslosengeld/Unterhaltsgeld
Zusammenfassung zum Regelungsgegenstand:
Die vorgesehenen Gesetzesänderungen betreffend den
operativen Bereich der BA und werden wegen der damit
verbundenen Rechts- und Verwaltungsvereinfachung
sowie der transparenteren Gestaltung des Rechts für die
Betroffenen (Kunden und Mitarbeiter/-innen) begrüßt.
Das gilt auch für das Inkrafttreten der wesentlichen
Neuerungen im Leistungsrecht (1. Januar 2005), da diese
teilweise umfangreiche Vorarbeiten erforderlich machen.
Ein früheres Inkrafttreten hätte zur Folge, dass sich die
erforderlichen Umsetzungsarbeiten zeitlich mit den Ar-
beiten zur Einführung des Alg II und den Aktivitäten zur
Umsetzung der Reform der BA überschneiden würden.
Als wirkungsvolle Vereinfachungen im Leistungsrecht
sind insbesondere zu nennen:
� die Zusammenlegung von Alg und Uhg zu einer ein-

heitlichen Leistung (Art. 1 Nr. 62 - § 117)
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� die Vereinfachung des Bemessungssystems Alg, eine
einheitliche Anwartschaftszeit und die Versiche-
rungspflicht von Wehr- und Zivildienstleistenden
sowie für Saisonarbeitnehmer (Art. 1 Nr. 71 - §§ 130
– 134, Nr. 65 - § 123, Nr.66 - § 124, Nr. 17 a - § 26)

� die Nebenkommensanrechnung ( Art. 1 Nr. 73 - §
141)

� die Einbeziehung von Meldeversäumnissen in die
Sperrzeittatbestände des § 144 SGB III (Art. 1 Nr. 76
- § 144)

Teilweise entsprechen die in den Gesetzentwurf aufge-
nommenen Änderungen den von der BA unterbreiteten
Vorschlägen jedoch nicht in vollem Umfang.

Zur Einbeziehung aller Wehr- und Zivildienstleisten-
den in den Schutz der Arbeitslosenversicherung:

Die Regelung reduziert den Verwaltungsaufwand erheb-
lich. Wird der Dienstleistende nach Ableistung des Dien-
stes arbeitslos, entfällt künftig die aufwändige Prüfung,
ob der geleistete Wehr- oder Zivildienst versicherungs-
pflichtig/versicherungsfrei zur Arbeitslosenversicherung
war.

Die Zeit der Arbeitslosigkeit (ohne Leistungsbezug), die
vor dem Dienstantritt liegt und in der durch eine lediglich
„sozialrechtlich induzierte“ Meldung beim Arbeitsamt
(Beschäftigungssuche - § 26 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b SGB
III) der soziale Schutz der Arbeitslosenversicherung nach
jetziger Rechtslage herbeigeführt werden kann, wird
künftig nicht mehr berücksichtigt werden. Mitnahmeef-
fekte entfallen.

Der Beratungs-, Informations- und Entscheidungsauf-
wand bei der Arbeitsverwaltung, den Betroffenen und
den Wehrverwaltungen wird sich vermindern. Die Neu-
regelung schafft Rechtssicherheit bei allen Betroffenen.

Die Änderung des § 26 SGB III soll zum 1. Februar 2006
in Kraft treten.

Weitere, aus Sicht der BA wesentliche Punkte, die
nicht/nicht vollständig in dem vorliegenden Gesetz-
entwurf enthalten sind:

a. Versicherungsfreiheit für Tätigkeiten nach § 16
Abs. 2 Nr. 6 SGB II (bisher: Schaffung von Ar-
beitsgelegenheiten - § 19 BSHG)

Die vorgesehene Änderung des § 27 Abs. 3 SGB III
durch den Entwurf des Dritten Gesetzes für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt bewirkt, dass Be-
schäftigungen, die als Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men gefördert werden, versicherungsfrei sind und
demzufolge keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld
begründen können. Es wird angeregt,  § 27 Abs. 3
SGB III des weiteren klarstellend zu ergänzen, in
dem über die für Tätigkeiten nach § 16 Abs. 2 Nr. 6
SGB II i. d. F. des Entwurfs eines Vierten Gesetzes
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (För-
derung von Gelegenheiten für im öffentlichen Inter-
esse liegende zusätzliche Arbeiten, in denen Ar-
beitslosengeld II zusätzlich zu einer angemessenen
Entschädigung für Mehraufwendungen gezahlt wird )
hinaus auch für Tätigkeiten, in denen bisher nach §
19 Abs. 2 BSHG „das übliche Arbeitsentgelt“ gezahlt
wurde explizit Versicherungsfreiheit angeordnet
wird.

b. Minderung der Leistungsfähigkeit

Die ursprünglich vorgesehene klarstellende und sy-
stemgerechte Abgrenzung der Risikobereiche zwi-
schen Kranken- und Arbeitslosenversicherung durch
Festschreibung der Vorrangigkeit des Anspruchs auf
Krankengeld vor der Zahlung von „Nahtlosigkeitslei-
stungen“ an voraussichtlich voll erwerbsgeminderte
Personen sollte Eingang in das Gesetz finden (§ 125
SGB III). Die bekannten, durch die Praxis der Träger
der Krankenversicherung verursachten Schwierig-
keiten, insbesondere die schwerwiegenden finanziel-
len Nachteile für Versicherte würden beseitigt; dar-
über hinaus würden negative Auswirkungen auf the-
rapeutischem Gebiet durch Festlegung der Rehabili-
tationsnotwendigkeit in einem sehr frühen Stadium
der Erkrankung vermieden.

c. Persönliche Arbeitslosmeldung

Im Gesetzentwurf wurde bislang nicht aufgenommen,
anstelle der persönlichen Arbeitslosmeldung nach §
122 SGB III und der unverzüglichen persönlichen
Arbeitslosmeldung zur frühzeitigen Arbeitssuche
nach § 37b SGB III auch die Meldung bei den Ar-
beitsämtern in anderer Form zuzulassen. Zumindest
bei den Fällen nach § 37b SGB III sollte auf das Er-
fordernis der unverzüglichen persönlichen Meldung
beim Arbeitsamt verzichtet werden. Dadurch könnte
die Möglichkeit geschaffen werden, die rechtswirk-
same Meldung auch telefonisch vorzunehmen und
zugleich einen persönlichen Beratungstermin zu ver-
einbaren. Diese Änderung würde die telefonische
Aufnahme der Arbeitsuchendmeldung und der Be-
werberdaten durch ein Service-Center ermöglichen.
Dieses Verfahren wurde bei Konzepttests in den Ar-
beitsämtern Heilbronn und Annaberg-Buchholz be-
reits erprobt. Es hat sich als tragfähig erwiesen. Es
führt zu einer Entlastung der Mitarbeiter im operati-
ven Bereich, hilft Wartezeiten abzubauen und einen
nicht steuerbaren Andrang von Kunden zu bestimm-
ten „Stoßzeiten“ zu vermeiden.

d. Anrechnungszeiten
Im Kabinettsentwurf vom 13. August 2003 ist die
Aufhebung des § 58 Abs. 1 S. 1 Nummer 3 SGB VI
nicht mehr enthalten. Zeiten der Arbeitslosigkeit oh-
ne Leistungsbezug lösen rentenrechtlich nach wie vor
Anrechnungszeiten aus. Die Bundesanstalt für Arbeit
ist zur Meldung von Anrechnungszeiten verpflichtet.
Hierdurch wird den Agenturen eine versicherungs-
fremde Aufgabe übertragen, die sehr personalintensiv
ist. Es sind Personen zu betreuen, die häufig nur vor-
dergründig an der Arbeitsvermittlung interessiert
sind; primäres Ziel ist die Meldung von Anrech-
nungszeiten. Zu diesem Ergebnis kam auch der Bun-
desrechnungshof. Die Bundesanstalt für Arbeit ap-
pelliert daher nochmals ausdrücklich und nachhaltig
an den Gesetzgeber, die Bundesanstalt für Arbeit zu-
mindest von der Meldung von Anrechnungszeiten für
Nichtleistungsbezieher zu entbinden.

e. Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen
Der von der Bundesanstalt unterbreitete Vorschlag
zur Gestaltung der Förderung von Berufsvorbereiten-
den Bildungsmaßnahmen (§ 61 SGB III) als Ermes-
sensleistung wurde im Kabinettsentwurf vom 13.
August 2003 nicht berücksichtigt.
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Berufsvorbereitende Bildungsmaßnahmen sind
Pflichtleistungen. Zukünftig soll die  Vermittlung von
anrechenbaren Teilqualifikationen bzw. Qualifizie-
rungsbausteinen aus anerkannten Ausbildungsberufen
in Betrieben im Rahmen berufsvorbereitender Bil-
dungsmaßnahmen durch die BA gefördert werden
(siehe §§ 50 ff. Berufsbildungsgesetz). Dies würde
den Einstieg in die betriebliche Erstausbildungsförde-
rung durch die BA bedeuten und zwar als Pflichtlei-
stung (anders als die Nachqualifizierung = Weiterbil-
dung) und könnte einen weiteren Rückzug der Be-
triebe aus der eigenen (nichtsubventionierten) Erst-
ausbildung bedeuten. Hinzu kommt, dass, wenn die
vorrangig für die Ausbildungsvorbereitung zuständi-
gen Länder (Schule) kein qualitativ und quantitativ
bedarfsdeckendes Angebot an Berufs-(ausbildungs-)
Vorbereitungsmaßnahmen zur Verfügung stellen, die
nur nachrangig zuständige BA diese Leistungen als
Pflichtleistung gewähren und aus Mitteln der Bei-
tragszahler finanzieren muss.
Der Vorschlag der BA, Berufsvorbereitende Bil-
dungsmaßnahmen nach § 61 SGB III als Kann-
Leistung zu gestalten und in den Eingliederungstitel
einzubeziehen, sollte daher weiter verfolgt werden.
Die Leistungen werden dann besser steuerbar und ei-
ne (Kosten-) Verlagerung aus anderen Bereichen
(Betrieb, Schule, Jugendhilfe etc.) zu den berufsvor-
bereitenden Bildungsmaßnahmen der Bundesanstalt
wird vermieden.

II.4. ABM/SAM
Regelungsgegenstand: Zusammenführung von ABM
und SAM zu einer Förderung; Artikel  1   Ziffern  140
- 152   ;  §§  260 – 271  SGB III
Die Strukturanpassungsmaßnahmen gehen in den recht-
lich veränderten Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen auf.
Für ältere Arbeitnehmer ist eine dreijährige Förderung
möglich. Auf die ausdrückliche Umsetzung des Ziels
„Verbesserung der Eingliederungsaussichten der Arbeit-
nehmer“ kommt es nicht mehr an.
Zur Verwaltungsvereinfachung wird der Zuschuss auf ei-
ne pauschalierte, nach Qualifikationsstufen gestaffelte
Förderung umgestellt. Eine Qualifizierung von Arbeit-
nehmern oder die Durchführung von Praktika ist nicht
mehr zwingend notwendig. Es wird die Möglichkeit er-
öffnet, zusätzlich zu den Lohnkosten eine Qualifizierung
als verstärkte Förderung zu finanzieren. Bei Naturkata-
strophen ist ein Einsatz von arbeitslosen Arbeitnehmern
zur Schadensbeseitigung unter Verzicht auf die Voraus-
setzung der Zusätzlichkeit der Arbeiten möglich.
Auswirkungen/Bewertung:
Die Zusammenlegung von ABM/SAM führt zu einer
übersichtlicheren Gestaltung und in der Summe zu einer
praktikableren Umsetzung der öffentlich geförderten Be-
schäftigung durch einheitliche rechtliche Regelungen. Sie
eröffnet durch Einführung der pauschalierten Förderung
Möglichkeiten für eine dringend erforderliche verbes-
serte qualitative Umsetzung der verbleibenden komple-
xen Regelungen (z.B. Zusätzlichkeit der Arbeiten) und
des Qualitätsmanagements.
Die eindeutigere Beschreibung des Ziels der ABM wird
begrüßt. Dadurch behalten ABM bei hoher Arbeitslosig-
keit in regionalen und beruflichen Teilarbeitsmärkten ih-
re Bedeutung und Legitimation, Arbeitslosigkeit abzu-

bauen. Durch den Wegfall des Ziels „Verbesserung der
Eingliederungsaussichten“, das in der Vergangenheit we-
gen der schlechten Arbeitsmarktlage kaum erreichbar
war, wird die klare Ausrichtung des Instruments am
„ehrlichen“ zweiten Arbeitsmarkt unterstützt.
Der Übergang auf die pauschalierte Förderung wird in
einigen Regionen zu beträchtlichen Problemen bei der
Bereitstellung der dann wesentlich höheren Kofinanzie-
rung führen. Insbesondere in den neuen Bundesländern
dürfte dies Auswirkungen auf das Niveau des realisierba-
ren ABM-Volumens haben.
II.5. Eingliederungszuschüsse
Regelungsgegenstand: Vereinheitlichung und Straf-
fung der Leistungen; Artikel 1 Ziffer 121; §§ 217 bis
222 SGB III
Der vorliegende Gesetzentwurf beinhaltet eine weitere
Vereinheitlichung und Straffung der Eingliederungszu-
schüsse (EGZ).
Die Förderung wird auf 50 Prozent des berücksichti-
gungsfähigen Arbeitsentgelts und eine Förderdauer von
12 Monaten begrenzt. Höhere und längere Förderungen
sind nur bei älteren und behinderten Menschen zulässig.
Erstattungsleistungen aus der Ausgleichskasse, die bei
Erkrankung des Arbeitnehmers gewährt werden, werden
künftig auf die Eingliederungszuschüsse angerechnet.
Auswirkungen/Bewertung:
Die Straffung der Eingliederungszuschüsse wird begrüßt.
Die Zusammenfassung der Leistungsarten beschränkt
sich jedoch nur auf die Eingliederungszuschüsse gem. §§
217 ff SGB III. Daneben bestehen mit dem Einstellungs-
zuschuss bei Neugründungen (EZN) gem. §§ 225 ff SGB
III, dem Einstellungszuschuss bei Vertretung (EZV) im
Rahmen der Förderung der beruflichen Weiterbildung
durch Vertretung gem. §§ 229 ff SGB III sowie dem
Eingliederungszuschuss im Anschluss an die Aus- oder
Weiterbildung von Schwerbehinderten nach § 235a SGB
III noch weitere betriebliche Einstellungshilfen. Hier
sollte zur Erleichterung der Handhabbarkeit und zur
Steigerung der Transparenz eine weitere Zusammenfas-
sung erfolgen.
Zur weiteren Vereinfachung des Instrumenteneinsatzes
sollte sich die Festlegung der Förderhöhe und Förderdau-
er ausschließlich nach den individuellen Eingliederungs-
erfordernissen  und nicht noch zusätzlich nach dem Um-
fang der jeweiligen Minderleistung richten. Diese lässt
sich bezogen auf einen konkreten Arbeitsplatz durch die
Vermittlungsfachkräfte nur schwer feststellen.
Auch die Ausrichtung der Zuschüsse an dem tatsächlich
gewährten Entgelt (berücksichtigungsfähiges Arbeitsent-
gelt) führt in der Praxis zu Erschwernissen im Zusam-
menhang mit der Beantragung, Bewilligung und Zahlung
der Leistung. Es wird daher erneut vorgeschlagen, eine
Pauschalierung der Leistungshöhe – z.B. in Anlehnung
an die Qualifikationsstufen bei ABM - vorzunehmen.
Die Einführung einer Anrechnung von Erstattungslei-
stungen läuft der Intention der Vereinfachung und höhe-
ren Transparenz bei der Bewilligung und der Abwick-
lung der Leistungen zuwider.
III. Verstärkung des aktivierenden Ansatzes

der Arbeitsmarktpolitik
1. Transfermaßnahmen
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2. Transferkurzarbeitergeld
Zusammenfassung zum Regelungsgegenstand:
Durch die mit dem Gesetzesentwurf beabsichtigte Wei-
terentwicklung der bisherigen Leistungen Sozialplan-
maßnahmen und Struktur-Kurzarbeitergeld zu Zuschüs-
sen zu Transfermaßnahmen und Transferkurzarbeitergeld
soll der Transfer von der bisherigen Beschäftigung in ei-
nem von einer Betriebsänderung nachteilig betroffenen
Betrieb hin zu einer neuen Beschäftigung in einem ande-
ren Betrieb mit positiven Beschäftigungsperspektiven
erleichtert werden. Die BA erwartet, dass sich diese In-
strumente der präventiven Arbeitsmarktpolitik in der
Praxis bewähren werden.
IV. Altersteilzeitgesetz/Vorruhestand
IV.1. Insolvenzsicherung; Artikel 95, Ziffer 7; § 8a

AtG
Regelungsgegenstand:
Zur Sicherung der im Altersteilzeitblockmodell vom Ar-
beitnehmer erarbeiteten Wertguthaben bei Zahlungsunfä-
higkeit des Arbeitgebers wird eine spezielle Insolvenzsi-
cherung im Altersteilzeitgesetz verbindlich vorgeschrie-
ben. Liegen die Voraussetzungen einer nach den gesetz-
lichen Vorgaben hinreichenden Insolvenzsicherung im
Einzelfall nicht vor, kann der Arbeitnehmer sein legiti-
mes Sicherungsbedürfnis künftig in einem vorgegebenen
Verfahren durchsetzen.
Die gesetzliche Sicherungsverpflichtung des Arbeitge-
bers kann arbeitsrechtlich nicht ausgeschlossen werden.
Auswirkungen/Bewertung:
Seitens der Arbeitnehmer wird die Akzeptanz der Al-
tersteilzeit erhöht. Dies gilt insbesondere bei solchen, die
bei nicht tarifgebundenen Arbeitgebern beschäftigt sind
und daher nicht von tariflichen Insolvenzsicherungsre-
geln profitieren. Das Ausmaß der Absicherung wird ver-
bindlich festgelegt. Eine Verrechnung von steuer- und
beitragsfreien Aufstockungsleistungen mit den beitrags-
pflichtigen Entgelten im Wertguthaben ist nicht zulässig.
Die Mehraufwendungen für Altersteilzeitarbeitsverhält-
nisse im Blockmodell steigen deshalb tendenziell. Inso-
fern ist mit einem Rückgang von Altersteilzeitverträgen
im Blockmodell zu rechnen.
Begrüßt wird, dass § 8a AtG ausschließlich eine arbeits-
rechtliche Regelung darstellt, die durch die Bundesanstalt
für Arbeit nicht zu überprüfen ist und keinen Einfluss auf
die Gewährung von Erstattungsleistungen gem. § 4 AtG
hat.
B. Stellungnahme zum Antrag der Fraktion der
FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit; -
Drucksache 15/1576-
Der Antrag der FDP-Fraktion geht über die „Hartz-
Gesetze“ zur Reform der BA und für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt hinaus. Im Wesent-
lichen beinhaltet er:
� die Auflösung der bisherigen Strukturen der Arbeits-

verwaltung
� die Übertragung der Zuständigkeit für die aktive Ar-

beitsmarktpolitik auf die Kommunen
� eine verbleibende Bundesversicherungsagentur mit

dem Angebot der Arbeitslosenversicherung mit Grund-
sicherung und Wahltarifen

� eine neu zu gründende Arbeitsmarktagentur, die
Teilbereiche des bisherigen Dienstleistungsangebotes
der BA übernimmt (Internationale Aufgaben, überre-
gionale Sonderprogramme, Internetangebot und die
Abwicklung von Werkvertragsabkommen)

� die Privatisierung von Teilbereichen der BA
� den ersatzlosen Wegfall einzelner gesetzlichen Re-

gelungen (z.B. AtG, AÜG)
� eine Vereinfachung der arbeitsmarktpolitischen In-

strumente
� die Schaffung eines dauerhaften föderalen Finanz-

ausgleichs.
Ein damit insgesamt verbundener Systemwechsel berührt
neben vielfältigen Facetten auch verfassungsrechtliche
Grundsätze. Die bundeseinheitlich geregelte aktive und
passive Arbeitsförderung dient auch der Herstellung
gleichwertiger Lebensverhältnisse sowie der Wahrung
der Rechts- und Wirtschaftseinheit in der Bundesrepu-
blik.
Eine Übertragung der aktiven Arbeitsmarktpolitik auf
die Kommunen bedarf eines enormen Know - How und
Personaltransfers, da zur Zeit lediglich 20 Prozent der
Kommunen eine aktive Beschäftigungspolitik im Rah-
men der Hilfe zur Arbeit nach dem BSHG betreiben.
Mit dem Antrag wird die Absicht verfolgt, die Arbeitslo-
senversicherung über eine „Bundesversicherungsagen-
tur“ auszuführen, mit den Arbeitnehmern Versiche-
rungsverträge abzuschließen und hinsichtlich des Bei-
trags zur Arbeitslosenversicherung die Unterscheidung
zwischen Arbeitnehmer- und Arbeitgeberanteilen
aufzuheben.
Einzelheiten über die nähere Ausgestaltung bzw. zur ge-
setzestechnischen Umsetzung des o.a. Antrages liegen
jedoch nicht vor.
Eine Änderung hinsichtlich des versicherungspflichtigen
Personenkreises ist nicht vorgesehen. Insoweit entspricht
der Antrag dem geltenden Recht.
Erhebliche Änderungen ergeben sich jedoch durch die
Einführung von Grund- und Wahltarifen:
Bisher werden die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung
aufgrund eines feststehenden Beitragssatzes aus dem Ar-
beitsentgelt bemessen. Diese werden vom Lohn einbe-
halten und im Rahmen eines Gesamtsozialversicherungs-
beitrages, der auch die Beiträge zur Kranken-, Pflege-
und Rentenversicherung beinhaltet, - ohne Einbindung
der BA - durch die Beitragseinzugsstelle (Krankenkasse)
eingezogen.
Bei Einführung von Grund- und Wahltarifen müsste die
BA unter Berücksichtigung versicherungsmathemati-
scher Grundsätze zunächst ein eigenes Versicherungssy-
stem aufbauen, damit der Arbeitnehmer in die Lage ver-
setzt wird, über den Grundtarif hinaus einen seinen Vor-
stellungen entsprechenden Wahltarif zu beanspruchen.
Darüber hinaus müsste die BA in das Verfahren des Bei-
tragseinzugs eingebunden werden, da der Beitrag nicht
alleine durch den Beitragssatz und die Höhe des Arbeits-
entgelts, sondern auch durch die Inanspruchnahme von
Wahltarifen beeinflusst würde.
Die Frage der organisatorischen Zuordnung der Bei-
tragseinziehung für Insolvenzgeld löst nicht das Finan-
zierungsproblem für diesen Leistungskomplex. Insoweit
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wird auf die beabsichtigten Maßnahmen zur Begrenzung
des Leistungsumfangs der Bundesregierung (Hartz III)
wird hingewiesen. Weder die Zahlung des Insolvenzgel-
des noch die Erhebung der Umlage sowie Rückforderung
von in diesem Zusammenhang erlangten Ansprüche ge-
hören zu den Kernaufgaben der BA; die BA nimmt diese
Aufgabe gegen Verwaltungskostenentschädigung wahr.
Die Art der Finanzierung (Umlange- oder Kapitaldek-
kungsverfahren) ist einer versicherungsmathematischen
Berechnung zu unterziehen und obliegt einer politischen
Entscheidung.
Die Winterbauförderung  gehört nicht zu den Kernauf-
gaben der BA. Sie wird gegen Verwaltungskostenent-
schädigung wahrgenommen.
Ein erstes Abstimmungsgespräch des BMWA mit den
Tarifvertragsparteien der Bauwirtschaft ergab einstim-
mig, dass eine Verlagerung der Winterbauförderung aus
dem Aufgabenkomplex der BA nicht zweckmäßig ist und
daher nicht gewünscht wird.
Eine Privatisierung von Teilbereichen der BA oder ei-
ne Übertragung auf andere Träger wird neue Schnitt-
stellen schaffen. Unabhängig davon, wie wirtschaftlich
eine Leistungserbringung dann möglich ist, stellen sich
weitere Fragen, so z.B. ob bei einer Übertragung von
ärztlichem und psychologischem Dienst auf die Gesund-
heitsämter noch eine ausreichende Arbeitsmarktnähe ge-
währleistet ist.
Der Vorschlag der FDP-Fraktion zur völligen Abschaf-
fung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes (AÜG)
wird sowohl ordnungspolitisch als auch sozialpolitisch
kritisch bewertet.
Mit dem Wegfall des AÜG und damit auch der Erlaub-
nispflicht für das gewerbsmäßige Überlassen von Ar-
beitskräften an Dritte gäbe es keine ausreichende Kon-
trollfunktionen am deutschen Leiharbeitsmarkt mehr,
während in fast allen Ländern des EWR ähnliche Rege-
lungen bestehen bleiben. Es sollten gewisse Rahmenbe-
dingungen gelten, die die Interessen der Arbeitnehmer
aber auch der Verleihunternehmen wahren (z.B. Vermei-
dung von Lohndumping, Verdrängung von unseriösen
Verleihern). Der Vorschlag, das AÜG abzuschaffen und
die gleichzeitigen Bestrebungen Qualitätsstandards im
Wege der Selbstverpflichtung zu gewährleisten, bergen
die Gefahr, dass sich die Lohn- und Arbeitsbedingungen
wesentlich verschlechtern, weil auch eine Selbstver-
pflichtung und tarifliche Regelungen unterlaufen werden
können.
Ziel sollte es - wie bei der jüngsten AÜG-Reform - sein,
einen Rahmen zum Schutz der Leiharbeitnehmer festzu-
legen, der auch flexible Bedingungen für die Tätigkeit
der Unternehmen in diesem Bereich bietet.
Die Altersteilzeitregelungen wurden im Bündnis für
Arbeit, Ausbildung und Wettbewerbsfähigkeit in einem
breiten Konsens der Sozialpartner entwickelt. Das Inter-
esse an Altersteilzeitarbeit ist seit Inkrafttreten des Al-
tersteilzeitgesetzes am 1.8.1996 bei Arbeitgebern und
Arbeitnehmern kontinuierlich angestiegen. Die Al-
tersteilzeit hat sich zu einem erfolgreichen Instrument der
aktiven Arbeitsförderung entwickelt und hierdurch Ein-
stellungsmöglichkeit für Jüngere geschaffen. Denn die
Förderung aus Mitteln der BA ist an die Bedingung ge-
knüpft, dass eine Nachbesetzung erfolgt. Bei Streichung

der Altersteilzeitregelung würden Beschäftigungspoten-
tiale für Jüngere entfallen.
Der Antrag der FDP spricht sich für die sog. Finanz-
amtslösung beim Kindergeld aus. Diese Finanzamtslö-
sung wurde in den vergangenen Jahrzehnten mehrfach
erörtert und stets mit großer Mehrheit abgelehnt. Gründe
der Ablehnung waren die erhebliche Aufstockung des
Personals der Finanzämter, die Einführung eines aus-
zahlenden Kassensystems mit entsprechender EDV-
Unterstützung und die Erkenntnis, dass die kostengünsti-
ge Durchführung der Kindergeldaufgabe durch die Fa-
milienkassen der Bundesanstalt nicht unterboten werden
kann.
Auch unabhängige Institutionen wie die Arbeitsgemein-
schaft für wirtschaftliche Verwaltung e.V. und der Bun-
desrechnungshof haben der Bundesanstalt die kostengün-
stige Durchführung bestätigt und die Finanzamtslösung
verworfen. Die Hartz-Kommission hat in ihrem Bericht
2002 vorgeschlagen, wegen fehlender Alternativen und
der mehrfach festgestellten wirtschaftlichen Arbeitsweise
der Bundesanstalt die Kindergeldaufgabe bei dieser zu
belassen.
Aus der Sicht der Bundesanstalt stellt sich daher der Vor-
schlag der FDP zu einer Finanzamtslösung als nicht ziel-
führend dar. Er wiederholt lediglich ein in der Vergan-
genheit schon mehrfach vorgetragenes, aber stets abge-
lehntes Petitum.
Zu weiteren, in diesem Antrag enthaltenen Punkten wie
z.B. der organisatorischen Verselbständigung zentra-
ler Servicebereiche (IT Haus, Servicezentrum Nürnberg,
„Bildungsholding“) oder der Übertragung der Zuständig-
keiten für die Bekämpfung illegaler Beschäftigung auf
die Zollbehörden wurden Entscheidungen bereits getrof-
fen. Diese befinden sich bereits in der Umsetzung.
Die im Rahmen der Reform der BA beabsichtigten Maß-
nahmen gehen hinsichtlich ihrer Wirkung durchaus in die
mit diesem Antrag skizzierte Richtung. Zu nennen sind
dabei insbesondere auch die derzeitigen Aktivitäten zu
Einführung einer neuen Unternehmenssteuerung, die
Effektivität und Effizienz der Aufgabenerledigung in den
Vordergrund stellt sowie eine Weiterentwicklung des
Controlling.
Vor einem grundlegenden „Schnellschuss“ ohne ausrei-
chende Berücksichtigung der aktuell vielfach noch zu be-
rücksichtigen Abhängigkeiten im Kontext der sozialen
Sicherungssysteme muss aber gewarnt werden. Hier
sollten die mit den Gesetzentwürfen Hartz III und IV be-
absichtigten  Maßnahmen umgesetzt und hinsichtlich ih-
rer Wirkung ausgewertet und weiterentwickelt werden.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)655
Ausschuss für
Wirtschaft und Arbeit 30. September 2003
15. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Verband Deutscher Rentenversicherungsträger

§ 208 SGB III-E
Zahlung von Pflichtbeiträgen bei Insolvenz
Vorschlag:
§ 208 SGB III sollte in der derzeitigen Fassung beste-
hen bleiben.
Begründung:
Mit der Rechtsänderung wird das Ziel verfolgt, An-
sprüche der Sozialversicherung gegenüber dem insol-
venten Betrieb auf sog. Nebenforderungen wie Säum-
niszuschläge, Stundungszinsen und Kosten der Zwangs-
vollstreckung nicht mehr zu befriedigen. Die Begrün-
dung dafür, es entstünden den Arbeitnehmern keine
Nachteile, vermag nicht zu überzeugen.
Der Säumniszuschlag hat neben seiner Druckmittel-
funktion vor allem Nachteilsausgleichfunktion, weil
die Beiträge zu spät gezahlt werden. Dieser Nach-
teilsausgleich würde künftig entfallen und die Schä-
den, die Insolvenzen bei den sozialen Sicherungssy-
stemen ohnehin verursachen, würden noch verstärkt.
Die Kosten der Zwangsvollstreckung sind mitunter
erheblich. Wenn den Einzugsstellen diese Kosten
nicht mehr erstattet werden, besteht künftig wenig An-
reiz, gegen den (noch nicht insolventen) Schuldner
vorzugehen. Dies könnte dazu führen, dass die Kosten
der Bundesagentur für Arbeit (BA) für den reinen Ge-
samtsozialversicherungsbeitrag höher werden.
Der Hinweis, dass das Recht der Europäischen Union
eine Einbeziehung von Nebenforderungen nicht ge-
bietet, ist zwar zutreffend. Andererseits verbietet das
europäische Recht eine solche Leistung aber auch
nicht. Denn der Anspruch richtet sich gegen die BA
und benachteiligt so Beteiligte im Ausland nicht.
§ 163 Abs. 5 SGB VI
Sonderregelung für beitragspflichtige Einnahmen Be-
schäftigter

Vorschlag:
§ 163 Abs. 5 SGB VI sollte wie folgt an die verän-
derten Regelungen des Altersteilzeitgesetzes ange-
passt werden:
„..., gilt auch die für die Beitragszahlung nach § 3
Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b Altersteilzeitgesetz maß-
gebliche zusätzliche beitragspflichtige Einnahme, höch-
stens bis zur Beitragsbemessungsgrenze, als Arbeits-
entgelt. Für Personen, die nach § 3 Satz 1 Nr. 3 ..., gilt
dies entsprechend.“
Begründung:
Nach § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b Altersteilzeitge-
setz-Entwurf sind die zusätzlichen Rentenversiche-
rungsbeiträge mindestens in Höhe des Beitrags zu
zahlen, der auf 80 vom Hundert des Regelarbeitsent-
gelts für die Altersteilzeit entfällt, soweit dieser Bei-
trag niedriger ist als der Beitrag, der auf den Unter-
schiedsbetrag zwischen 90 vom Hundert der monatli-
chen Beitragsbemessungsgrenze und dem Regelar-
beitsentgelt entfällt. Entgeltbestandteile, die nicht lau-
fend gezahlt werden, sind nach § 6 Abs. 1 Satz 2 Al-
tersteilzeitgesetz-Entwurf beim Regelarbeitsentgelt
nicht berücksichtigungsfähig.
Die Vorschrift des § 163 Abs. 5 Satz 1 SGB VI muss
deshalb an die veränderten Regelungen im Altersteil-
zeitgesetz angepasst werden.
§ 168 Abs. 1 Nr. 7 SGB VI
Beitragstragung bei Beschäftigten
Vorschlag:
Die Vorschrift sollte wie folgt gefasst werden:
„..., für die sich nach § 163 Abs. 5 Satz 2 ergebende
zusätzliche beitragspflichtige Einnahme von der Bun-
desagentur für Arbeit, wenn ...“
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Begründung:
Folgeänderung aufgrund der erforderlichen Neufas-
sung des § 163 Abs. 5 SGB VI-E.
§ 53 Abs. 4 SGB IX-E
Reisekosten
Vorschlag:
Problematisch ist die in § 53 Abs. 4 SGB IX-E vorge-
sehene Höhe der Entfernungspauschale, weil damit
nicht unerhebliche Mehrkosten für die RV entstehen
könnten.
Begründung:

Nach der gegenwärtigen Rechtslage werden erforder-
liche Fahrkosten, die im Zusammenhang mit der Aus-
führung einer Leistung zur medizinischen Rehabilita-
tion oder zur Teilhabe am Arbeitsleben stehen, als
Reisekosten übernommen. Die Höhe der zu erstatten-
den Fahrkosten (Hin- und Rückfahrt) richtet sich im
Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung nach den
"Gemeinsamen Grundsätzen der Rentenversiche-
rungsträger zur Erbringung von Reisekosten im Zu-
sammenhang mit Leistungen zur medizinischen Reha-
bilitation und zur Teilhabe am Arbeitsleben und son-
stige Leistungen (Reisekostengrundsätze i.d.F. vom
15.12.2002)". Danach sind notwendige Fahrkosten
grundsätzlich die Kosten, die bei Benutzung eines re-
gelmäßig verkehrenden, die geringsten Kosten verur-
sachenden Beförderungsmittels entstehen. Es werden
grundsätzlich 0,14 Euro pro zurückzulegendem (Auto-
) Kilometer ohne Erhebung weiterer Nachweise er-
stattet, wenn die Fahrt mit einem privateigenen Kraft-
fahrzeug durchgeführt wird, obwohl ein regelmäßig
verkehrendes Beförderungsmittel hätte benutzt werden
können. Versicherte, denen die Benutzung eines re-
gelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels aufgrund
der Art und Schwere ihrer Behinderung nicht zumut-
bar ist, erhalten bei der Benutzung eines privateigenen
Kraftfahrzeuges Wegstreckenentschädigung nach den
Sätzen des Bundesreisekostengesetzes (BRKG) in
Höhe von 0,22 Euro bei Kraftfahrzeugen mit einem
Hubraum von mehr als 600 ccm.

Durch § 53 Abs. 4 SGB IX-E soll nunmehr eine an
das Steuerrecht angelehnte trägerübergreifende Ver-
einheitlichung bei der Übernahme von Fahrkosten im
Zusammenhang mit der Ausführung von Leistungen
zur medizinischen Rehabilitation oder zur Teilhabe
am Arbeitsleben geschaffen werden.

Hierzu ist zunächst anzumerken, dass eine trägerüber-
greifende Vereinheitlichung der Gewährung von Rei-
sekosten durch eine Ergänzung des § 53 SGB IX
grundsätzlich zu befürworten ist. Problematisch er-
scheint jedoch die in § 53 Abs. 4 SGB IX-E vorgese-
hene Höhe der Entfernungspauschale. Denn ange-
sichts der Tatsache, dass innerhalb der Rentenversi-
cherung in der Regel Fahrkosten erstattet werden, die
bei höchstens 0,14 Euro pro zurückzulegendem Kilo-
meter (insgesamt höchstens 0,28 Euro pro Kilometer
für beide Fahrstrecken) liegen, sind bei der vorgese-
henen Entfernungspauschale in Höhe von 0,36 Euro
bzw. 0,40 Euro pro Kilometer erhebliche Mehrausga-
ben für die gesetzliche Rentenversicherung zu erwar-
ten.

Darüber hinaus ist im Hinblick auf die gesetzgeberi-
sche Intention, die Regelung über die Erstattung von
Fahrtkosten an das Steuerrecht anzulehnen, anzumer-
ken, dass es sich bei den im Steuerrecht angesetzten
Beträgen nicht um Auszahlungsbeträge handelt. Hat
der Arbeitnehmer die Möglichkeit, entsprechende Be-
träge abzusetzen, wird eine Auszahlung lediglich in
Höhe des anfallenden Steuersatzes vorgenommen.
Abgesehen davon wird auf die aktuelle Diskussion um
die Planung der Herabsenkung der Pendlerpauschale
im Steuerrecht hingewiesen. Sollte eine solche Herab-
senkung von 0,36 Euro bzw. 0,40 Euro auf 0,15 Euro
pro Kilometer - wie zurzeit diskutiert - gesetzlich um-
gesetzt werden, ergäbe sich eine starke Annäherung an
die derzeitige Praxis der Rentenversicherungsträger
bei der Erstattung von Reisekosten.

Die in § 53 Abs. 4 Satz 4 SGB IX-E vorgesehene Be-
grenzung der Kosten für Pendelfahrten wird - insbe-
sondere im Hinblick auf das Urteil des Bundessozial-
gerichts vom 25.03.2003 - B 7 AL 8/02 R - begrüßt.
Durch die vorgesehene Regelung wird einer Zahlung
von Pendelfahrkosten in unbegrenzter Höhe entgegen-
getreten. Diese Regelung entspricht im übrigen den
bisherigen Anwendungsgrundsätzen der Rentenversi-
cherungsträger.

§§ 2 Abs. 1 Nr. 8a, 3 Abs. 1 Nr. 3a BÜV

Lohnunterlagen, Beitragsabrechnung
Vorschlag:
Die Vorschriften sollten der geänderten Terminologie
in § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. b Altersteilzeitgesetz an-
gepasst werden.
Art. 26
Änderung der Sozialhilfedatenabgleichsverordnung
(SoziDAV)
Vorschlag:
Nachstehend werden verschiedene Anregungen zur
Änderung der o. g. Verordnung vorgetragen. Teilwei-
se sind diese in allgemeiner Form auch schon in der
VDR-Stellungnahme zu dem Entwurf eines Gesetzes
zur Einordnung des Sozialhilferechts in das Sozialge-
setzbuch (BT-Drucksache 15/1514) enthalten. Die
folgenden Anregungen könnten daher auch im Rah-
men des genannten Gesetzes, mit dem ebenfalls Ände-
rungen der Sozialhilfedatenabgleichsverordnung vor-
gesehen sind, Berücksichtigung finden.
§ 11 Abs. 1 Satz 1:
Gesetzliche Änderungen führen ständig zu neuen Lei-
stungsarten der Bundesanstalt (künftig Bundesagen-
tur) für Arbeit (BA). Entweder sind unter der genann-
ten Norm alle in den Datenabgleich einzubeziehenden
BA-Leistungen aufzulisten, oder es sollte für diese
Leistungen eine neutrale Formulierung Verwendung
finden, die bei künftigen neuen Leistungen bzw. Lei-
stungsbezeichnungen (z. B. Arbeitslosengeld II) keine
Änderung der Verordnung mehr nach sich zieht.
§ 11 Abs. 1 Satz 2:
Die Worte „Arbeit und Sozialordnung“ sind gegen die
Worte „Gesundheit und Soziale Sicherung“ auszutau-
schen.
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Die Ministeriumsbezeichnung ist im Jahre 2002 geän-
dert worden. Dies ist hier zu berücksichtigen.
Außerdem ist das Wort „wöchentlichen“ gegen das
Wort „monatlichen“ auszutauschen.
Die Träger der Sozialhilfe zahlen ihre Leistungen als
monatlichen Betrag. Ebenso werden die Leistungen
der Renten- und der Unfallversicherungsträger als mo-
natliche Leistungen erbracht. Die BA überweist je-
doch 14-tägige Beträge der wöchentlich ausgewiese-
nen Leistungen. Durch die unterschiedliche Anzahl
der Monatskalendertage ergeben sich bei der erforder-
lichen Umrechnung (wöchentliche in monatliche Lei-
stungen) für die Träger der Sozialhilfe nur „Durch-
schnittswerte“. Diese umgerechneten und auf die Sozi-
alhilfe anzurechnenden Beträge kann der Leistungsem-
pfänger jedoch nicht im BA-Bescheid finden. Eine ein-
deutige Kontrollmöglichkeit besteht somit für den So-
zialhilfeleistungsempfänger nicht. Um diese Umrech-
nungsdifferenzen künftig zu vermeiden, sollten auch
von der BA monatliche Beträge im Rahmen des Sozi-
alhilfedatenabgleichverfahrens übermittelt werden.
§ 16 Abs. 3 Satz 1:
Auch hier sind die Worte „Arbeit und Sozialordnung“
gegen die Worte „Gesundheit und Soziale Sicherung“
auszutauschen. Inwieweit hier zusätzlich auch noch
das „Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit“
aufzunehmen ist, sollte geprüft werden.
Neben der Änderung der genannten Ministeriumsbe-
zeichnung ist seit 2002 für den Bereich der BA auch
eine andere Ministeriumszuständigkeit gegeben („Bun-
desministerium für Wirtschaft und Arbeit“).
Anlagen:
Die im Abgleichverfahren verwendeten Datensatzbe-
schreibungen (Anlagen 1, 4 und 5 zur SoziDAV) so-
wie die Zusammenstellung der für die Datenüber-
mittlung erheblichen DIN-Normen (Anlage 2 der So-
ziDAV) sind zurzeit Bestandteil der Sozialhilfedaten-
abgleichsverordnung. Dies bedeutet, dass bei jeder -
 noch so geringen - Änderung im Übermittlungsver-
fahren oder in den Datensätzen (z. B. aufgrund neuer
Leistungsbezeichnungen) zwangsläufig auch die Soz-
hiDAV zu ändern ist. Diese Änderungen bedürfen je-
weils der Zustimmung des Bundesrates.
Um diesbezüglich künftig zeitlich aufwändige Ände-
rungsverfahren zu vermeiden, sollten die Anlagen 1,
2, 4 und 5 aus der SozhiDAV herausgenommen wer-
den. Stattdessen sollten die Einzelheiten des Verfah-
rens zur Weiterleitung der Daten durch die am Ab-
gleichsverfahren beteiligten Auskunftsstellen im Ein-
vernehmen mit dem Verband Deutscher Rentenversi-
cherungsträger in „Gemeinsamen Grundsätzen“ gere-
gelt werden, wobei die Träger der Sozialhilfe zu be-
teiligen sind. Hierfür sollte eine entsprechende Er-
mächtigung in die SozhiDAV aufgenommen werden.
In diese „Gemeinsamen Grundsätze“ sollten auch die
Inhalte des § 5 (Verfahren der Datenübermittlung) und
des § 10 (Datenübermittlung durch Datenübertragung)
der SoziDAV aufgenommen werden.
Die Regelungen der §§ 6 (Übermittlung auf maschi-
nell lesbaren Datenträgern), 7 (Übermittlung durch
Übersendung von Magnetbandkassetten) und 8 (Über-
mittlung durch Übersendung von Magnetbändern)

sowie die Anlage 2 (Zusammenstellung der für die
Datenübermittlung anzuwendenden DIN-Normen) der
SoziDAV sind entbehrlich, da die Datenübermittlung
zwischenzeitlich elektronisch im gesicherten Verfah-
ren vorgenommen wird.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)695
Ausschuss für
Wirtschaft und Arbeit 6. Oktober 2003
15. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Arbeitsgemeinschaft der Spitzenverbände der Krankenkassen

1. Allgemeines
Gegenstand des Dritten Gesetzes für moderne Dienstlei-
stungen am Arbeitsmarkt ist die Fortsetzung der Umge-
staltung der Bundesanstalt für Arbeit in einen leistungs-
fähigen und kundenorientierten Dienstleister. Für die ge-
setzliche Krankenversicherung und die soziale Pflegever-
sicherung sind dabei einige Einzelbestimmungen von be-
sonderer Bedeutung, die sich finanziell negativ auswir-
ken. Dazu gehören die Einschränkung der Beitragslei-
stungen der Bundesagentur für Arbeit nach § 208 SGB
III gegenüber den Einzugsstellen im Fall der Insolvenz
und die geplante Fahrtkostenregelung für Rehabilitanden
unter Anlehnung an die steuerliche Entfernungspauschale
gem. § 53 Abs. 4 SGB IX. Diese Teile des Gesetzentwur-
fes werden von den Spitzenverbänden der Krankenkassen
abgelehnt.
2. Zu den Tatbeständen und Rechtsvorschriften im

Einzelnen
2.1 Zusammenfassung von Arbeitslosengeld und

Unterhaltsgeld zu einer Leis-tung
Es ist vorgesehen, die Leistung Unterhaltsgeld zu
streichen und durch einen Anspruch auf Arbeits-
losengeld bei beruflicher Weiterbildung zu erset-
zen (= Art. 1 Nr. 62 i. V. m. Art. 1 Nr. 86 des Ge-
setzentwurfes). Diese Regelungen sollen zum
1.1.2005 wirksam werden (Artikel 124 Abs. 2 des
Gesetzentwurfes).
Es ist jedoch sicherzustellen, dass alle Vorschrif-
ten, die sich auf das Unterhaltsgeld beziehen, be-
reinigt werden. Artikel 10 für die Pflegeversiche-
rung sieht bereits entsprechende Änderungen vor.
Diese sind jedoch nicht vollständig. Beispielhaft
sind hier § 5 Abs. 1 Nr. 2 SGB V, § 47b SGB V,
§ 232a Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 sowie Satz 2 SGB V
zu nennen. In diesem Zusammenhang muss in

Artikel 124 Abs. 2 des Gesetzentwurfes auch Ar-
tikel 4 als Vorschrift, die zum 1.1.2005 wirksam
werden soll, aufgenommen werden. Im Hinblick
auf § 434j Abs. 10 SGB III i. d. F. von Art. 1 Nr.
249 des Gesetzentwurfes (= Weiterzahlung von
Unterhaltsgeld über den 31.12.1994 hinaus in be-
sonderen Fällen) muss jedoch sichergestellt sein,
dass in diesen Übergangsfällen der Unterhalts-
geldbezug weiterhin Rechtswirkungen auslöst.

2.2 Beiträge aus Insolvenzgeld
Wegen der Beiträge aus Insolvenzgeld soll § 208
SGB III (= Art. 1 Nr. 115 Buchstabe a Doppel-
buchst. aa) - wie eingangs erwähnt - dahingehend
ergänzt werden, dass von den durch die BA zu
leistenden Beiträgen Säumniszuschläge, die in-
folge von Pflichtverletzungen des Arbeitgebers zu
zahlen wären sowie Zinsen für dem Arbeitgeber
gestundete Beiträge, nicht mehr den Einzugsstel-
len erstattet werden. Begründet wird diese Ein-
schränkung u. a. damit, dass das Recht der Euro-
päischen Union einen solchen Ausgleich nicht
vorsieht. Diese Begründung ist wenig überzeu-
gend. Denn insoweit stellt das Recht der Europäi-
schen Union lediglich eine Mindestnorm dar, das
erweiterten Regelungen zugänglich ist. Die aktu-
elle Rechtslage, die auch die Nebenforderungen
der Einzugsstellen zu den insolvenzgeldfähigen
Beiträgen zählt, entspricht dem. Insoweit wird
wieder eine die GKV belastende Finanzverschie-
bung vorgenommen.
Des Weiteren hängt der Anstieg der Aufwendun-
gen für Insolvenzgeld und für die nach § 208
SGB III zu leistenden Beiträge auch nicht mit den
Nebenforderungen zusammen. Er ist vielmehr
begründet durch den stetigen Anstieg der Insol-
venzen. Ob durch Ausklammerung der Nebenfor-



Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit Ausschussdrucksache 15(9)645

37

derungen eine nachhaltige Verringerung der In-
solvenzgeldumlage erreicht werden kann, die
auch von den umlagepflichtigen Betrieben wahr-
genommen werden kann, ist zweifelhaft.
Der finanzielle Nachteil für die Einzugsstellen ist
dagegen erheblich. Das kann am Beispiel einer
großen bundesweit tätigen Krankenkasse deutlich
gemacht werden. Diese erhielt im ersten Halbjahr
2003 insgesamt 27,5 Mio. EUR Beiträge aus In-
solvenzgeld. Davon entfielen 25,5 Mio. EUR auf
Beiträge, der Rest von 2 Mio. EUR auf Neben-
forderungen. Dies entspricht einer Quote von
7,3%. Im Laufe eines Jahres würde sich der Ver-
lust auf 4-5 Mio. EUR summieren, denn der wei-
tere Anstieg der Insolvenzen wird den Betrag
weiter in die Höhe treiben. Alle Krankenkassen
wären im ähnlichen Maße betroffen.
Unter Bezug auf die damalige Gesetzesbegrün-
dung zur Einführung des Konkursausfallgeldes (§
141n AFG - jetzt: § 208 SGB III) hat das BSG im
Urteil vom 22.11.1994 Folgendes festgestellt:
„Mit dieser Vorschrift soll erreicht werden, dass
den Versichertengemeinschaften, deren Mittel aus
Beiträgen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber auf-
gebracht werden, durch den Eintritt der Zah-
lungsunfähigkeit des Arbeitgebers keine Nach-
teile entstehen (Bundestagsdrucksache 7/1750 S.
15 zu § 141n AFG). Durch § 141n AFG sollen
die Versicherungsträger daher wirtschaftlich so
gestellt werden, als stünde ihnen weiterhin ein
zwar im Verzug befindlicher, jedoch solventer
Arbeitgeber gegenüber. In diese Position tritt die
Beklagte (Anmerkung: BA) ein. Sie hat deshalb
aus Mitteln der Konkursausfallversicherung nicht
nur die rückständigen Beiträge, sondern auch die
hierauf entfallenden Säumniszuschläge zu lei-
sten."
Diese Aussage verdeutlicht den Sinn und Zweck
der Gesetzesregelung. Sie hat nach wie vor Gül-
tigkeit. Deshalb hat es den Anschein, dass die
bisherige Gesetzesregelung lediglich Sparzwän-
gen zum Opfer fallen soll.
Diese Änderung des § 208 SGB III wird deshalb
abgelehnt.

2.3 Reisekosten im Zusammenhang mit Leistun-
gen zur medizinischen Rehabilitation
Artikel 8 des Gesetzentwurfes sieht eine Erweite-
rung des § 53 SGB IX vor. Damit wird die Höhe
der für die Leistungen zur medizinischen Rehabi-
litation und die Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben zu erstattenden Fahrkosten geregelt. In
Anlehnung an das Steuerrecht wird eine Fahrko-
stenerstattung in Form einer Entfernungspau-
schale für jeden vollen Entfernungskilometer zwi-
schen Wohnung und Ausführungsort - unabhän-
gig von dem jeweils benutzten Beförderungsmit-
tel - in Höhe von 0,36 EUR für die ersten zehn
Kilometer bzw. 0,40 EUR für jeden weiteren Ki-
lometer festgeschrieben.
Damit entfällt auch für die GKV die im Zusam-
menhang mit Leistungen zur medizinischen Re-
habilitation vorrangige Erstattung von Fahrkosten
in Höhe des Fahrpreises für ein öffentliches Ver-

kehrsmittel unter Ausschöpfung von Fahrpreis-
ermäßigungen. Da im Bereich der GKV die
überwiegende Anzahl der Rehabilitanden - unter
medizinischen Gesichtspunkten - zur Benutzung
eines öffentlichen Verkehrsmittels in der Lage ist
und hiervon auch Gebrauch macht, führt die
nunmehr vorgesehene Fahrkostenerstattung in
Form einer Entfernungspauschale zu erheblichen
Mehrausgaben.
Schon aus diesem Grunde wird die Regelung ab-
gelehnt.
Unabhängig davon bleiben unterschiedliche Fall-
konstellationen unberücksichtigt. Völlig ungeklärt
ist z.B. die Erstattungshöhe bei der medizinisch
notwendigen Benutzung eines Krankenkraftwa-
gens.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)683
Ausschuss für
Wirtschaft und Arbeit 2. Oktober 2003
15. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Deutscher Frauenrat

§ 1 Abs. 1 Satz 3 und  §§ 8, 11 und 20 SGB III  - Frau-
enförderung
Wichtiges frauenpolitisches Signal im JobAQTIV Gesetz
vom 10.12. 2001 war die Aufnahme des Querschnitts-
ziels „Gleichstellung“ und die damit verbundene Aufnah-
me des „Gender-Mainstreaming“ Ansatzes in § 1 SGB
III. Diese Maßnahme sollte vorbeugendes Handeln er-
möglichen und so die Regelung in § 8 SGB III ergänzen.
Bereits damals stand diesem Ziel die Anrechnung von
Partnereinkommen bei der Bemessung der Arbeitslosen-
hilfe entgegen – Frauen wurden dadurch überproportio-
nal zu Nichtleistungsempfängern. Diese Hürde wurde
durch die Kürzung des anrechnungsfreien Betrages und
die verschärfte Vermögensanrechnung im § 194 SGB III
mit dem ersten Gesetz für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt mit Wirkung vom 1.1.2003 noch erhöht,
statt sie zu beseitigen. Durch die geplante Zusammenle-
gung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe wird sich die
Zahl der Nichtleistungsempfangenden um geschätzte 990
000 Menschen, überwiegend Frauen, noch einmal dra-
stisch erhöhen.
Neue Nichtleistungsempfänger entstehen im neuen SGB
II, welches die Zumutbarkeitsregelungen verschärft: eine
versicherungsfreie Beschäftigung ist nicht ausdrücklich
als unzumutbar aufgenommen im Katalog der Unzumut-
barkeiten, der vorgesehene Auffangtatbestand (§ 10 Abs.
1 Nr.5 SGB II) soll restriktiv gehandhabt werden. Solan-
ge hier keine Klarstellung erfolgt, dass Mini-Jobs unzu-
mutbar sind, müssen sie vom Hilfebedürftigen ange-
nommen werden – mit allen negativen Folgen für den
Versicherungsschutz, der wiederum überwiegend Frauen
zu Nichtleistungsempfängern werden lässt.
Fazit: Der durch die §§ 1 und 8 SGB III sowie in Ergän-
zung dazu § 8a SGB III (Förderung der Vereinbarkeit
von Familie und Beruf ) und § 20 SGB III (Förderung

der Berufsrückkehrerinnen) geschaffene frauenpolitische
Rahmen des SGB III wird ausgehöhlt durch die Koppe-
lung arbeitsmarktpolitischer Maßnahmen an das strikte
Versicherungsprinzip und damit an die Voraussetzung
des Leistungsbezugs, wobei die Voraussetzungen für
denselben verschärft werden.
Forderung: Um dem entgegenzuwirken, muss zwingend
eine Regelung zur Förderung von Nichtleistungsbe-
ziehern, die ganz überwiegend Frauen sind, aufgenom-
men werden. Der Deutsche Frauenrat fordert seit der
Mitgliederversammlung 2000 die Abkoppelung der ar-
beitsmarktpolitischen Maßnahmen von Tatbestands-
merkmal „Leistungsbezug“. Diese Maßnahme wäre ver-
waltungsvereinfachend und insbesondere frauenpolitisch
zielführend.
In jedem Fall muss diese Regelung sicherstellen, dass
Nichtleistungsbezieher entsprechend ihrem Anteils an
den Arbeitslosen bei Maßnahmen berücksichtigt
werden. Vorbild kann sein die Regelung des § 11 Abs.
2 Nr. 3 SGB III.
Kontraproduktiv als Maßstab ist hingegen ist die Rege-
lung des § 8 Abs. 2 SGB III, der neben dem Anteil der
Frauen an der Arbeitslosigkeit auch die relative Betrof-
fenheit der Frauen durch Arbeitslosigkeit (d.h. Arbeitslo-
senquote auf der Grundlage der zivilen Erwerbspersonen)
berücksichtigt: Hier wird mittels einer hochkomplizierten
Quotierungsregelung unmerklich eine neue Benachteili-
gung von Frauen rechnerisch ermittelt, da die aktuelle
Berechnungsgrundlage Ungleiches gleichsetzt. In die
Vergleichsgröße der Erwerbstätigen werden Mini-
JobberInnen mit bis zu 400 € versicherungsfreien Ein-
künften genauso einbezogen wie Erziehende (überwie-
gend Frauen) in Erziehungszeit mit 0-Stunden Erwerbs-
arbeit und die (überwiegend weiblichen) Teilzeitbe-
schäftigten, seien sie im Bereich der Gleitzonenregelung
von 400 bis 800 € oder ordentlich sozialversichert. Sie
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alle werden Vollzeiterwerbstätigen gleichgestellt. Da-
durch verringert sich die Zahl der von Arbeitslosigkeit
betroffenen Frauen gegenüber der Vergleichszahl bei den
Männern bereits jetzt statistisch. Eine weitere Zunahme
der Mini-Jobs bei Frauen, die seit dem „Zweiten Gesetz
für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt “ zu er-
warten ist (und sich auch bereits abzeichnet), wird diese
Relation noch verschlechtern.
Die bereits durch Bereinigung der Statistik vorgenom-
menen Verschlechterungen werden durch nachfolgend
genannten geplanten Einschränkungen bei den Förder-
maßnahmen weiter verstärkt.
Im Übrigen gehen die Europäischen Vorgaben für die
Statistik von tatsächlichen Anteilen an der Arbeitslosig-
keit aus, nicht von relativen. Auch die gebotene Verwal-
tungsvereinfachung zwingt zur Rückkehr zur alten Be-
rechnungsweise.
§ 20 i.V.m. §§ 3 Abs. 5, 8a, 20, 77, 218 Abs.2 SGB III

Die Definition der Berufsrückkehrinnen als be-
sonders förderungswürdige Personengruppe (§
20 SGBIII) wurde mit dem SGB III eingeführt
und als positive Maßnahme gewürdigt. Damit
verbunden waren besondere Kompensationsre-
gelungen, um fehlende Anspruchsvoraussetzun-
gen zu ersetzen.
Der Rechtsanspruch auf einen Eingliederungs-
zuschuss bei Einarbeitung von Berufsrückkeh-
rerinnen war bereits 1992 in das Arbeitsförde-
rungsgesetz alter Fassung aufgenommen wor-
den. Das Bundesverfassungsgericht hatte in sei-
ner Entscheidung vom 25.5.1993 zum Schwan-
gerschaftsabbruch diese Maßnahme ausdrück-
lich als eine richtige Maßnahme im Rahmen des
Schutzkonzeptes, welches nach seiner Vorstel-
lung an Stelle der strafrechtlichen Sanktion tre-
ten soll, gewürdigt. In den damals geltenden §
49 AFG war durch Art. 6 des „Gesetzes zum
Schutz des vorgeburtlichen bzw. werdenden
Lebens, zur Förderung einer kinderfreundliche-
ren Gesellschaft, für Hilfen im Schwanger-
schaftskonflikt und zur Regelung des Schwan-
gerschaftsabbruchs“ (Schwangeren- und Fami-
lienhilfegesetz) vom 27. Juli 1992 der folgende
Absatz eingefügt worden:
„Die Bundesanstalt muss Arbeitgebern für Ar-
beitnehmer, die nach Zeiten der Kindererzie-
hung oder nach Zeiten der Pflege von Angehö-
rigen in das Erwerbsleben zurückkehren, Zu-
schüsse gewähren, wenn sie eine volle Leistung
erst nach einer Einarbeitungszeit erreichen kön-
nen.“
Das Gericht hatte diese Neuregelung wie folgt
gewürdigt:

"Der Schutz des ungeborenen Lebens, der Schutzauftrag
für Ehe und Familie (Art. 6 GG) und die Gleichstellung
von Mann und Frau in der Teilhabe am Arbeitsleben
(vgl. Art. 3 Abs. 2 GG sowie Art. 3, 7 des Internationalen
Paktes über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte
vom 19. Dezember 1966 [BGBl. 1973 II, S. 1570]) ver-
pflichten den Staat und insbesondere den Gesetzgeber,
Grundlagen dafür zu schaffen, dass Familientätigkeit und
Erwerbstätigkeit aufeinander abgestimmt werden können
und die Wahrnehmung der familiären Erziehungsaufgabe
nicht zu beruflichen Nachteilen führt. Dazu zählen auch

rechtliche und tatsächliche Maßnahmen, die ein Neben-
einander von Erziehungs- und Erwerbstätigkeit für beide
Elternteile ebenso wie eine Rückkehr in eine Berufstätig-
keit und einen beruflichen Aufstieg auch nach Zeiten der
Kindererziehung ermöglichen. Hierher gehören auch die
durch Art. 6 und 7 SFHG erfolgten Änderungen des Ar-
beitsförderungs- und des Berufsbildungsgesetzes; damit
beschreitet der Gesetzgeber den richtigen Weg.“
Dieser Auftrag des Gerichts an den Gesetzgeber ist bis
heute weitgehend unerledigt. Insbesondere fehlen im
Rahmen der „tatsächlichen Maßnahmen“ auch 10 Jahre
nach der Entscheidung immer noch die erforderlichen
Kinderbetreuungseinrichtungen. Sie rücken wegen der
desolaten Finanzlage der Kommunen auch nach dieser
Bundestagswahl wieder in weitere Ferne bzw. sollen über
den Umweg der Zusammenlegung von Arbeitslosen- und
Sozialhilfe und damit verbundener erheblicher Entla-
stung der Kommunen als Träger der Sozialhilfe von die-
sen mit den eingesparten Sozialhilfekosten bezahlt wer-
den. Da die geplanten Entlastungen mit Leistungskür-
zungen für den Hilfebedürftigen (dazu SGB II neu) ein-
hergehen, muss im Ergebnis festgestellt werden, dass die
kommunalen Betreuungseinrichtungen indirekt von de-
nen bezahlt werden, die sie am dringendsten brauchen.
Der Entwurf SGB III (im folgenden E-SGB III) lässt
stattdessen alle Erleichterungen für den Zugang von Be-
rufsrückkehrerinnen zu den arbeitsmarktpolitischen In-
strumenten entfallen. Insbesondere ist hier der Wegfall
des § 218 Abs. 2 SGB III zu nennen. Regelungen von
vergleichbarer Eindeutigkeit und Wirksamkeit sind sel-
ten. Die Bundesanstalt für Arbeit hat erst in einer Pres-
semittelung vom 6.8.2003 erneut bestätigt, dass Einglie-
derungsbeihilfen mit einer Verbleibsquote von mehr als
80 % zielführend sind bei der Wiedereingliederung. Sie
hatte allerdings versäumt  zu erwähnen, dass Frauen an
Eingliederungszuschüssen insgesamt (Ost-West-gemit-
telt) nur zu 40 % beteiligt sind und dass von den 175.000
arbeitslos gemeldeten Berufsrückkehrerinnen nur 1,2 %
Eingliederungszuschüsse erhalten, obwohl § 218 Abs. 2
SGB III für diesen Kreis einen klaren Rechtsanspruch
formuliert.
Mit der geplanten Streichung des Abs. 2 entfiele ein
wichtiges Instrument des Schutzkonzeptes, welches der
erkennende Senat des Bundesverfassungsgerichts im Zu-
sammenhang mit der Entscheidung zum Schwanger-
schaftsabbruch als wirksam und eine Bestrafung erübri-
gend einschätzte. Die Tatsache, dass das Instrument nicht
häufiger genutzt wurde, lässt keinen Schluss auf seine
Entbehrlichkeit zu, sondern legt vielmehr eine gesteigerte
Beratungstätigkeit nahe.
Auch die Neufassung des § 77 E-SGB III i.V.m. der
Neufassung des § 116 E-SGB III und  der Streichung von
§ 78 Abs.2 E-SGB III reißt ein neues Loch in das
Schutzkonzept. Der bisherige § 78 Abs. II SGB III er-
möglichte Berufsrückkehrerinnen den Zugang zu Maß-
nahmen der beruflichen Fort- und Weiterbildung auch
unter Verzicht auf die für alle anderen Versicherten er-
forderliche Vorbeschäftigungszeit innerhalb der Rahmen-
frist. Mit dem geplanten Fortfall des Unterhaltsgeldes (§
116 Nr. 2 SGB III) entfällt die Kompensationsregelung
des § 78 Abs. 2 SGB III  und damit auch der besondere
Zugang. Weiter entfallen mit dem Wegfall des Unter-
haltsgeldes auch die Fördermöglichkeiten (§ 225 SGB III
- Einstellungszuschuss bei Neugründungen) das Über-
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brückungsgeld (§ 57 SGB III) und der Existenzgrün-
dungszuschuss nach § 421 l SGB III.
Fazit: nach dem geplanten Recht wird Berufsrückkehre-
rinnen jede Chance der Wiedereingliederung durch Bil-
dungsmaßnahmen nach längerer Zeit der Familienarbeit
genommen.
Der Deutsche Frauenrat fordert,
� einen erleichterten Zugang für Berufsrückkehrerin zu

allen Maßnahmen
� hilfsweise den Erhalt aller bisherigen ALLER  För-

dermaßnahmen für Berufsrückkehrerinnen
zumindest solange nicht die im Regierungsprogramm
verankerten Planungen zum Ausbau eines flächendek-
kenden Netzes von Kinderbetreuungseinrichtungen tat-
sächlich umgesetzt sind.
§§ 26 Abs. 5,  260 ESGB III
Die geplante Versicherungsfreiheit von AB-Maßnahmen
soll, so die Gesetzesbegründung, Fehlanreize abbauen
helfen und Leistungsketten durchbrechen. Hier wird der
Finger in eine Wunde gelegt: der öffentlich geförderte
Arbeitsmarkt entwickelte sich nicht als Einstieg in den
„ersten“ Arbeitsmarkt, sondern als Ersatz, welcher Be-
schäftigte in fortgesetzten Maßnahmen hält. Das war si-
cher nicht das Ziel bei Einführung von ABM. Allerdings
ist die öffentliche Hand die treibende Kraft dieser Ent-
wicklung, hat sie sich doch gerade im Bereich der sozia-
len Projekte, in denen überproportional Frauen beschäf-
tigt sind, häufig zu Lasten der Arbeitsverwaltung von ih-
ren Lohnkosten entlastet. Dieses Problem ist (wie auch
das bekannte Vereinbarkeitsproblem der fehlenden Kin-
derbetreuung) zuförderst durch eine verbesserte Finanz-
ausstattung der Kommunen zu lösen, die sodann entspre-
chende Personalstellen einrichten und die notwendigen
Aufgaben (ohne sie über Umwegbegründungen als „zu-
sätzliche“ deklarieren zu müssen) als eigene Aufgaben
durchzuführen.
In den alten Bundesländern war ABM eine Maßnahme
zur Re-Integration der Erwerbslosen in sozial abgesi-
cherte Beschäftigungsverhältnisse. Deshalb kann das
Motiv des Gesetzgebers, mit der Herausnahme aus der
Versicherungspflicht Leistungsketten durchbrechen zu
wollen, hier nicht gelten. Der Einstieg in das
System der Sozialversicherung kann nach der geplanten
Neuregelung nicht mehr angestrebt werden.
Die geplante Entlastung über den durch „Versicherungs-
freiheit“ induzierten Fortfall des Leistungsanspruchs ist
eine Entlastung auf dem Rücken derer, welche die in den
meisten Fällen notwendige Arbeit leisten. Hier erscheint
es scheinheilig, zu argumentieren, dies diene der Rück-
besinnung auf den eigentlichen Gesetzeszweck. Miss-
brauchsfälle müssen zunächst einmal von aus einer
kommunalen Notlage geborenen „Gebrauchsfällen“ ge-
trennt und sodann auf andere Weise bekämpft werden.
Forderung: Solange notwendige soziale Einrichtungen
oder andere Gemeinschaftsaufgaben nicht mit ausrei-
chend Personalstellen geführt werden können, muss als
„Krücke“ die Maßnahme ABM auch über längere Zeit-
räume erhalten bleiben.
§§ 28 a i.V.m. 124 ESGB III

Die Kürzung der allgemeinen Rahmenfrist von bisher
drei auf zwei Jahre lehnt der DEUTSCHE FRAUENRAT
ab, die Möglichkeit der freiwilligen Weiterversicherung
in Zeiten der Pflege sieht er  kritisch:
Zu den Rahmenfristen: Bisher gibt es die allgemeine
Rahmenfrist von 3 Jahren für alle Arbeitslosen, innerhalb
derer die Anwartschaftszeit von mindestens einem Jahr
Pflichtversicherungszeit erfüllt sein muss. Das heißt: ein
Arbeitsloser kann, nachdem er (mindestens) ein Jahr lang
Pflichtbeiträge gezahlt hat, für zwei Jahre aus dem Er-
werbsprozess ausscheiden, ohne seine Ansprüche auf
Arbeitslosengeld oder Maßnahmen der Arbeitsförderung
zu verlieren.
Diese Rahmenfrist kann unterbrochen werden durch
Zeiten des Mutterschutzes, der Kindererziehung und der
Pflege.
Eine Unterbrechung in der Zeit des Mutterschutzes und
wegen Kindererziehung wird seit dem JobAQTIV-
Gesetz durch Beitragszahlung für drei Jahre aus Steuer-
mitteln kompensiert – sofern die Frau Mitglied einer ge-
setzlichen Krankenversicherung ist.
Bis zum heutigen Tag ist das Problem der privat versi-
cherten Mütter (oder auch der wenigen Erziehungszeit
beanspruchenden Väter) im Gesetz noch nicht durch eine
klarstellende Formulierung dahingehend gelöst, dass
auch für sie der Bund die Beiträge zur Arbeitslosenversi-
cherung aus Steuermitteln trägt, um den Anspruch auf
Leistungen nach dem SGB III aufrecht zu erhalten.
Konkret: Bei Erziehung eines Kindes wird der Rahmen
um drei Jahre  Beitragszeit erweitert. Die dreijährige
Rahmenfrist nach geltendem Recht (vermindert um das
Pflichtbeitragsjahr) wird faktisch auf fünf Jahre erweitert.
Konkret heißt das: die Erziehungsperson muss am 5. Ge-
burtstag des Kindes wieder in den Beruf zurückkehren.
Nach der geplanten Neuregelung wird die Rahmenfrist
um ein Jahr verkürzt – mit dem Ergebnis, dass die Erzie-
hungsperson bereits am 4. Geburtstag des Kindes zu-
rückkehren muss. Dies stellt angesichts des unzureichen-
den Angebots an finanzierbaren Kinderbetreuungsein-
richtungen viele Menschen vor unüberwindliche Proble-
me.
Eine Unterbrechung des Rahmens wegen Zeiten der
Pflege ist nach geltendem Recht unbegrenzt lange mög-
lich.
Das heißt konkret: wer einen Angehörigen pflegt und
damit dem Arbeitsmarkt nicht zur Verfügung steht, ver-
liert einen bestehenden Anspruch auf Arbeitslosengeld
oder auf eine Maßnahme der aktiven Arbeitsförderung in
dieser zeit nicht. (Wird allerdings der Arbeitslosengeld-
bezug durch Pflege unterbrochen, erlischt der Restan-
spruch nach 4 Jahren <§ 147 Abs. 2 SGB III> und bei ei-
ner Unterbrechung des Arbeitslosenhilfebezuges erlischt
er nach 3 Jahren <§ 196 SGB III>).
Diese erweiterte Rahmenfrist bei Pflege soll nach dem E-
SGB III entfallen und durch eine freiwillige Weiterversi-
cherung abgelöst werden. Dabei wären die Versiche-
rungsbeiträge von den Betroffenen nach § 349a E-SGB
III alleine zu tragen, und zwar pauschal aus einem fikti-
ven beitragspflichtigen Entgelt in Höhe von 10% der
monatlichen Bezugsgröße (§ 345b E-SGB III). Dies ent-
spricht einem Betrag von 238 €. Bei einem Beitragssatz
von 6,5% macht dies für Pflegende einen Beitrag von
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15,47 € aus. Dieser Betrag ist hoch, insbesondere vor
dem Hintergrund der sonstigen steigenden Belastungen.
Forderung: Die Wiedereinführung von „gleichgestellten
Zeiten“ (erweitert um Pflegezeiten) wäre die sinnvollste
und mit dem geringsten Verwaltungsaufwand verbunde-
ne Lösung, (s. dazu den Beschluss der Mitgliederver-
sammlung des Deutschen Frauenrates aus dem Jahr
2000).  Die Freiwillige Weiterversicherung lehnt der
Deutsche Frauenrat ab. Wenn das SGB III es vorsieht,
dass Beiträge aus Steuermitteln zu zahlen sind, müssten
nach der Logik des Gesetzes auch die Pflegezeiten wie
jetzt Kindererziehungszeiten pauschal vom Steuerzahler
übernommen werden.
Fazit: Insgesamt ist festzustellen, dass Pauschalierungen
und Verwaltungsvereinfachungen zu Lasten der Lei-
stungsempfänger vorgenommen werden während andere
schwierige Berechnungsstrukturen auf der Beitragsseite
geschaffen werden.
§ 119 ESGB III – Ehrenamtliche Tätigkeit
Der Deutsche Frauenrat begrüßt, dass ehrenamtliche Tä-
tigkeit uneingeschränkt der Verfügbarkeit nicht mehr
entgegenstehen soll, die Regelung entspricht jedoch gel-
tendem Recht (§ 118 a SGB III).
§ 120 Abs. 4 ESGB III – Förderung von Teilzeit
Der Deutsche Frauenrat begrüßt, dass auch eine zeitlich
eingeschränkte Verfügbarkeit den Leistungsanspruch
nicht ausschließt.
§ 144 ESGB III – Ruhen bei Sperrzeit
Die scharfe Sanktionierung von Mitwirkungsversäumnis-
sen erscheint auf dem Hintergrund von 4,3 Millionen re-
gistrierten Arbeitslosen (August 2003) gegenüber
360.000 bei Arbeitsämtern gemeldeten offenen Stellen
(Stand 8.8.2003) geradezu schikanös. In Einzelfällen
mag jedes der enumerativ aufgezählten Versäumnisse
auch Sanktionen rechtfertigen. Grundsätzlich ist jedoch
davon auszugehen, dass bei zwölf registrierten Arbeitslo-
sen pro offener Stelle das Bewusstsein für notwendige
Mitwirkung vorhanden ist und lediglich bei häufiger
Ablehnung in Resignation umschlägt.
Die schlechte Stellensituation darf nicht den Arbeitslosen
angelastet werden.
§ 385 ESGB III – Beauftragte für Chancengleichheit
am Arbeitsmarkt
Obwohl die Gesetzesbegründung besagt, dass die Rege-
lung der früheren Regelung des § 397 entspricht, trifft
dies nicht zu: die mittlere Verwaltungsebene der Regio-
naldirektion ist weggefallen. Sie soll jedoch dem ver-
nehmen nach als solche erhalten bleiben – allerdings
dann OHNE verpflichtend eingestellte Beauftragte für
Chancengleichheit am Arbeitsmarkt. Dies wäre ein
Bruch im Instanzenzug: während die Mittelinstanz vom
Wohlwollen der Leitungsebene abhängt, handeln die un-
tere und die obere Instanz mit einem gesetzlichen Auf-
trag. Gerade auf dem Hintergrund der schwieriger wer-
denden Vereinbarkeit ist eine Bündelung von Erfah-
rungswerten der unteren Ebene und strukturierte Ver-
mittlung zur Bundesebene wichtig. Die Strukturverände-
rung der Bundesanstalt darf nicht ausgerechnet zu Lasten
der Stellen gehen, die sich um die Chancengleichheit der
Geschlechter bemühen.

Berlin, 01.10.03
Henny Engels
Geschäftführerin
Deutscher Frauenrat
Axel Springer-Str. 54 a
10117 Berlin
Tel. 030 – 20 45 69 11



Ausschussdrucksache 15(9)645 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit

42

DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)674
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Wirtschaft und Arbeit 1. Oktober 2003
15. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesanstalt für Arbeit (IAB)

Die nachfolgende Stellungnahme äußert sich auf der Ba-
sis wissenschaftlicher Befunde zu den Fragenkomplexen.
Sie geht auf ausgewählte Aspekte ein und liefert im We-
sentlichen Hintergrundinformationen für das Gesetzge-
bungsverfahren.1

Vorbemerkung
Mit dem Dritten Gesetz für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt werden zum einen die rechtlichen Grundla-
gen für die Weiterentwicklung der Arbeitsverwaltung hin
zu einem effizienten Dienstleister ausgebaut. Weiterhin
wird das Leistungsrecht vereinfacht, auch mit dem Ziel,
mehr der verfügbaren Kapazitäten für individuelle Bera-
tung, Vermittlung und Förderung bereitstellen zu können.
Beides begünstigt die Leistungsfähigkeit der Bundesan-
stalt für Arbeit (BA). Im Einzelnen wird hierzu auf die
Stellungnahme der Bundesanstalt für Arbeit (BA) ver-
wiesen.
Schließlich werden mit dem „Dritten Gesetz ...“ wichtige
Instrumente der aktiven Arbeitsförderung – Eingliede-
rungszuschüsse, Beschäftigung schaffende Maßnahmen
und „Transferleistungen“ – teils vereinfacht, teils neu
ausgerichtet. Hierzu wird nachfolgend in Teil I Stellung
genommen.
Der Antrag der Fraktion der FDP zur Neuordnung der
BA läuft im Wesentlichen auf eine Auflösung der bishe-
rigen Strukturen der Arbeitsverwaltung hinaus. Eine
verbleibende Bundesversicherungsagentur soll sich auf
die Versicherungsfunktion (Aufgaben einer Leistungs-
abteilung) beschränken. Sie bietet eine Grundsicherung
und Wahltarife an, mit denen z.B. auch Qualifizierungs-
maßnahmen abgedeckt werden.
Wesentliche arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Funktio-

                                                          
1 Die Stellungnahme wurde verfaßt von Jutta Allmendinger, Uwe Blien;

Christian Brinkmann; Axel Deeke, Ursula Jaenichen, Susanne Koch und
Ulrich Walwei

nen der BA sollen den Kommunen bzw. den von ihnen
zu gründenden Job-Centern übertragen werden.  Eine
Bundesarbeitsmarktagentur soll als – dem Bundesmini-
sterium für Wirtschaft und Arbeit nachgeordnete - Bun-
desbehörde für internationale Aufgaben und die Bereit-
stellung von Internet-Angeboten für die überregionale
Vermittlung gegründet werden. Teilbereiche der BA
sollen privatisiert werden.
Ein solcher Systemwechsel hat sicherlich viele Facetten,
er berührt aber auch verfassungsrechtliche Grundsätze:
So hat die bundeseinheitlich geregelte aktive und passive
Arbeitsförderung auch Funktionen hinsichtlich der Her-
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse in der Bun-
desrepublik sowie der Wahrung der Rechts- und Wirt-
schaftseinheit. Von einem „Schnellschuss“ oder „Blind-
flug“ kann bei solchen gewichtigen Fragen wohl nur ab-
geraten werden.
In Teil II der Stellungnahme geht es um einige weitere
Aspekte dieser vorgeschlagenen Neuordnung, die sicher-
lich ebenso einer vertiefenden Analyse bedürfen:
I. Veränderungen beim Instrumentenzuschnitt
1. Eingliederungszuschüsse
(„Drittes Buch ...“ § 218ff. SGB III)
Der Gesetzentwurf beinhaltet die Vereinheitlichung un-
terschiedlicher Arten von Eingliederungszuschüssen zu-
sammen mit einer einheitlichen Neufestlegung der Ober-
grenzen für Förderhöhe und Förderdauer.
Gesonderte Förderkonditionen gelten wie bislang

� für den EGZ für schwerbehinderte und sonstige be-
hinderte Menschen,

� für den EGZ für besonders betroffene schwerbehin-
derte Menschen,

� für besonders betroffene ältere schwerbehinderte
Menschen,

� bei Gewährung des EGZ für Arbeitnehmer mit
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vollendetem 50. Lebensjahr (mit zeitlicher Befri-
stung bis Ende 2009).

Die zum 1.4.04 vorgesehene Überführung des Lohnko-
stenzuschusses nach Art. 8 Jugendsofortprogramm in das
SGB III geht in § 218 SGB III auf, ohne dass im Geset-
zestext selbst auf die besondere Situation von Arbeit-
nehmern, die das 25. Lebensjahr noch nicht vollendet ha-
ben, eingegangen wird (vgl. hierzu Punkt II.1 der Stel-
lungnahme des IAB zum "Vierten Gesetz für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt").
Der Einstellungszuschuss bei Neugründungen (EZN), der
Einstellungszuschuss bei Vertretung (EZV) sowie der
Eingliederungszuschuss im Anschluss an die Aus- oder
Weiterbildung von Schwerbehinderten (§ 235a) werden
vom vorliegenden Gesetzentwurf inhaltlich nicht berührt.
Für EGZ und EZN wird jeweils eine zusätzliche Detail-
regelung für Zeiten, in denen Arbeitgeber Erstattungslei-
stungen von einer Ausgleichskasse erhalten, aufgenom-
men.
Bewertung:
Die beabsichtigte Vereinheitlichung  sorgt für mehr
Transparenz im Bereich der Arbeitsförderung. Entspre-
chend ist auch die Nichteinführung eines zusätzlichen
EGZ für Jugendliche sowohl hinsichtlich des Ziels der
Verwaltungsvereinfachung als auch im Sinne einer an
dem Vorliegen von Vermittlungsschwierigkeiten orien-
tierten Gewährung von Lohnkostenzuschüssen gerecht-
fertigt. Das in Zukunft noch verbleibende Nebeneinander
unterschiedlicher Arten von Lohnkostenzuschüssen
(EGZ, EZN, EZV) und die Sonderregelungen für beson-
ders betroffene schwerbehinderte und für ältere Arbeit-
nehmer/innen dürften jedoch auch weiterhin zu einem
beträchtlichen Verwaltungsaufwand und zu mangelnder
Transparenz für Arbeitgeber beitragen.
Die anvisierte Herabsetzung der Obergrenzen von För-
derhöhe und Förderdauer kann die Zusammensetzung des
geförderten Personenkreises verändern. Denn die bislang
mögliche Spreizung bei der Festsetzung der Förderkon-
ditionen wird dadurch reduziert. Dies könnte dazu füh-
ren, dass die Ausgestaltung der Lohnkostenzuschüsse die
Chancen für schwervermittelbare Personen reduziert,
während gleichzeitig leichter Vermittelbare stärker zum
Zuge kommen. Damit würden zwar die Eingliederungs-
quoten erhöht, gleichzeitig könnte sich aber die Gefahr
von Mitnahmeeffekten verstärken.
2. Transfermaßnahmen
(„Drittes Gesetz ...“ § 216a ff. SGB III)
a) Generell

Die neue Regelungen in § 216a zu Transfermaßnah-
men (bisher Sozialplanmaßnahmen) und § 216b zum
Transferkurzarbeitergeld (bisher § 175 Sonderform
Kug in einer beE) nehmen seit längerem bestehende
Vorschläge aus Praxis und Wissenschaft auf. Aller-
dings wird sich erst noch zeigen müssen, ob und wie
die neue Pflichtleistung „Förderung der Teilnahme an
Transfermaßnahmen“ und die aktivierenden Ele-
mente der Regelungen zum Transferkurzarbeitergeld
(z.B. vor dem Hintergrund der Neuregelungen im
Kündigungsschutz) angenommen werden und welche
Wirkungen ihre Nutzung haben wird.

b)  zu § 216a
Lt. Abs. 1 Nr. 4 ist Bedingung, dass bei den Dritten,
die Transfermaßnahmen durchführen, „ein System

zur Sicherung der Qualität angewendet wird“. In der
Begründung wird dies näher erläutert (Erhebung der
Zufriedenheit nach Ende der Teilnahme, sowie von
Vermittlungserfolg und Verbleibsquote nach sechs
Monaten, Übermittlung der Daten an den Auftragge-
ber und die BA). Angesichts der Erfahrungen im Be-
reich der Förderung der beruflichen Weiterbildung
und auch im Verhältnis zu der Neuregelungen von
Berichtspflichten beim Transferkurzarbeitergeld (vgl.
unten) scheint es ratsam, die in der Begründung ge-
nannten Aspekte expliziter in den Gesetzestext auf-
zunehmen. Damit könnte ggf. Geschäften zu Lasten
Dritter (der Betragszahler) besser vorgebeugt werden.

c)  zu § 216b
Im Abs. 6 sind die aktivierenden Elemente des Trans-
ferkurzarbeitergeldes aufgeführt. Wie schon im bis-
herigen § 175 soll der Arbeitgeber Maßnahmen zur
Verbesserung der Eingliederungssaussichten anbie-
ten. In der bisherigen Praxis des § 175 ist die „Soll“-
Regel nur zum Teil aufgegriffen worden. Dies mag
damit zusammenhängen, dass die Ausgliederung Äl-
terer als Ziel im Vordergrund stand, was nun nicht
mehr sein soll. Gleichwohl könnte ggf. die Verbind-
lichkeit erhöht werden, etwa analog dem Satz 1 von
Abs.(6), dass der Arbeitgeber im Falle von festge-
stellten Qualifizierungsdefiziten Vermittlungsvor-
schläge zu unterbreiten „hat“.
In Abs. (9) werden Berichtspflichten für den Arbeit-
geber vorgegeben. Dies erzeugt eine gewisse Trans-
parenz für Monitoring und Forschung zu Fragen der
Umsetzung und Zielerreichung, erscheint aber nicht
hinreichend: Vorgesehen werden sollte auch, dass
über Maßnahmen entsprechend Abs. 6 berichtet wird.
Ergänzend zur  „Integrationsquote“ wären auch In-
formationen über den Verbleib sechs Monate nach
Maßnahmeende sinnvoll (vgl. oben auch Nr. 2 der
Anmerkungen zu § 216a). Beides könnte den diesbe-
züglichen Teilen im Begründungstext mehr Geltung
verschaffen.

3. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM) und
Strukturanpassungsmaßnahmen (SAM)
„Drittes Gesetz ...“ §§ 260 ff. SGB III
Die Neujustierung von ABM hinsichtlich Zielsetzung
und Ausgestaltung und die Abschaffung der sich mit
ABM einerseits und der Beschäftigung schaffenden
Infrastrukturförderung andererseits stark überlappen-
den SAM ist auch aus wissenschaftlicher Sicht ge-
rechtfertigt.
Zum Hintergrund:
Hinsichtlich der Eingliederungszielsetzung von ABM
(und SAM „klassisch“) gibt es einen wissenschaftli-
chen Grundkonsens, dass zumindest in der Vergan-
genheit durchweg negative Effekte erzielt wurden.
Hierbei ist zu beachten, dass die Negativbefunde
bislang keiner einzelnen Verursachungskomponente
zugeordnet werden können (zu geringe Suchaktivitä-
ten während der Maßnahme, Dauer der Maßnahme,
Einkommenshöhe, Erwerb von neuen Versicherungs-
ansprüchen, nicht qualifikationsadäquater Einsatz,
Qualifizierungsbausteine, mögliche Stigmatisierung
nach der Maßnahme u. a.). Diesbezüglich kann man
z. Zt. nur auf systematisiertes Praxiswissen setzen.
Immerhin wurden mit einer kurz vor der Veröffentli-
chung stehenden exemplarischen Studie, die im Auf-
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trag des IAB von der Universität Siegen durchgeführt
wurde („ABM real“), arbeitsplatzgenerierende Ef-
fekte nachgewiesen. Allerdings sind die Größenord-
nungen doch so klein, dass man bei der vielfach ge-
äußerten Feststellung bleiben muss: Arbeitsmarktpo-
litik kann strukturpolitische Maßnahmen bestenfalls
im Sinne einer Verbesserung der regionalen Ange-
botsbedingungen unterstützen, aber keinesfalls erset-
zen.
Diese Einschätzung wird auch durch Befunde des
IAB auf der Makroebene unterstützt: In Ostdeutsch-
land konnten leicht positive Effekte Beschäftigung
schaffender Maßnahmen auf die Beschäftigungsent-
wicklung der Regionen gemessen werden, die aber
statistisch nicht signifikant waren. Die positiven Wir-
kungen auf das Beschäftigungswachstum ergaben
sich hauptsächlich aus der Verbesserung der regio-
nalen Produktionsbedingungen und klangen relativ
schnell ab.
Damit verbleiben zwei wichtige Funktionen Be-
schäftigung schaffender Maßnahmen: Zum einen
makroökonomisch die zumindest kurzfristig mögli-
che Vermeidung offener Arbeitslosigkeit. Zum ande-
ren auf der individuellen Ebene eine sozialpolitische
Dimension („ehrlicher zweiter Arbeitsmarkt“), die
aber nur für solche Personenkreise akzeptabel sein
kann, bei denen aus benennbaren Gründen eine un-
mittelbare Eingliederung unter den herrschenden Ar-
beitsmarktverhältnissen nicht in Frage kommt.

II. Einzelaspekte zur Neuordnung der Bundesan-
stalt für Arbeit
(Entwurf der Fraktion der FDP)
1. Zur Übertragung von Leistungen der BA auf

die Kommunen
Die Strategie, Aufgaben der Arbeitsmarkt- und Sozi-
alpolitik, insbesondere auch die der Integration von
Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt, den Ge-
meinden zu übertragen, geht von der Idee aus, dass
Gemeinden dem Arbeitsmarkt „am nächsten“ sind
und dass Personen mit Integrationsschwierigkeiten
am besten von als intakt unterstellten lokalen Netz-
werken sozial und letztlich auch in den Arbeitsmarkt
integriert werden können. Die Realität sieht aber an-
ders aus. Zum einen gibt es für die hohe Arbeitslo-
sigkeit vorwiegend überregionale Ursachen, die sich
nur regional unterschiedlich niederschlagen. Deswe-
gen sind auch überregionale Strategien zur Bekämp-
fung der Arbeitslosigkeit erforderlich. Zum anderen
sind die Gemeinden – neben den sozialen Problemen,
die eine hohe Zahl von Sozialhilfeempfängern mit
sich bringt – mit den Sozialhilfeempfängern bisher
schon finanziell sehr stark belastet, so dass viele
Kommunen überfordert sind.
Im einzelnen könnten folgende Probleme entstehen:
1. Die Betroffenheit von Sozialhilfebezug und Lang-

zeitarbeitslosigkeit variiert regional sehr stark: auf
der Ebene von Arbeitsamtsbezirken gibt es in bei-
den Fällen Quoten (bezogen auf die Bezugsgröße
der Arbeitslosenquote) von unter 1 und von über
10 %. Die Korrelation zwischen beiden Variablen
ist in Westdeutschland hoch (sie beträgt 0,77). Die
lokale Häufung und die hohe Korrelation im Auf-
treten beider Kategorien würde die negativ betrof-

fenen Städte (es sind vor allem Großstädte) noch
stärker überfordern als dies ohnehin schon der Fall
ist.

2. Konsequenz wäre eine Vertiefung der regionalen
Disparitäten in der Bundesrepublik. Wie auch im-
mer eine finanzielle Entschädigung der benachtei-
ligten Kommunen organisiert wird, es bleibt die
Tatsache, dass die Regionen mit hohen Sozialhil-
fequoten in stärkerem Maße als bisher belastet
werden und sich dadurch die Schere zu den besser
gestellten Gebieten weiter öffnen wird.

3. Da in der Bundesrepublik Deutschland regionale
Disparitäten durch Mobilität nur sehr langsam
ausgeglichen werden, kann aus der Überforderung
der sozialen Brennpunkte eine Erhöhung der Ar-
beitslosenquoten im Bund entstehen. Warum Mi-
gration für Langzeitarbeitslose häufig keine Alter-
native darstellt, wird klar, wenn man z.B. die Hö-
he der Mieten in Bremen und in München ver-
gleicht.

4. Das Migrationsproblem wird durch eine fast voll-
ständige Kommunalisierung der BA-Dienste wei-
ter verschärft werden, da eine Störung des überre-
gionalen Arbeitsmarktausgleichs erfolgen dürfte.
Die Kommunen haben nur einen lokalen Markt-
überblick, eine Vermittlung von Arbeitskräften an
andere Regionen setzt ein zentrales Netzwerk mit
großen Ressourcen voraus. Inwieweit allein durch
die Erstellung und Pflege überregionalen Daten-
banken Abhilfe geschaffen werden kann, bedarf
zunächst der Überprüfung.

5. Zur Schaffung eines solchen Netzwerkes müsste
ggf. die geplante Bundesarbeitsmarktagentur ein-
geschaltet werden. Da die Verantwortung bei den
Kommunen liegen soll, wären Parallelarbeiten an
vielen Orten nicht auszuschließen.

6. Für die Finanzierung der Bekämpfung der Lang-
zeitarbeitslosigkeit soll nach den verschiedenen
Vorschlägen, auch beim vorliegenden FDP-
Entwurf zur Neuordnung der Bundesanstalt für
Arbeit, immer noch der Bund zuständig sein. Der
Bund zahlt und die Kommunen sind für die Maß-
nahmen verantwortlich. Ob und inwieweit diese
Inkongruenz im Rahmen des angestrebten Budget-
systems mit Anreizwirkungen für einen effizienten
Ressourceneinsatz bei den Kommunen behoben
werden kann, bedarf der Überprüfung.

2. Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik als Wahl-
leistungen
Nach dem vorliegenden Vorschlag sollen Maß-
nahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik wie Qua-
lifizierungs- und Trainingsmaßnahmen sowie Mo-
bilitätshilfen nicht mehr in der Pflichtversicherung
(Grundabsicherung) enthalten, sondern über
Wahltarife versicherbar sein. Damit soll auch der
Wettbewerb im Fortbildungssegment gestärkt
werden.
Gerade am Beispiel der beruflichen Weiterbildung
lässt sich deutlich machen, welche Risiken sich
mit solch einem Ansatz verbinden. Von Arbeitslo-
sigkeit betroffen und bedroht sind vor allem Ge-
ringqualifizierte mit weit überdurchschnittlichen
Arbeitslosenquoten. Sie haben vergleichsweise
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große Eingliederungsschwierigkeiten und sind –
verbunden mit weiteren Risikomerkmalen wie hö-
heres Alter und gesundheitliche Einschränkungen
– überproportional von Langzeitarbeitslosigkeit
bedroht. Gleichzeitig steigen auf breiter Front die
Arbeitsanforderungen auf Stellen für sogenannte
‚nicht formal Qualifizierte‘. Als besonders förde-
rungsbedürftige Personengruppe soll sich der
Maßnahmeeinsatz daher auf sie konzentrieren, und
zwar auch zur Entlastung der Versicherungsge-
meinschaft: Erhalt und Wiederherstellung der Be-
schäftigungsfähigkeit der Versicherten ist Voraus-
setzung für eine an das Beschäftigungsverhältnis
geknüpfte funktionssfähige Versicherung.
Geringqualifizierte sind aber zum einen überwie-
gend Geringverdiener mit geringem Spielraum für
Zusatzversicherungen. Sie gehören zum anderen
auch – fast definitionsgemäß – zu den bildungs-
fernen Schichten, denen eine freiwillige Investiti-
on in Bildung nicht nahe liegt. Im Falle von Ar-
beitslosigkeit wird deshalb nur eine vergleichswei-
se kleiner Teil von ihnen die versicherungsmäßi-
gen Voraussetzungen für (Bildungs-)Maßnahmen
mitbringen, die aber unter vermittlerischen Ge-
sichtspunkten notwendig sein können.
Allgemein ist zu vermuten, dass durch eine Ar-
beitmarktpolitik auf der Basis von Wahltarifen der
Versicherten Benachteiligte am Arbeitsmarkt
weiter ins Hintertreffen geraten. Damit wird das
Problem der Langzeitarbeitslosigkeit nicht gelöst,
sondern wahrscheinlich  verschärft, weil notwen-
dige Hilfen bei einem Teil der Betroffenen nicht
rechtzeitig (im Rahmen einer Solidarversicherung
oder auch mit Steuerfinanzierung) geleistet wer-
den können.
Außerdem ist darauf hinzuweisen, dass auch die
EU auf einen verstärkten und frühzeitigen, ziel-
gruppenorientierten Maßnahmeeinsatz zum Erhalt
der Beschäftigungsfähigkeit dringt. Er ließe sich
auf der Basis einer freiwilligen Zusatzversiche-
rung nur schwerlich organisieren.

3. Internationale Erfahrungen mit der Privatisie-
rung von Aufgaben der öffentlichen Arbeits-
verwaltung
Die  Vorschläge zur Neuordnung der Arbeitsver-
mittlung und Arbeitsmarktpolitik zielen auf eine
stärkere Kommunalisierung und Privatisierung i.S.
der Einführung von wettbewerblichen Elementen
im Vermittlungsgeschäft. Die Ausgabe von Ver-
mittlungsgutscheinen für die Anspruchsberechtig-
ten von Versicherungsleistungen nach dem
Grundtarif bereits ab dem ersten Tag der Arbeits-
losigkeit folgt zudem dem Prinzip der Stärkung
der Eigeninitiative und Eigenverantwortung (client
empowerment). Die bisherigen Erfahrungen mit
dem Vermittlungsgutschein (Anspruch nach 3
Monaten Arbeitslosigkeit) hierzulande geben aber
wenig Anlass zu der Hoffnung, dass dieses In-
strument die traditionelle Arbeitsvermittlung er-
folgreich ersetzen könnte. Neben der generell ge-
ringen Inanspruchnahme des Gutscheins durch die
Arbeitslosen, ist die Erfolgsquote  der privaten
Agenturen eher bescheiden – nur 6% der ausgege-
ben Gutscheine wurde 2002 auch eingelöst. Ver-
mutet wird, dass dies auch daran liegt, dass die
zugrundegelegten Vermittlungshonorare in vielen

Fällen nicht kostendeckend sind. Neben der Über-
forderung der Arbeitslosen sich einen Überblick
über die Agenturlandschaft zu verschaffen, sind
Mitnahmeeffekte und zunehmend auch Miss-
brauchsfälle zu verzeichnen. Fraglich ist zudem,
ob die bestehende Träger- und Agenturstruktur
quantitativ und qualitativ ausreicht, um eine Ein-
führung von Vermittlungsgutscheinen auf einer
breiteren Basis in einer kurz- bis mittelfristigen
Perspektive zu realisieren.
Eine stärkere Marktöffnung und die Schaffung
von Quasi-Märkten für Vermittlungsdienstleistun-
gen sind Reformansätze, die seit Ende der 90er
Jahre in einer Reihe von Ländern unternommen
wurden. Neben Australien als dem Vorreiter auf
diesem Gebiet, sind in Europa die Niederlande mit
der Privatisierung der Reintegrationsdienste und
der Neustrukturierung der Arbeitsvermittlung die-
sem Modell am konsequentesten gefolgt. Die nie-
derländische Organisationsstruktur – ein Public-
Private-Mix – weist Gemeinsamkeiten mit dem
Vorschlag der FDP-Fraktion insofern auf, dass die
Vermittlung und Qualifizierung von Problem-
gruppen des Arbeitsmarktes durch öffentliche
Ausschreibung im Wettbewerb von privaten
(kommerziellen und gemeinnützigen) Agenturen
geleistet werden. Auftraggeber sind die Trägerge-
sellschaft für Arbeitnehmerversicherungen UWV
(für versicherte Arbeitslose) und die Kommunen
(für die Sozialhilfebezieher). Jedoch wurde nach
negativen Erfahrungen nicht die dezentrale Vari-
ante (Kommunen) als gemeinsame Anlaufstellen
gewählt, sondern der „one-stop service“ wurde in
Form der öffentlichen CWI (Center for Work and
Income) zentralisiert. 131 Geschäftsstellen der
CWIs bilden die erste Anlaufstelle der Arbeitssu-
chenden. Dort werden sie nach einem Profiling-
verfahren in Kategorien eingeteilt. Sofort Vermit-
telbare werden von den CWIs direkt betreut,
Schwervermittelbare an die Reintegrationsdienste
verwiesen.
Bislang liegen keine gesicherten empirischen Er-
kenntnisse über den Erfolg bzw. Misserfolg des
niederländischen Modells vor. Erste Implementa-
tionsstudien kommen aber zu dem Ergebnis, dass
das neue System nicht kosteneffizienter ist als das
vorherige. Die Preise und Transaktionskosten
(Ausschreibungen) sind hoch. Die Transparenz
(und damit auch das Monitoring) wird durch nicht
zentralisierte Informationen (kein einheitliches
Computersystem) eingeschränkt. Sollte die Ein-
führung von Quasi-Märkten zu einer effizienteren
Eingliederung von Arbeitslosen geführt haben, so
lässt sich dies zumindest im holländischen Fall
nicht direkt an den Arbeitslosenzahlen ablesen:
Die Arbeitslosigkeit ist in den „beschäftigungspo-
litisch erfolgreichen“ Niederlanden von 3,4% (lt.
nationaler Definition) im Jahr 2001 um 2 Prozent-
punkte auf 5,4% im August 2003 gestiegen. Damit
ist noch nichts darüber ausgesagt, wie die Ar-
beitslosigkeit sich ohne Reform entwickelt hätte.
Es macht aber deutlich, dass Organisationsrefor-
men allein nicht eine konjunkturelle Verschlechte-
rung der Arbeitsmarktlage ausgleichen können.
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Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Deutsches Institut für Wirtschaftsforschung

Grundsätzliche Einschätzung
Die angestrebten organisatorischen Änderungen zum
Umbau der Bundesanstalt für Arbeit zu einem leistungs-
fähigen und kundenorientierten Dienstleister wird vom
DIW Berlin positiv beurteilt. Inwieweit dadurch die Effi-
zienz der Arbeitsvermittlung tatsächlich erhöht werden
kann, bleibt abzuwarten. Eine Verbesserung der Betreu-
ungsrelation im Vermittlungsgeschäft könnte dazu einen
Beitrag leisten. Erfolgversprechend erscheint dies aller-
dings nur, wenn die Anreizstrukturen sowohl seitens der
Vermittler zur intensiveren Vermittlung als auch der Ar-
beitslosen zur Eigeninitiative und Arbeitsbereitschaft er-
höht werden. Internationale Erfahrungen scheinen zu
zeigen, dass eine Verbesserung der Betreuungsrelationen
von Arbeitslosen dann zu höheren Vermittlungsquoten
führt, wenn auch die Anreizstrukturen entsprechend ver-
ändert werden. Ob dies mittels symbolischer Maßnah-
men, wie beispielsweise dem Eingliederungsvertrag in
nennenswertem Umfang oder dem Abbau von „Bürokra-
tie“ erreicht werden kann, bleibt abzuwarten. Die ange-
kündigte Vereinfachung des Leistungsrechts (z.B. Zu-
sammenführung von Arbeitslosengeld und Unterhalts-
geld) und der stärkere Einsatz des bestehenden Personal-
bestands der „Bundesagentur für Arbeit“ zur Arbeitsver-
mittlung erscheinen sinnvoll. Sollte die Intensivierung
der Vermittlungstätigkeit mit zusätzlichen Einstellungen
bei der Bundesagentur in größerem Umfang verbunden
sein, ist zumindest kurzfristig eher mit finanziellen Bela-
stungen als –entlastungen zu rechnen. Ungeklärt er-
scheint zur Zeit noch die Beteiligung der Sozialämter bei
der Betreuung der Bezieher der geplanten neuen Siche-
rungsleistung „Arbeitslosgeld II“.
Die geplanten Änderungen beim Einsatz der arbeits-
marktpolitischen Instrumente sind aus ökonomischer

Sicht teils positiv, teils negativ zu beurteilen. Positiv er-
scheinen die Vereinheitlichung der Vorschriften zu be-
stehenden arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen, wie Ar-
beitsbeschaffungs- und Strukturanpassungsmaßnahmen,
die Zusammenführung der verschiedenen Eingliede-
rungszuschüsse sowie die Pauschalierung und engere
zeitliche Befristung bestimmter Leistungen des Job-
AQTIV-Gesetzes. Uneingeschränkt positiv zu bewerten
ist die geplante Änderung bei der Versicherungspflicht
zur Bundesanstalt für Arbeit für Teilnehmer an Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen. Bedingt positiv zu bewerten
sind auch die Änderungen beim „strukturellen“ Kurzar-
beitergeld, das sich zunehmend zu einem weiteren In-
strument der Frühverrentung entwickelt zu haben scheint,
durch das neue Instrument „Transferkurzarbeitergeld“,
sowie die Einführung einer Insolvenzversicherung beim
Altersteilzeitgesetz. Hingegen entspricht die vorgesehene
Verstärkung der „Brückenfunktion“ subventionierter Al-
tersteilzeit nicht den Erfordernissen einer Verlängerung
der Lebensarbeitszeit. Sie dürfte auch mit erheblichen
Mitnahmeeffekten verbunden sein, die behaupteten posi-
tiven Beschäftigungseffekte durch Ersatzeinstellungen
wurden bisher empirisch nicht nachgewiesen.
Eindeutig negativ zu bewerten ist die Fortführung von
Arbeitsbeschaffungs- und Strukturanpassungsmaßnah-
men, noch dazu unter Wegfall des Ziels der Wiederein-
gliederung in reguläre Beschäftigung als arbeitsmarktpo-
litisches Ziel dieser Maßnahmen. Darauf wird weiter un-
ten etwas näher eingegangen, da wir diesen Punkt im Ge-
setzesentwurf als besonders problematisch ansehen. Aus
ökonomischer Sicht negativ zu beurteilen ist auch, dass
verschiedene arbeitsmarktpolitische Instrumente weiter-
hin oder gar verstärkt die Frühverrentung durch die „Ab-
federung“ des effektiven Ausscheidens älterer Arbeit-
nehmer aus dem Erwerbsleben unterstützen.
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Insgesamt erwarten wir von den vorgeschlagenen Ände-
rungen per se keinen entscheidenden Beitrag zur Reduk-
tion der Arbeitslosigkeit in Deutschland. Allerdings
könnten die organisatorischen Änderungen und staatlich
geförderte Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen bei geeigne-
ter Ausgestaltung die in den anderen Arbeitsmarktgeset-
zen vorgesehenen Änderungen sinnvoll unterstützen.
Staatlich geförderte Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men
Wie die Evaluationsforschung zur „aktiven“ Arbeits-
marktpolitik in Deutschland gezeigt hat2, sind von staat-
lich geförderten Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen (ABM)
keine positiven Beschäftigungseffekte zu erwarten. Es
besteht die Gefahr, dass Teilnehmer an ABM in einen
Kreislauf aus Arbeitslosigkeit, Maßnahmeteilnahme und
erneuter Arbeitslosigkeit („Drehtüreffekt“) geraten. Die-
se Gefahr ist umso größer, je stärker der Eindruck ver-
mittelt wird, bei ABM handelt es sich um mehr als eine
anders bezeichnete Form von Arbeitslosigkeit. Dieser
Eindruck wird dadurch bestärkt, dass in ABM Tariflöhne
bezahlt werden und ein Anspruch auf Arbeitslosengeld
entsteht. ABM sind nicht nur ineffektiv, sondern fiska-
lisch auch wesentlich teurer als die Finanzierung offener
Arbeitslosigkeit.
Die Ineffektivität von ABM wurde durch den Gesetzge-
ber und seitens der Bundesanstalt für Arbeit lange Zeit
bestritten, obwohl sich die wissenschaftliche Evaluati-
onsforschung darüber weitgehend einig ist. Im vorlie-
genden Gesetzesentwurf wird die Ineffektivität von ABM
hinsichtlich der Wiedereingliederung in den regulären
Arbeitsmarkt faktisch anerkannt.3 Als arbeitsmarktpoliti-
sche Schlussfolgerung daraus sieht der Gesetzesentwurf
vor, dass die Wiedereingliederung der Teilnehmer an
ABM nicht mehr als (vorrangiges) Ziel anzusehen sei.
Wird die Wiedereingliederung in reguläre Beschäftigung
als vorrangiges Ziel auch formal aufgegeben, können
ABM nur mehr sozialpolitisch begründet werden. Die
weitere Finanzierung aus Beiträgen der Arbeitslosenver-
sicherung ist dann nicht sachbezogen und sollte aus all-
gemeinen Steuermitteln erfolgen. Allerdings sind ABM
zur Erreichung verteilungspolitischer Ziele nicht geeig-
net, da die fiskalischen Kosten sehr hoch sind, ABM ne-
gative allokative Effekte aufweisen und aufgrund der
fehlenden Einkommensprüfung wenig zielgenau wirken.
Die vorgesehene Förderdauer von 36 Monaten für ältere
Arbeitslose erscheint geeignet, um ABM auch weiterhin
als Instrument der effektiven Frühverrentung zu nutzen.
Positiv an den vorgesehenen Änderungen ist aus ökono-
mischer Sicht allein die, dass durch die Teilnahme an ei-
ner ABM keine Anwartschaftszeiten für den erneuten
Anspruch auf Arbeitslosengeld erworben werden können.
Damit wird endlich auch für ABM nachvollzogen, was
seit einigen Jahren bereits für staatlich geförderte Fort-
                                                          
2 Vgl. T. Hagen und V. Steiner (2000), Von der Finanzierung von Ar-

beitslosigkeit zur Förderung von Arbeit – Analysen und Empfehlun-
gen zur Steigerung der Effizienz und Effektivität der Arbeitsmarkt-
politik in Deutschland, Kapitel 5.2.3, Nomos-Verlag, Baden-Baden.

3 ´ „Auf das bisherige Ziel, dass die Eingliederungsaussichten verbes-
sert werden sollen, wird verzichtet, weil es in dieser Allgemeinheit
nicht erfüllbar ist und das bisherige Recht auch in der wissenschaft-
lichen Diskussion den falschen Eindruck erweckt hat, der Erfolg von
ABM könne hauptsächlich an der Höhe der Eingliederungsquote
gemessen werden.“ (Gesetzesentwurf der Fraktionen SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Entwurf eines Dritten Gesetzes für
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt, Bundestags Drucksa-
che 15/1515, S. 95).

und Weiterbildungsmaßnahmen gilt. „Drehtüreffekte“
(Wechsel zwischen Arbeitslosengeldbezug – ABM – Ar-
beitslosengeldbezug) werden eingeschränkt. Außerdem
dürfte die auch die bei Teilnehmern an ABM noch zum
Teil vorhandene Illusion, dass diese etwas anderes sind
als eine anders bezeichnete Form von Arbeitslosigkeit,
etwas abgebaut werden. Beides verbessert die Anreize
für Teilnehmer an ABM zur Aufnahme einer regulären,
auch gering bezahlten Beschäftigung.
Da die Eingliederung von ABM Teilnehmern in den re-
gulären Arbeitsmarkt als primäres Ziel aufgegeben wird,
lässt sich die Finanzierung über Pflichtbeiträge zur Ar-
beitslosenversicherung nicht mehr rechtfertigen. Entwe-
der sind die geförderten Arbeitslosen „arbeitsfähig“,
dann müsste deren Eingliederung in reguläre Beschäfti-
gung das vorrangige Ziel sein; oder sie sind es nicht,
dann gibt es aus arbeitsmarktpolitischer Sicht auch keine
Begründung für die Finanzierung von ABM durch die
Arbeitslosenversicherung. Auch als sozialpolitisches In-
strument sind ABM in der vorgesehenen Form vollkom-
men ungeeignet. ABM könnten in einem Konzept der
Grundsicherung für Arbeitslose, das dem Prinzip des
„Fördern und Fordern“ entspricht, integriert werden. Da-
zu müssten ABM aber auch hinsichtlich der Entlohnung
anders ausgestaltet werden und stärker als Test der ef-
fektiven Arbeitsbereitschaft von Arbeitslosen genutzt
werden.4 Dies ist im vorliegenden Gesetzesentwurf je-
doch nicht vorgesehen.

                                                          
4 V. Steiner, Reform der Arbeitslosen- und Sozialhilfe – Ein Weg zu

mehr Beschäftigung?, DIW Wochenbericht, Nr. 19/2003, S. 309–
315.
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Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)
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Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung

I. Allgemeine Bemerkungen
Mit der kurz- und mittelfristige Zielsetzung des Abbaus
von Arbeitslosigkeit ist das eigentliche Ziel der Arbeits-
marktpolitik, nämlich die dauerhafte Wiedereingliede-
rung arbeitsloser Menschen in den regulären Arbeits-
markt, insbesondere im Vergleich zu dem ambitionierten
Zielkatalog des Job-Aqtiv-Gesetzes wieder ins Zentrum
der Diskussion gerückt. Dies ist begrüßenswert, denn ei-
ne Konzentration der Arbeitsmarktpolitik auf ihre Kern-
aufgabe trägt dazu bei, sich nicht in einem Dickicht von
Zielen zu verirren.
Dem gegenüber erweckt jedoch die langfristige Zielset-
zung der Arbeitsmarktpolitik, nämlich dafür Sorge zu
tragen, dass in ausreichendem Maße qualifizierte Ar-
beitskräfte zur Verfügung stehen und somit einen Beitrag
zur Abfederung der Konsequenzen des demografischen
Wandels zu leisten, unrealistische Erwartungen. Ar-
beitsmarktpolitik ist in diesem Zusammenhang aller bis-
herigen Erfahrungen nach überfordert und dürfte mit ho-
her Wahrscheinlichkeit nicht das geeignete Politikin-
strument sein. Hier ist vielmehr die Bildungspolitik ge-
fragt, der wohl die entscheidende Rolle im Umgang mit
den zu erwartenden Folgen des demografischen Wandels
zukommt (vgl. auch unten).
Eine sehr viel stärker präventiv und auf die individuellen
Wiedereingliederungshemmnisse ausgerichtete Arbeits-
marktpolitik ist mit Sicherheit richtig und erstrebenswert.
Allerdings darf dabei nicht außer Acht geraten, dass die
Ursachen von Arbeitsplatzverlust und Arbeitslosigkeit in
der Regel nicht monokausal, z.B. durch unzureichende
oder fehlende Qualifikation, erklärbar sind, sondern ein
komplexes Zusammenspiel unterschiedlicher Determi-
nanten darstellen. Langzeitarbeitslosigkeit beispielsweise
ist sicherlich das Ergebnis von bestimmten Wiederein-
gliederungshemmnissen und nicht deren Ursache. Daher
legen auch alle vorhandenen Erfahrungen mit Instru-

menten der aktiven Arbeitsmarktpolitik nahe, dass diese
im Verhältnis zum Mitteleinsatz in der Regel nur be-
scheidene Erfolge erzielen können. Die Erwartung, mit
Hilfe der Arbeitsmarktpolitik eine signifikante Verringe-
rung der Arbeitslosigkeit herbeizuführen, sollte sich da-
her in realistischen Bahnen bewegen.
Der Anspruch, durch Arbeitsmarktpolitik Arbeitslosig-
keit gar zu verhindern, dürfte ihre Möglichkeiten über-
fordern. Die Erreichung eines derart ambitionierten Ziels
erfordert ein Höchstmaß an zuverlässigen Informationen
über den (arbeitslosen) Arbeitnehmer selbst, das be-
schäftigende Unternehmen, die regionale Wirtschafts-
struktur sowie die zu erwartende konjunkturelle Ent-
wicklung. Dies wiederum stellt sehr hohe Ansprüche an
die Arbeitsamtsmitarbeiter, die deren Ressourcen ver-
mutlich unweigerlich überschreiten dürften. Eine von
Anfang an sehr viel engere Zusammenarbeit zwischen
Arbeitsverwaltung und externen Beratern aus der Wis-
senschaft kann die Arbeit an diesem Ziel allenfalls unter-
stützen, da hierdurch alle vorhandenen Erfahrungen und
Kompetenzen gebündelt werden.
Die beste Versicherung gegen den Verlust eines Arbeits-
platzes stellt für den einzelnen Arbeitnehmer allerdings
nach wie vor eine adäquate Qualifikation dar. Der
Grundstein hierfür wird allerdings schon in jungen Jah-
ren gelegt und es zeigt sich, dass Versäumnisse in dieser
Phase zunehmend schwerer im Laufe des späteren Er-
werbslebens ausgleichen lassen. Der Bildungspolitik
kommt also sowohl im Umgang mit den zu erwartenden
Konsequenzen des demografischen Wandels als auch
hinsichtlich einer wirkungsvollen Verhinderung von Ar-
beitslosigkeit eine herausragende Bedeutung zu.
Hierbei sollte man nicht außer Acht lassen, dass einmal
erworbene Kenntnisse im Zeitablauf veralten. Adäquate
Anreize für eine beständige Aktualisierung des akkumu-
lierten Humankapitals sind deshalb unverzichtbar. Leider
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sehen weder die bisher beschlossenen noch die sich gera-
de in der Diskussion befindlichen Reformen der Ar-
beitsmarktpolitik Möglichkeiten vor, beschäftigte Ar-
beitnehmer zu einer beständigen Weiterqualifikation an-
zuhalten. Der präventive Charakter der Arbeitsmarktpo-
litik könnte durch eine engere Verzahnung mit der Bil-
dungspolitik stärker an Bedeutung gewinnen als dies zur
Zeit im Rahmen der Transfermaßnahmen der Fall ist.

II. Zu den Themenkatalogen
1. Umbau der Bundesanstalt für Arbeit
Die Bundesanstalt für Arbeit soll in ein leistungsfähiges
und kundenorientiertes Dienstleistungsunternehmen um-
gebaut werden. Ein Kernelement hierbei ist die Abkehr
von der bisherigen input-orientierten zu einer ergebnis-
orientierten Steuerung durch Zielvereinbarungen. Zu-
sammen mit Vereinfachungen im Verwaltungsablauf soll
dies eine Konzentration der Bundesanstalt für Arbeit auf
ihre Kernaufgaben, d.h. die Vermittlung in Arbeit, för-
dern. Dies dürfte grundsätzlich als ein Schritt in die rich-
tige Richtung zu bewerten sein. Die konkrete Ausgestal-
tung der Zielvereinbarungen bestimmt jedoch über den
Erfolg eines derartigen Paradigmenwechsels, der sowohl
das Potenzial für deutliche Verbesserungen als auch die
Möglichkeit eines breit angelegten Scheiterns in sich
trägt.
Fraglich ist zunächst, ob die geplanten Zielvereinbarun-
gen, die jeweils für das kommende Haushaltsjahr abge-
schlossen werden, in der Tat zielführend sind, da es sich
hierbei um einen sehr kurzfristigen Zeithorizont handelt.
Sinnvoller erscheint eine Kombination aus kurzfristigen
(für ein Jahr) und mittelfristigen (für etwa drei Jahre)
Zielvereinbarungen, die dem Ziel einer Verstetigung der
eingesetzten Politikmaßnahmen dienen können und Ak-
tionismus zu verhindern helfen.

Vor allem steht jedoch die operational praktikable For-
mulierung der Zielvereinbarungen im Mittelpunkt, die
das Prinzip der Zurechenbarkeit nicht kompromittieren
darf. Grundsätzlich müssen alle Zielvereinbarungen ein
Höchstmaß an Transparenz aufweisen und überprüfbar
sein. Darüber hinaus muss klar sein, welche Konsequen-
zen bei einer Abweichung von den vereinbarten Zielen
entstehen. Eine effektive Erfolgskontrolle kann auch
nicht alleine mit Hilfe interner buchhalterischer Instru-
mente erfolgen. Die entscheidende Frage bei der Beur-
teilung des Erfolgs einer arbeitsmarktpolitischen Maß-
nahme ist nämlich: „Was wäre mit der Beschäftigungs-
situation der Geförderten passiert, wenn sie die Förde-
rung nicht erhalten hätten?“ Die Beantwortung dieser
Frage setzt eine umfassende wissenschaftliche Evaluie-
rungsstudie voraus, interne Controllinginstrumente kön-
nen dies nicht erreichen.

Darüber hinaus muss die Konzentration der Bundesan-
stalt für Arbeit auf ihre Kernaufgabe Vermittlung in einer
transparenten Vermittlungsstrategie münden, die klar
stellen- und bewerberorientiert ist und sich weniger an
den vorhandenen Angeboten der Arbeitsämter ausrichtet.
Dies erfordert im Hinblick auf die Verteilung der Haus-
haltsmittel auf die einzelnen Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik einen flexiblen Handlungsspielraum für
die jeweils entscheidenden Personen vor Ort. Eine um-
fangreiche Haushalts- und Personalflexibilität, die weit-
reichende Möglichkeiten zur Übertragung von Haus-
haltsmitteln in nachfolgende Haushaltsjahre vorsieht und

eine flexible Teambildung innerhalb des Arbeitsamtes
erlaubt, sind hierfür notwendige Voraussetzungen.
Hinzu kommt eine angemessene Qualifikation der Ar-
beitsvermittler, vor allem was die Fähigkeit zu einer
planvollen und zielgerichteten Vorgehensweise bei der
Betreuung Arbeitsloser betrifft. Darüber hinaus erschei-
nen transparent geregelte finanzielle Anreize für eine ra-
sche Vermittlung in den ersten Arbeitsmarkt sinnvoll.
Ebenso erscheint es notwendig, Anreize für eine umfas-
sende und genaue Erfassung aller im Verlauf der Betreu-
ung anfallenden Informationen zu setzen, damit eine
Evaluierung der Effektivität und Effizienz der eingesetz-
ten Maßnahmen sowie eine gründliche Ursachenfor-
schung für den ermittelten Erfolg oder Misserfolg dieser
Maßnahmen überhaupt möglich wird.
Ferner sollte Wert auf einen institutionalisierten Aus-
tausch innerhalb einer Dienststelle, eines Arbeitsamtsbe-
zirkes und über die Arbeitsamtsbezirke hinweg gelegt
werden. Angeraten wäre eine ständige, institutionalisierte
Zusammenarbeit der Arbeitsämter mit dem Ziel, sowohl
einen Erfahrungs- als auch einen Informationsaustausch
zwischen Arbeitsamtsbezirken zu ermöglichen. Eine um-
fassende Kooperation zwischen einzelnen Arbeitsamts-
bezirken kann beispielsweise einen Beitrag zu einer Er-
höhung der geographischen Mobilität einzelner Arbeits-
loser leisten und ist bereits heute im Rahmen der freien
Förderung finanzierbar. Eingebettet werden muss diese
institutionalisierte Zusammenarbeit in eine umfassendere
Kooperation zwischen Arbeitsverwaltung, Unternehmen
und Wissenschaft mit dem Ziel eine fortlaufende Über-
prüfung der eingesetzten Maßnahmen und der erzielten
Erfolge zu ermöglichen.
Eine institutionalisierte Zusammenarbeit innerhalb eines
Arbeitsamtsbezirkes und über dessen Grenzen hinweg ist
insbesondere mit dem Ziel einer besseren Kooperation
mit Unternehmen angeraten. Die empirische Arbeits-
marktökonomie hat überzeugend herausgearbeitet, dass
arbeitsmarktpolitische Bemühungen vor allem dann er-
folgreich sind, wenn sie gleichermaßen auf die Probleme
der geförderten Arbeitnehmer und den Bedarf der lokalen
Wirtschaftsunternehmen ausgerichtet sind. Dies sollte
flankiert werden durch eine Spezialisierung der Kontakte
mit Unternehmen innerhalb eines Arbeitsamtes, um die
Akquisition offener Stellen zu verbessern und die Bereit-
schaft der Unternehmen, vorhandene Vakanzen dem je-
weiligen Arbeitsamt zu melden, zu erhöhen.
Ferner ist es fraglich, ob Landesarbeitsämter als Ebene
zwischen der Bundesanstalt für Arbeit und den lokalen
Arbeitsämtern weiterhin notwendig sind. Insbesondere
im Hinblick auf die angestrebte ergebnis-orientierte
Steuerung der Arbeitsmarktpolitik, bei der die kleinste
lokale Einheit die Kompetenz für den Einsatz der vor-
handenen Mittel erhalten soll, erscheint eine solche Zwi-
schenebene als nicht zwingend notwendig. Die Landes-
arbeitsämter könnten allerdings in verkleinerter Form als
Koordinierungsstelle für die einzelnen Arbeitsämter im
Hinblick auf die oben beschriebene institutionalisierte
Kooperation dienen.
Während diese Prinzipien geeignet erscheinen, einen
groben Leitfaden für den Umbau der Bundesanstalt für
Arbeit zu liefern, ist der organisatorische Umbau in der
Praxis eine Angelegenheit nicht zuletzt eines innerbe-
trieblichen Interessenausgleichs. Insgesamt bleibt daher
abzuwarten, wie das neue Steuerungsmodell mit Leben
gefüllt und somit in der Praxis konkret umgesetzt wird.
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Für ein konstruktives Fortkommen unabdingbar ist hier-
bei, dass alle Informationen vollständig transparent sind
und systematisch erfasst werden, so dass eine umfassen-
de Ermittlung des Erfolges der Arbeitsmarktpolitik sowie
eine sinnvolle Ursachenforschung ermöglicht werden.
Für eine weitere zielgerichtete Diskussion muss dann zu-
nächst abgewartet werden, welche konkreten Wirkungen
durch den Umbau der Bundesanstalt für Arbeit erzielt
werden. Hierzu ist seitens des BMWA eine Evaluations-
studie geplant, die – sofern sie auf alle notwendigen In-
formationen zurückgreifen kann – die Basis für weitere
Überlegungen und Veränderungen liefern sollte. Ange-
sichts der starken Schwankungen in der gesamtwirt-
schaftlichen Aktivität, die sowohl durch äußere, vielfach
weltwirtschaftliche Umstände als auch durch wirt-
schaftspolitische Rahmensetzung ausgelöst werden, kann
sich diese Evaluierung keinesfalls auf einen bloßen Vor-
her-Nachher-Vergleich von Kernindikatoren bzw. Ver-
mittlungsquoten beschränken, sondern muss unweiger-
lich einem intelligenteren Studiendesign folgen.
2. Vereinfachung des Leistungsrechts

Eine Entlastung der Mitarbeiter der Bundesanstalt für
Arbeit durch eine Verringerung der Zuständigkeit bei der
Bekämpfung illegaler Beschäftigung und Vereinfachun-
gen im Leistungsrecht sowie bei einigen Ermessenslei-
stungen ist insbesondere im Hinblick auf die Umgestal-
tung der Bundesanstalt für Arbeit zu einem modernen
Dienstleistungsunternehmen, in dem das Prinzip „För-
dern und Fordern“ verwirklicht wird, überaus begrü-
ßenswert. Inwieweit die vorgesehenen Veränderungen
ausreichen werden, um die Arbeitsamtsmitarbeiter tat-
sächlich signifikant von administrativen Aufgaben zu
entlasten und somit Freiräume für eine intensive Betreu-
ung ihrer Kunden zu schaffen, ist jedoch fraglich.

Die Zusammenlegung von Arbeitslosengeld und Unter-
haltsgeld wird sicherlich den administrativen Aufwand
verringern. Auch die Vereinfachung bei Eingliederungs-
zuschüssen und Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen dürften
eine Entlastung darstellen. Jedoch scheint sich die admi-
nistrative Komplexität bei vielen Ermessensleistungen
der Arbeitsmarktpolitik, die auch durch eine große Zahl
unbestimmter Rechtsbegriffe verursacht wird, nicht
nachhaltig zu verringern. Darüber hinaus werden zwar
Strukturanpassungsmaßnahmen abgeschafft, aber das mit
dem Job-Aqtiv-Gesetz neu eingeführte Instrument der
„Beschäftigung schaffenden Infrastrukturförderung“, das
sich von den ursprünglichen Strukturanpassungsmaß-
nahmen kaum unterscheidet, dessen Verwaltungsauf-
wand hoch und dessen Erfolgsaussichten niedrig sind,
bleibt jedoch bestehen.

Die Vereinfachungen bei Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men gehen darüber hinaus mit einer Veränderung der
Zielsetzung bei diesem Instrument einher. Die Aufgabe
des Ziels „Integration“ in den ersten Arbeitsmarkt bei
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen zugunsten des Ziels
„Beschäftigungsfähigkeit“ trägt der Tatsache Rechnung,
dass öffentliche Beschäftigungsprogramme erfahrungs-
gemäß nur selten einen signifikanten Beitrag zur Wieder-
eingliederung Arbeitsloser leisten können. Bei der Ver-
folgung des neuen Ziels „Beschäftigungsfähigkeit“ sollte
allerdings nicht vergessen werden, dass die Teilnahme an
derartigen Maßnahmen auch einen Stigmatisierungsef-
fekt hervorrufen kann.

Positiv zu bemerken ist in diesem Zusammenhang noch,
dass durch die Teilnahme an Arbeitsbeschaffungsmaß-
nahmen keine neuen Ansprüche an die Bundesanstalt für
Arbeit mehr resultieren. Andererseits dürfte die Forde-
rung, dass durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen keine
Beeinträchtigung privatwirtschaftlicher Aktivitäten er-
folgen darf, nur sehr schwer in die Praxis umzusetzen
sein, wenn die Teilnehmer an solchen Maßnahmen
gleichzeitig eine sinnvolle Tätigkeit ausüben sollen. Ins-
gesamt erscheint es daher angeraten, den Einsatz dieses
Instruments auf ein Mindestmaß zu beschränken.
3. Verstärkung des aktivierenden Ansatzes der Ar-

beitsmarktpolitik
Sozialplanmaßnahmen und Strukturkurzarbeitergeld sol-
len als Instrumente des aktivierenden Ansatzes und der
präventiven Arbeitsmarktpolitik jeweils zu Transfermaß-
nahmen und Transferkurzarbeitergeld umgestaltet wer-
den. Dies bedeutet neben der Namensänderung inhaltlich,
dass die neuen Transferleistungen sich durch eine ver-
stärkte Vermittlungsorientierung auszeichnen sollen, die
Höchstbezugsdauer verringert wird und sich die Zuwei-
sungen in eine solche Maßnahme an den Ergebnissen ei-
nes vorgeschalteten Profilings orientiert. Neben den be-
reits in Kapitel I angeführten allgemeinen Bemerkungen
zu einer präventiven Arbeitsmarktpolitik sei hierzu noch
folgendes angemerkt.
Es ist geplant, dass Transfermaßnahmen durch Dritte
durchgeführt werden, die sich hierbei bestimmten Quali-
tätsanforderungen stellen müssen. Welche Anforderun-
gen dies genau sind bleibt unklar. Es ist allerdings zu be-
fürchten, dass auch hier eine Regelung gefunden wird,
die sich an einer Art Verbleibsquote orientiert und daher
nicht angemessen ist. Der Erfolg einer arbeitsmarktpoliti-
schen Maßnahme muss sich an der Anzahl der in den Ar-
beitsmarkt wiedereingegliederten Arbeitnehmer messen
lassen, die ohne diese Maßnahme keine neue Beschäfti-
gung gefunden hätten. Hierzu sind Eingliederungsquoten
vollkommen ungeeignet.
Darüber hinaus ist höchst fraglich, ob mit Hilfe von
Transferleistungen Arbeitslosigkeit tatsächlich zu ver-
hindern ist oder ob man den Eintritt in die Arbeitslosig-
keit hierdurch nur auf einen späteren Zeitpunkt ver-
schiebt. Anreize für eine verstärkte Suchintensität bei den
betroffenen Arbeitslosen werden hierdurch kaum gesetzt.
Eine umfassende, wissenschaftlichen Ansprüchen genü-
gende Evaluation der Wirkung dieser Maßnahmen ist da-
her unerlässlich. Es erscheint mehr als angeraten, basie-
rend auf den Ergebnissen einer solchen Studie, baldmög-
lichst die zukünftige Ausgestaltung dieses Instruments
erneut zu diskutieren.
4. Altersteilzeitgesetz/Vorruhestand
Grundsätzlich muss die Idee, älteren Arbeitsnehmern mit
Vermittlungshemmnissen einen vorzeitigen Weg aus
dem Arbeitsmarkt bei gleichzeitiger sozialer Abfederung
zu ebnen, als völliger Irrweg der traditionellen Arbeits-
marktpolitik charakterisiert werden. Dies gilt umso mehr
in einer Zeit fortschreitender Alterung der Gesellschaft,
die sich auf einem hohen Niveau von Gesundheit und
Leistungsfähigkeit vollzieht. Die öffentliche Hand ist
nicht dazu angehalten, den beiden Seiten des Arbeits-
marktes die Suche nach einer Lösung für das Problem
relativ hoher Altersarbeitslosigkeit abzunehmen, die
Deutschland in den letzten Jahrzehnten zunehmend ge-
plagt hat. Allenfalls ist die staatliche Rolle darin zu se-
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hen, die vielfach geäußerte Vision lebenslangen Lernens
in der Wissensgesellschaft auch für die weniger Privile-
gierten mit Leben zu füllen. Frühverrentungsprogramme
sind daher grundsätzlich mit großer Skepsis zu betrach-
ten.
Aus der Sicht kleinerer Wirtschaftsunternehmen müssen
derartige Programme jedoch angesichts hoher Disparitä-
ten zwischen der Entwertung von produktiver Kapazität
im Alter und der üblichen Senioritätsentlohnung als ein
grundsätzlich attraktives Instrument des Personalmana-
gements angesehen werden. Vor diesem Hintergrund er-
scheint eine  Vereinfachung der Regelungen im Al-
tersteilzeitgesetz sinnvoll und wünschenswert. Inwieweit
diese Vereinfachungen tatsächlich zu einer Erhöhung der
Attraktivität der Alterteilzeitregelung vor allem bei klei-
nen und mittleren Unternehmen führt, bleibt abzuwarten.

5. Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem
Prinzip „Fördern und Fordern“

Eine Zusammenführung von Arbeitslosenhilfe und Sozi-
alhilfe zu einem einheitlichen Grundsicherungssystem ist
a priori ein ebenso begrüßenswerter Schritt in die richti-
ge Richtung, wie die Einrichtung einheitlicher Anlauf-
stellen für Arbeitslose (JobCenter), in denen das Prinzip
des Förderns und Forderns durch Integrationsvereinba-
rungen und Fallmanager verwirklicht werden soll. Auch
hier dürfte der Erfolg der Maßnahmen stark vom jeweili-
gen individuellen Engagement der Arbeitsamtsmitarbei-
ter sowie deren objektiven Möglichkeiten, dieses Enga-
gement in die Tat umzusetzen, abhängen.
Die internationalen Erfahrungen mit Betreuungs- und Be-
ratungsprogrammen (z.B. „counseling and monitoring“
in den Niederlanden) haben nämlich gezeigt, dass nur ei-
ne sehr intensive und zeitaufwendige Betreuung der Ar-
beitslosen Aussichten auf Erfolg genießen kann. Die
zeitlichen Ressourcen hierfür müssen den Arbeitsamts-
mitarbeitern eingeräumt werden, ansonsten droht dieses
Instrument wirkungslos zu verpuffen. Umso wichtiger ist
es daher durch Vereinfachungen in der Administration
der einzelnen arbeitsmarkpolitischen Maßnahmen eine
nennenswerte Entlastung der Arbeitsamtsmitarbeiter von
komplexen Verwaltungsvorgängen zu erreichen.
Das Beispiel der Niederlande zeigt darüber hinaus auch,
dass es mit einem einmaligen Eingliederungsvertrag, in
dem Rechte und Pflichten beider Seiten festgelegt sind,
nicht getan ist. Ein erfolgversprechendes Beratungs- und
Betreuungsprogramm erfordert einen ständig wiederkeh-
renden Austausch zwischen Arbeitsamtsmitarbeitern und
Arbeitslosen, bei dem eine genaue Analyse der bisher
unternommenen Anstrengungen durchgeführt wird, so-
wie Fehler analysiert und Verbesserungsvorschläge un-
terbreitet werden. Dabei muss auch klar geregelt sein,
welche Sanktionen das Arbeitsamt verhängen kann,
wenn sich ein Arbeitsloser in diesem Prozess nicht ko-
operativ verhält.
Über die Notwendigkeit der Zusammenlegung von bishe-
riger Arbeitslosenhilfe und bisheriger Sozialhilfe zu ei-
nem Grundsicherungssystem für Erwerbsfähige scheint
kein Dissens zu bestehen. Unstrittig scheint auch, dass
ein Kernelement dieser Zusammenlegung ein Anreiz zur
Aufnahme einer niedrig entlohnten Beschäftigung sein
sollte. Der kritische Punkt dieser Reform liegt offenbar in
der Frage nach der Zuständigkeit (Bundesanstalt für Ar-
beit oder Kommunen) für die Arbeitssuchenden, die sich
in dem neuen Grundsicherungssystem befinden. Hierzu

sei folgendes angemerkt.
Als zentrales Argument für die Zuständigkeit der Kom-
munen wird deren Nähe zu der lokalen Arbeitsmarktsi-
tuation ins Feld geführt. Dieses Argument erscheint nicht
sehr stichhaltig, da auch die Arbeitsämter mit ihren je-
weiligen Dienststellen eine starke Verwurzelung „vor
Ort“ besitzen. Angesichts der weitgehenden Erkenntnis-
lücken hinsichtlich der tatsächlichen Effekte verschiede-
ner Maßnahmen für unterschiedliche Zielgruppen er-
scheint es auch mehr als optimistisch, von der korrekten
Wahl der Entscheidungsebene allein eine endgültige Lö-
sung der Arbeitsmarktprobleme zu erwarten. Darüber
hinaus ist ein Ziel dieser Reform die Abschaffung sog.
„Verschiebebahnhöfe“, d.h. des Anreizes für Kommu-
nen, Sozialhilfeempfänger durch eine temporäre Be-
schäftigung in kommunalen Beschäftigungsgesellschaf-
ten einen Anspruch auf Arbeitslosengeld zu verschaffen.
Auch wenn durch die Änderungen im Leistungsrecht
vollständig sichergestellt sein sollte, dass dies nicht mehr
länger möglich ist, spricht der zu erwartende hohe admi-
nistrative Aufwand durch zwei parallele Strukturen der
Arbeitsmarktpolitik gegen eine Zuständigkeit der Kom-
munen. In einem solchen System wären nämlich für die
Bezieher von Arbeitslosengeld weiterhin die Arbeitsäm-
ter zuständig, wohingegen die Kommunen für Arbeitssu-
chende im neuen Grundsicherungssystem die Verant-
wortung übernähmen.
Wenn gleichzeitig die Verantwortung für den tatsächli-
chen Mitteleinsatz auf der Ebene „vor Ort“, d.h. mög-
lichst nahe am lokalen Arbeitsmarkt, verbleiben soll,
dann bedeutet dies letztlich, dass die Mittel des Einglie-
derungstitels zunächst auf die Bereiche Arbeitslosengeld
und Grundsicherung verteilt werden müssten. Daran an-
schließend wäre dann noch eine Verteilung der beiden
„Töpfe“ zum einen auf die lokalen Arbeitsamtsbezirke
und zum anderen auf alle Kommunen notwendig. Hinzu
käme die Schwierigkeit des Mitteltransfers zwischen Ar-
beitsämtern und Kommunen, sobald ein Arbeitslosen-
geldbezieher im Laufe eines Haushaltsjahres in das
Grundsicherungssystem überwechseln muss. Wenn die-
ser Arbeitslose weiterhin im Rahmen von Ermessenslei-
stungen der Arbeitsmarktpolitik gefördert werden soll,
dann müsste Ausgleich hierfür geschaffen werden.
Dies alles birgt einen hohen administrativen Aufwand in
sich, der nicht geeignet erscheint, die Transparenz der
Mittelvergabe und des Mitteleinsatzes zu erhöhen. Es er-
scheint daher eher sinnvoll, die Zuständigkeit für alle
Arbeitslosen, gleich welche Leistung sie beziehen, auf
eine überschaubare Anzahl an Einheiten zu übertragen,
die die vorhandenen Kompetenzen aus den bisherigen
Arbeitsämtern und den bisherigen Sozialämtern vereinen.
Ferner ist in diesem Zusammenhang noch anzumerken,
dass die Forderung nach lokalen/kommunalen Arbeits-
gelegenheiten für nicht vermittelbare Arbeitssuchende
mit den gleichen Problemen behaftet ist, wie die nach ei-
ner Durchführung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen
in großem Stile. Das heißt, dass solche Beschäftigungs-
programme vermutlich ebenfalls einen Stigmatisierungs-
effekt nach sich zu ziehen und zu einer Verdrängung pri-
vatwirtschaftlicher Aktivitäten zu führen drohen.
6. Einführung eines Kinderzuschlags und Niedrig-

lohnsektor
Unzureichende Anreize, aus einer Situation staatlicher
Förderung des Lebensunterhalts heraus den Weg in eine
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selbstverantwortliche Einkommenssicherung zu suchen,
werden häufig als ein zentraler Grund für eine niedrige
Beschäftigungsquote von gering Qualifizierten diskutiert.
Insbesondere folgt diese Argumentation der Idee, dass
das vorhandene System der materiellen Grundsicherung
nicht zulässt, dass für Arbeitnehmer mit geringer pro-
duktiver Kapazität Jobs mit entsprechend niedriger Ent-
lohnung überhaupt attraktiv sein können, mithin kein
ausreichend dimensionierter Niedriglohnsektor entstehen
kann. Da der Weg, diese Grundsicherung deutlich abzu-
senken, keine ernsthafte Option darstellt, erscheinen
Konzepte der Lohnsubventionierung als attraktive Alter-
native.
Sowohl die Einführung eines Kinderzuschlages (Hartz
IV) als auch die eines Lohnzuschlages (EGG) folgen die-
ser Grundidee, indem sie darauf abzielen, Anreize zur
Aufnahme einer niedrig entlohnten Beschäftigung für
Arbeitssuchende im neuen Grundsicherungssystem zu
generieren. Aus der ökonomischen Diskussion zu den
kontroversen Anreizeffekten, die durch Lohnsubventio-
nierung ausgelöst werden können, wie etwa Mitnahmeef-
fekte, lassen sich einige Grundprinzipien für erfolgreiche
Anreizsysteme ableiten. Diese sollten grundsätzlich drei
Charakteristika aufweisen: Die Anreize müssen (i) aus-
reichend hoch sein, sie müssen (ii) transparent sein und
sie müssen (iii) zeitlich begrenzt sein.
In beiden Vorschlägen ist eine dauerhafte Subventionie-
rung der Aufnahme niedrig entlohnter Beschäftigung ge-
plant. Dies ist problematisch, wie die Evaluierung der Ef-
fekte der sog. Negative Income Tax in den USA in den
1970ern zeigte. Hierbei wurde deutlich, dass neben ho-
hen Mitnahmeeffekten, vor allem das Fehlen einer zeitli-
chen Beschränkung des Leistungsbezugs keine Anreize
zu wachsender Selbstverantwortlichkeit erzeugt haben.
Das kanadische Self-Sufficiency Program (SSP) hingegen
ist ein experimentelles Demonstrationsprogramm, in dem
eine Lohnsubvention an Sozialhilfeempfänger mit lang
anhaltendem Sozialhilfebezug (mindestens 12 der letzten
13 Monate) ausgezahlt wird, wenn sie die Sozialhilfe
aufgeben, um eine neue Arbeitsstelle von 30 oder mehr
Wochenstunden anzutreten. Unter anderem zeichnet sich
dieses Programm durch seine geringe administrative
Komplexität und durch die zeitliche Begrenzung des
Mittelbezugs auf maximal drei Jahre aus.
Die zeitliche Begrenzung eines Programms der Einkom-
menssubventionierung wie des SSP birgt zumindest po-
tentiell die Gefahr, dass nach Ablauf der Förderung
durch das Programm die Teilnehmer wieder in die Ab-
hängigkeit von der Sozialhilfe zurück gleiten. Langfristig
ausgerichtete Evaluationsstudien haben jedoch belegt,
dass die im Rahmen des Programms zu beobachtende
„Einkommensprogression“, die Rate der Lohnzuwächse
für solche Arbeitnehmer, die aufgrund des Programms
Arbeit aufgenommen haben, dies jedoch ohne das Pro-
gramm nicht getan hätten (sog. „incentivized workers“),
im Vergleich mit der Rate der Lohnzuwächse für solche
Arbeitnehmer, die ohnehin gearbeitet hätten (sog. „non-
incentivized workers“), kaum Unterschiede aufweist. Der
beobachtete Lohnzuwachs ist dabei in etwa mit dem typi-
schen Lohnzuwachs zu vergleichen, der für durch-
schnittliche Arbeitnehmer, also auch solche, die nicht
wirtschaftlich benachteiligt sind, im allgemeinen beo-
bachtet wird, wenn sie Erfahrung am Arbeitsmarkt sam-
meln. Dieses Resultat nährt die Hoffnung, dass die posi-
tiven Anreizeffekte eines zeitlich begrenzten Subventio-

nierungsprogramms individueller Einkommen, das auf
die Arbeitsaufnahme anstelle eines Sozialhilfebezugs ab-
zielt, auch langfristig Früchte tragen können.
Die Frage nach der adäquaten Höhe des Anreizes sowie
nach dessen Transparenz ist ex ante nur sehr schwer zu
beantworten. Hierzu müssen die Erfahrungen mit dieser
Reform abgewartet werden. Es erscheint jedoch – wie
oben dargelegt – mehr als angeraten, an eine zeitliche
Begrenzung dieser Anreitsysteme zu denken.
7. Reform des Wohngeldes
Im Sinne einer effektiveren und effizienteren Verwaltung
ist eine Bündelung der Entscheidungskompetenz sicher-
lich zu begrüßen. Es wäre nachdenkenswert, ob eine Be-
willigung der tatsächlich entstehenden Unterkunftskosten
wirklich notwendig ist und ob dies nicht durch eine re-
gional variierende Pauschalleistung ersetzt werden kann.
Zu diesem Themenkomplex existieren im RWI-Essen
keine Forschungsarbeiten, so dass eine Abschätzung der
Folgen dieser Reform nicht möglich ist.
III. Abschließende Bemerkungen
Es ist nicht zu erwarten, dass der Maßnahmenkatalog der
Arbeitsmarktpolitik für alle Zeiten universelle Gültigkeit
besitzt. Im Sinne einer rationalen Arbeitsmarktpolitik
wäre es deshalb wünschenswert und sinnvoll, wenn für
jede Maßnahme von vorne herein eine zeitliche Begren-
zung von etwa fünf Jahren eingeführt würde. In dieser
Zeit sollte in einem partnerschaftlichen Prozess zwischen
Wissenschaft und Arbeitsverwaltung alle denkbaren An-
strengungen zu einer möglichst umfassenden Evaluie-
rung der Wirkungsweise der einzelnen Maßnahmen un-
ternommen werden. Dies schließt eine gründliche Suche
nach den Ursachen für den Erfolg oder Misserfolg ein-
zelner Maßnahmen selbstverständlich mit ein.
Am Ende dieser ersten Phase der Erprobung und Evaluie-
rung der Maßnahmen sollte dann ein Diskussionsprozess
stehen, der auf die Auswahl der geeignetsten Instrumente
sowie die notwendigen Veränderungen einzelner Maß-
nahmen abzielt. Um einen derartigen fortlaufenden Pro-
zess sinnvoll zu implementieren, ist es unerlässlich, dass
alle Beteiligten bereits von Beginn an eng zusammenar-
beiten. Für die Generierung wirklicher Evidenz über die
Effektivität und Effizienz einzelner Maßnahmen der Ar-
beitsmarktpolitik sollten sozialwissenschaftliche Experi-
mente nicht mehr länger tabu sein.
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Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576

Dr. Hilmar Schneider, Institut zur Zukunft der Arbeit (IZA)

Umbau der Bundesanstalt für Arbeit
Gegenwärtig ist die Arbeitslosenversicherung instituti-
onell bei der Bundesanstalt für Arbeit verankert. Diese
nimmt neben der Risikoabsicherung zugleich die Ver-
antwortung für die Durchführung arbeitsmarktpoliti-
scher Maßnahmen wahr. Diese Maßnahmen – insbe-
sondere die derzeit von der Bundesanstalt für Arbeit
praktizierten Beschäftigungsmaßnahmen, aber auch
ein großer Teil der Qualifizierungsmaßnahmen – sind
mit dem eigentlichen Versicherungsziel der Einkom-
menssicherung bei Arbeitslosigkeit kaum vereinbar.
Vielmehr werden im Rahmen von Struktur- und Regi-
onalpolitik primär gesamtstaatliche Ziele verfolgt. Ei-
ne einseitige Finanzierung dieser Ziele durch Beiträge
aus sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung ist
nicht angemessen. Als Folge der Ausweitung des Zu-
ständigkeitsbereichs der Arbeitslosenversicherung fehlt
der systemimmanente Anreiz, die Versicherungsbeiträge
auf das versicherungsadäquate Mindestniveau zu senken.
Darüber hinaus unterliegt die Bundesanstalt für Arbeit
sowohl in ihrer heutigen als auch in ihrer geplanten
Struktur der Gefahr, von Politik und Interessenver-
bänden für versicherungsfremde Ziele instrumentali-
siert zu werden. Die drittelparitätische Besetzung ihrer
Selbstverwaltungsgremien durch Politik, Arbeitgeber
und Gewerkschaften dient nicht notwendigerweise den
Versicherteninteressen. Mit Unterstützung des Ge-
setzgebers und den ihr so zur Verfügung gestellten In-
strumenten greift die Bundesanstalt für Arbeit wett-
bewerbsverzerrend in das Tarifgeschehen ein. Sie
schützt arbeitsplatzgefährdende Tarifvereinbarungen,
indem sie Auffanglösungen für die Betroffenen bereit
stellt. Auf diese Weise enthebt sie die Tarifpartner ih-
rer arbeitsmarktpolitischen und gesellschaftlichen Ver-
antwortung. Um die Verantwortung der Tarifpartner
für das Arbeitsmarktgeschehen wieder zu stärken,
sollte die Bundesanstalt für Arbeit soweit wie möglich
aus diesem Bereich heraus gehalten werden.

Ein konsequenter Schritt bestünde darin, die Aufgabe
der Bundesanstalt für Arbeit künftig ausschließlich auf
die Versicherung des Arbeitslosigkeitsrisikos zu be-
schränken. Dies ist ihr Kerngeschäft und nicht etwa
die Vermittlung von Arbeitslosen. Effiziente Ver-
mittlung ist zwar notwendig, um die Kosten der Ver-
sicherung so gering wie möglich zu halten. Zu deren
Umsetzung bedarf es jedoch eines kostenorientierten
Steuerungs- und Anreizsystems. Es ist zu bezweifeln,
ob dies mit Hilfe der im Gesetz vorgesehenen Kon-
traktbeziehungen zwischen Bundesregierung und Bun-
desagentur für Arbeit verwirklicht werden kann. Es ist
nicht nur zu befürchten, dass sich die dazu notwendige
Wirkungsmessung wie bereits in der Vergangenheit
auf unzureichende Messziffern stützt, sondern es
bleibt auch unklar, welche Sanktionsmöglichkeiten bei
Zielverfehlungen vorgesehen sind. Aufgrund der De-
fizithaftung des Bundes ist kaum zu erwarten, dass das
Instrument weitreichende Steuerungswirkung entfal-
ten kann. Stattdessen wird das Grundproblem eher
noch verstärkt, nämlich eine Instrumentalisierung der
aktiven Arbeitsmarktpolitik für versicherungsfremde
Interessen. Diesem Zielkonflikt kann die Bundesan-
stalt für Arbeit weder in ihrer derzeitigen noch in der
geplanten Verfassung entgehen. Es wäre daher sinn-
voller, die Zuständigkeit für die Vermittlung von Arbeits-
losen und für Maßnahmen der aktiven Arbeitsmarktpolitik
vollständig aus dem Verantwortungsbereich der Bun-
desanstalt herauszulösen und auf private Institutionen
zu übertragen. Diese könnten nach marktwirtschaft-
lichen Kriterien im Interesse der Beitragszahler agie-
ren und würden darüber hinaus allen Arbeitssuchen-
den offen stehen und nicht nur den Beitragszahlern.

Flächendeckende Einrichtung von Job-Centern
Die Schaffung von Job-Centern als zentraler Anlauf-
stelle für Arbeitsuchende ist ein sinnvoller Schritt zur
Beseitigung des bislang mitunter kontraproduktiven
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Nebeneinanders von Arbeitsämtern und Sozialämtern
(Verschiebebahnhofproblematik). Eine konsequente
Einführung der Job-Center muss letztlich zur Zusam-
menlegung von der Arbeitsverwaltung der künftigen
Bundesagentur für Arbeit mit Teilen der Verwaltung
in den kommunalen Sozialämtern führen. Sinnvoll
wäre dabei die Schaffung unabhängig von Bundesagen-
tur und Kommunen agierenden Organisationseinheiten.
Kooperationsbeziehungen zwischen Arbeitsverwal-
tung und Kommunen sind in der Vergangenheit nur
selten ohne äußeren Anstoß umgesetzt worden. Erst
seit der Förderung der MoZArT-Initiative durch die
Bundesregierung kommen entsprechende Prozesse
verstärkt zustande, wenn auch mit sehr heterogenem
Ergebnis. Daneben zeigt sich, dass auch in Fällen, wo
die Kooperation zwischen Sozialamt und Arbeitsamt
weniger stark ausgeprägt ist, eine vollständige Aus-
lagerung arbeitsmarktpolitischer Aktivitäten aus dem
Sozialamt in eine externe Trägerschaft möglich ist.
Solche Formen der Auslagerung können als Muster
bei der Gründung von Job-Centern dienen.
Ohne organisatorische Eigenständigkeit der Job-
Center lässt sich der Konflikt zwischen Arbeits- und
Sozialämtern nicht beseitigen. Seine Ursache besteht
in der zweigeteilten fiskalischen Zuständigkeit für die
soziale Existenzsicherung. Während die Arbeitslosen-
hilfe aus Bundesmitteln finanziert wird, liegt die fis-
kalische Verantwortung für die Sozialhilfe weitgehend
bei den Kommunen. Die gegensätzliche Interessenlage
wird sich erst dann überwinden lassen, wenn die Zu-
ständigkeit für die soziale Existenzsicherung auf eine
einzige föderale Ebene beschränkt wird. Eine am ge-
sellschaftlichen Solidarprinzip anknüpfende Lösung
spricht dafür, diese Ebene möglichst hoch anzusie-
deln. Hinzu kommt, dass der Bund aufgrund seiner
Gesetzgebungskompetenz wesentlich über das Aus-
maß der Finanzierungslasten bestimmt. Beides spricht
zusammen genommen dafür, die fiskalische Verant-
wortung für die soziale Existenzsicherung auf den
Bund zu übertragen.
Kontraktmanagement/Zielvereinbarungen
Die Steuerung der Vermittlungsaktivitäten über ein
Kontraktmanagement bietet grundsätzlich Chancen
zur Verbesserung der Effektivität der Arbeitsvermitt-
lung. Allerdings sind hier ernstzunehmende Vorbe-
halte angebracht. Erstens ist zu befürchten, dass sich
die dazu notwendige Wirkungsmessung wie bereits in
der Vergangenheit auf unzureichende Messziffern
stützt (vgl. Anmerkungen zu § 216a, S. 91). Zweitens
bleibt unklar, welche Sanktionsmöglichkeiten bei
Zielverfehlungen vorgesehen sind. Aufgrund der De-
fizithaftung des Bundes ist kaum zu erwarten, dass das
Instrument weitreichende Steuerungswirkung entfal-
ten kann. Stattdessen wird das Grundproblem eher
noch verstärkt, nämlich eine Instrumentalisierung der
aktiven Arbeitsmarktpolitik für versicherungsfremde
Interessen. Dies wäre insbesondere dann der Fall,
wenn die Bundesregierung nicht zusätzliche Steuer-
mittel bereit stellt, um damit eine Entlastung des Ar-
beitsmarktes zu erkaufen, sondern symbolisch fiktive
Mittel aus dem Beitragsaufkommen auslobt, die der
Bundesagentur dann theoretisch auch entzogen wer-
den könnten, wenn sie die geforderte Leistung schul-
dig bleibt. Drittens bleibt unklar, wie der Preisbil-
dungsprozess vonstatten gehen soll. Viertens besteht

die Gefahr einer zunehmenden Intransparenz der ar-
beitsmarktpolitischen Aktivitäten, wenn deren Ab-
wicklung künftig auf einer vertraglichen statt auf einer
gesetzlichen Grundlage erfolgt.
Sollte sich das Vertragsmanagement ausschließlich
auf zusätzlich an die Bundesagentur fließende Steu-
ermittel beziehen, bleibt unklar, wie die Steuerung für
das interne und beitragsfinanzierte Programm arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen verbessert werden soll,
das dann den weitaus größten Teil der arbeitsmarkt-
politischen Maßnahmen ausmachen würde.
Vereinfachung des Leistungsrechts
Die vorgesehenen Vereinfachungen des Leistungs-
rechts sind im Interesse einer Steigerung der Verwal-
tungseffizienz uneingeschränkt zu begrüßen.
Verstärkung des aktivierenden Ansatzes der Ar-
beitsmarktpolitik
Die vorgesehene Verstärkung des aktivierenden An-
satzes der Arbeitsmarktpolitik ist im Interesse einer
Kostenentlastung der Arbeitslosenversicherung unein-
geschränkt zu begrüßen.
Altersteilzeitgesetz/Vorruhestand
Die geplanten Regelungen zur Verbesserung der Al-
tersteilzeit stehen in einem schwer nachvollziehbaren
Widerspruch zu dem ansonsten in dem Reformentwurf
durchgängig anzutreffenden Anspruch, Frühverren-
tungsanreize so weit wie möglich zu beseitigen. Wäh-
rend beispielsweise geplant ist, das Strukturkurzar-
beitergeld durch vermittlungsorientierte „Transferlei-
stungen“ zu ersetzen, soll die Attraktivität der Al-
tersteilzeit durch die Einführung einer Insolvenzsiche-
rung erhöht werden. Die Altersteilzeitregelung trägt
jedoch genauso zur Frühverrentung bei wie lange Be-
zugsdauern von Arbeitslosenunterstützung oder das
bereits genannte Strukturkurzarbeitergeld.
Großzügige Frühverrentungsanreize sind eine der Haupt-
ursachen für die besonderen Arbeitsmarktprobleme
von älteren Arbeitnehmern. Um ältere Arbeitnehmer
unter diesen Bedingungen im Betrieb zu halten, müss-
ten Unternehmen Löhne zahlen, die weit über der Pro-
duktivität dieser Arbeitnehmer liegen. Außerdem er-
leichtern Frühverrentungsanreize betriebliche Anpas-
sungsprozesse, indem sie die Entlassung bestimmter
Arbeitnehmergruppen finanziell begünstigen. Es gibt
aber keinen Grund für die Arbeitslosenversicherung,
einen solchen Selektionseffekt zu subventionieren.
Die Altersteilzeitregelung trägt im Übrigen nur
scheinbar zur Schaffung von Arbeitsplätzen für Jünge-
re bei. Internationale Vergleiche zeigen, dass eine
Ausweitung der Arbeitszeit pro Kopf nicht im Wider-
spruch steht zu einem Wachstum der Beschäftigung.
Mehr noch: In Deutschland geht die Verringerung der
Pro-Kopf-Arbeitszeit mit einem Rückgang der Be-
schäftigung einher. Es liegt folglich ein Trugschluss
vor, wenn die mit der Altersteilzeit verbundene Ar-
beitsumverteilung als Instrument zur Sicherung von
Arbeitsplätzen angesehen wird. Als gesichert kann da-
gegen gelten, dass die Altersteilzeit zu überhöhten Ar-
beitskosten beiträgt, denn ihre Finanzierung verhin-
dert, dass die Beiträge zur Arbeitslosenversicherung
sinken. Die Altersteilzeitregelung sollte deshalb nicht
ausgebaut, sondern ersatzlos abgeschafft werden.

Bonn, den 29. September 2003
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)682
Ausschuss für
Wirtschaft und Arbeit 2. Oktober 2003
15. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Hartmut Bäumer, Geschäftsführer Bridges Consulting Public Affairs & Management GmbH

In Anbetracht der umfangreichen Materie und der dem
Sachverständigen zur Verfügung stehenden Zeit be-
schränke ich mich im folgenden auf Kernaussagen zu den
Themenbereichen Umbau der Bundesanstalt für Arbeit
und Vereinfachung des Leistungsrechts.
Mit dem Dritten Gesetz für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt soll die Bundesanstalt für Arbeit zu einem
leistungsfähigen und kundenorientierten Dienstleister
umgebaut werden.
(Teil A Problem und Ziel des Gesetzentwurfs)
Die Lösung soll u.a. über die Reform der Organisation
und der Selbstverwaltung, die Einführung neuer Steue-
rungsinstrumente durch Zielvereinbarungen und eine
Vereinfachung des Leistungsrechts der Arbeitslosenver-
sicherung erfolgen.
(Teil B Lösung)
Gemessen an diesen richtigen Zielen und den ebenso zu-
treffend beschriebenen Lösungsansätzen ergibt sich hin-
sichtlich der im Gesetzentwurf erfolgten Umsetzung ein
differenziertes Bild.
1. Führen durch Zielvereinbarungen/Vereinfachung
des Leistungsrechts
Es ist zu begrüßen, dass in Zukunft das Kontraktmana-
gement grundsätzlich Eingang in die Beziehung Bundes-
regierung – Bundesagentur finden soll. Nur so ist eine
selbstverantwortliche und verantwortete Führung der
Bundesagentur grundsätzlich möglich. Der Gesetzent-
wurf geht aber in seiner Ausgestaltung in dem neuen § 1
Abs. 3 bei weitem nicht weit genug, um eine wirkliche
dauerhafte Umsteuerung der Bundesagentur sicherzu-
stellen. Zum einen lässt die Kann – Formulierung die
Beibehaltung der bisherigen hierarchischen Anordnungs-
strukturen auf unbestimmte Zeit zu, zum anderen fehlen
Aussagen zu einer „Zielvereinbarungskaskade“ vom
Bundestag über Bundesregierung, Bundesagentur bis hin

zu den Agenturen für Arbeit.
Nur wenn die bisherige Kann-Vorschrift in eine Soll-
Vorschrift umgewandelt wird und zugleich Bundestag
und Agenturen für Arbeit in die Zielorganisation einbe-
zogen werden, ist Transparenz herstellbar und Verant-
wortlichkeit festmachbar.
Zu einer Führung mit Zielvereinbarung gehört weiter
zwingend, ein laufendes Berichtswesen, das ein steuern-
des Controlling und ein Benchmarking ermöglicht, mit
dem das Erreichen der vereinbarten Ziele vergleichbar
gemacht wird.
Angesichts der gewachsenen Strukturen in der Arbeits-
verwaltung, die eine effektive Zielsteuerung nicht zu ih-
rem verwaltungskulturellen Erbe zählt, müssen Ergän-
zungen zum Controlling und zu einer begleitenden Eva-
luation durch Dritte in das Gesetz aufgenommen werden,
um einen dauerhaften Umbau, der nicht nur verbal bleibt,
sicherzustellen.
In gleichem Atemzuge wären – auch rechtlich vertretbar
- eine große Anzahl übersteuernder, an dem Gedanken
der Einzelfallgerechtigkeit orientierte Vorschriften auf-
zuheben, die nach wie vor das SGB III prägen. Der Ent-
wurf ist trotz punktueller Verbesserungen nach wie vor
davon entfernt, die bisherige Übersteuerung durch ge-
setzliche Einzelfallregelungen aufzugeben. Die Systema-
tik ist  weiterhin darauf angelegt, möglichst „punktge-
nau“ die Lebenssachverhalte zu bezeichnen, auf die sich
etwaige Leistungen beziehen. Da die Lebensrealität in
einer nicht voraussehbaren Vielfalt besteht, greifen diese
Ansätze aber immer zu kurz. Es ist auch deshalb sinn-
voller, generelle Regelungen mit Entscheidungsspiel-
räumen zu erlassen, die dann auch internen Zielvereinba-
rungen zugänglicher wären.
Die bisherige im Gesetzentwurf beibehaltene Methodik
hat in der Vergangenheit dazu geführt, dass beispielswei-
se für etwa 40 §§ im SGB III zum ALG-Recht 300



Ausschussdrucksache 15(9)645 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit

56

Durchführungsanweisungen der BA erlassen wurden, die
wiederum fast 6 Megabyte Umfang hatten. Dies bedeutet
ausgelastete Bürokratie, aber nicht aktive Arbeitsver-
mittlung.
Der Gesetzentwurf lässt die 40 §§ weitgehend unverän-
dert.

2. Selbstverwaltung
Der Gesetzentwurf hält am Prinzip der Selbstverwaltung
fest und ändert an der Ausgestaltung sehr wenig. Dieses
System korporatistischer Einbindung unterschiedlicher
gesellschaftlicher Interessenvertretungen in staatliche
Strukturen hat sich insbesondere in den ersten Dekaden
nach dem 2. Weltkrieg bewährt. Es hat aber in den letz-
ten 2 Dekaden in keinem der Bereiche, in denen die
Selbstverwaltung praktiziert wird, die strukturellen Pro-
bleme dieser Subsysteme – Arbeitsmarkt, Gesundheit,
Alterssicherung – beheben können. Im Gegenteil, die ge-
genseitige Blockade innerhalb der Selbstverwaltungen
hat mindestens teilweise die Probleme noch verschärft
statt Lösungen rechtzeitig anzugehen.
Auch aus diesem Grunde ist es grundsätzlich zu hinter-
fragen, ob die Beibehaltung der Selbstverwaltung noch
zeitgemäß ist. Wenn man wirklich mit der Bundesagentur
eine eigenständige, Wirtschaftsbetrieben angeglichene
Organisationseinheit schaffen will, wäre ein vom Eigen-
tümer ( Bund ) berufener Aufsichtsrat aus externen Ex-
perten mit entsprechenden Kontrollfunktionen aus mei-
ner Sicht besser, als ein Gremium, das letztlich auch
wirtschaftlich den Entsenderinteressen mehr verbunden
ist als gesamtgesellschaftlichen Interessen.
Unabhängig von dieser Grundposition ist die Ausgestal-
tung der Funktionen der Selbstverwaltungsorgane darauf
zu überprüfen, ob eine klare Aufgabenverteilung die
notwendige Verantwortungszuweisung für Erfolge und
Misserfolge zulässt. Denn nur dann kann Führung wahr-
genommen und gegebenenfalls auch sanktioniert werden.
§ 373 Abs. 5, der dem Verwaltungsrat den Erlass von
Anordnungen zuweist, steht einer solchen klaren Ver-
antwortungsaufteilung entgegen. Verantwortlich für die
operative Arbeit der Bundesagentur und damit für Erfolg
und Misserfolg muss, wie in Privatunternehmen auch,
der Vorstand sein. Dazu benötigt er aber auch die ent-
sprechenden Mittel. Wenn, wie hier, ein Kontrollorgan
befugt ist, eindeutig geschäftsführende Aufgaben gege-
benenfalls ohne oder gegen den Vorstand zu erlassen
oder auch nur entsprechende Vorschläge des Vorstandes
nicht auszufertigen, kann eine spätere klare Verantwor-
tungszuweisung für Fehlentwicklungen nicht vorgenom-
men werden. Dies setzt den alten Zustand, der mitver-
antwortlich für die Fehlentwicklungen in der Arbeitsver-
waltung war, fort.
Das in den Gesetzesbegründungen vorgegebene Ziel ei-
ner klar zugeordneten persönlichen Ergebnisverantwor-
tung auf allen Handlungsebenen wird nicht erreicht.

3. Flächendeckende Einrichtung von Jobcentern
Diese Neuerung ist ausdrücklich zu begrüßen. Allerdings
stellt sich die Frage, ob die gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen geeignet sind, die Erwartungen in die Job-
center auch zu erfüllen.
Die Bundesanstalt für Arbeit hat sich in den zurücklie-
genden Jahrzehnten in ihrer Eigenschaft als Problemver-

walter gesehen und bewährt. Sie war nicht darauf ausge-
richtet und ist es heute noch nicht, aktive Arbeitsver-
mittlung im Sinne eines Maklers zwischen Angebots-
und Nachfrageseite zu betreiben. Auch die kurzfristige
Einstellung von mehr als 10.000 neuen Arbeitsvermitt-
lern kann dieses strukturelle Problem nicht lösen. Vor
die-sem Hintergrund ist es abzulehnen, das ALG II in die
alleinige Verantwortung der Bundesagentur zu stellen.
Die in diesem Bereich aktiven Kommunen haben inso-
weit bessere Arbeit geleistet, sie agieren auch näher an
den Betroffenen vor Ort.
Die Gesetzesvorschläge zum SGB II und III sollten da-
hingehend überarbeitet werden, dass die kommunale Sei-
te aktiv und gleichberechtigt eingebunden wird.
In jedem Fall ist zu empfehlen, die gespaltene Rechts-
wegzuständigkeit für das ALG I (zu den Sozialgerichten)
und das ALG II (zu den Verwaltungsgerichten) aufzuhe-
ben und einen einheitlichen dem Sachzusammenhang
verpflichteten und die Bürokratie entschlackenden Rechts-
weg zu den Sozialgerichten zu eröffnen.
4. Transparenz der Verwaltung und der Finanzströ-
me, Wirkungsanalyse.
Zum Bürokratieabbau und zur Kundenorientierung gehö-
ren Transparenz der Abläufe und der Finanzströme so-
wie eine kontinuierliche Wirkungsanalyse. Als Kunden
sind dabei sowohl die direkt Betroffenen wie die Bürge-
rinnen und Bürger allgemein zu verstehen, die wesentli-
che Teile des Systems über Steuern mitfinanzieren.
Aus diesem Grund ist es notwendig, eine begleitende
Wirkungsforschung zu ermöglichen, die eine Datenwei-
ter-gabe unter Beachtung des individuellen Datenschut-
zes über das  Institut für Arbeitsmarktforschung hinaus
an Dritte zu diesem Zwecke zulässt. Die Bundesagentur
der Zukunft muss sich einer solchen Kontrolle durch
Dritte stellen, gerade um die Veränderung gegenüber der
Vergangenheit zu dokumentieren.
Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch die erkennba-
re Trennung der Finanzströme von versicherungsfinan-
zierten und steuerfinanzierten Leistungen.
Die Politik muss  entscheiden, welche steuerfinanzierten
arbeitsmarktpolitischen Programme sie bei der Bundes-
agentur im Wege des Kontraktmanagements in Auftrag
gibt, ohne hierfür Versicherungsleistungen in Anspruch
zu nehmen.
Für eine solche erkennbare Transparenz fehlen bisher die
gesetzlichen Vorgaben.
Sie wären u.a. auf dem Weg zu erreichen, wie sie die
Fraktion der FDP, in ihrem Antrag „Neuordnung der
Bun-desanstalt“ BT- Drucksache 15/1576 vorschlägt.
Dort wird eine vollkommene organisatorische Trennung
von Versicherungs- und sonstigen Arbeitsmarktleistun-
gen durch die Schaffung einer Versicherungsagentur und
einer Arbeitsmarktagentur gefordert. Angesichts des weit
fortgeschrittenen Gesetzgebungsverfahrens und der man-
nig-fachen Folgeprobleme soll dieser Vorschlag hier
nicht weiter erörtert werden.
Die notwendige organisatorische Trennung kann und
sollte aber im Gesetz ausdrücklich dadurch vorgesehen
werden, dass unter dem Dach der einheitlichen Bundes-
agentur eigenständig verantwortliche Einheiten für Versi-
cherungsleistungen und sonstige steuerfinanzierte Pro-
gramme vorgesehen werden. Unter diesen Umständen
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ließe sich auch exakt bestimmen, um welchen Prozent-
satz die Arbeitslosenversicherung gekürzt und damit
Lohn-nebenkosten verringert werden könnten.
Berlin 30.9. 2003

Hartmut Bäumer
Geschäftsführer BRIDGES Consulting Public Affaris &
Management GmbH
Arbeitsrichter a.D.



58

Ausschussdrucksache 15(9)645 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit

DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)650
Ausschuss für
Wirtschaft und Arbeit 29. September 2003
15. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Prof. Dr. Horst-Manfred Schellhaaß, Universität Köln

1. Umgestaltung der Bundesanstalt für Arbeit
Die Vereinfachung der Verwaltungsabläufe, die grö-
ßere Dezentralisierung sowie die stärkere Ergebnisver-
antwortung der Führungskräfte entsprechen modernen
Managementmethoden. Mit Hilfe der Organisationsre-
form kann nach und nach die bisher inputorientierte in
eine ergebnisorientierte Steuerung der Aufgabener-
bringung umgestaltet werden.
Kritisch ist die weiterhin bestehende Drittelparität in
den Selbstverwaltungsorganen der Bundesagentur für
Arbeit zu beurteilen. Zweifelsohne sind die Erfahrun-
gen der Arbeitsmarktakteure für die Vorbereitung von
Beschlüssen von großem Nutzen. Anreiztheoretisch ist
jedoch zu erwarten, dass die Vertreter der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer sich stärker an den Interessen der
Arbeitsplatzbesitzer sowie der Unternehmen orientie-
ren als an den Interessen der Arbeitslosen und ihrer
schnellen Wiedereingliederung (vgl. auch den Be-
schlussantrag der FDP-Fraktion). Auch in der Ver-
gangenheit waren die Maßnahmen der Bundesanstalt
für Arbeit bei der Überbrückung von Beschäftigungs-
krisen der Unternehmen oder bei der sozialverträgli-
chen Frühverrentung von Arbeitnehmern zielgerich-
teter als bei den Maßnahmen zur Wiedereingliederung
der Arbeitslosen konzipiert. Es wäre deshalb zu über-
legen, ob den Selbstverwaltungsorganen nicht auch
einige unabhängige Sachverständige angehören soll-
ten, die die vor allem auf die Kompatibilität der vor-
gesehenen Maßnahmen mit einem funktionsfähigen
Arbeitsmarkt achten.
2. Arbeitsmarktpolitische Maßnahmen
Die Zusammenfassung der Arbeitsbeschaffungs- und
Strukturanpassungsmaßnahmen zu einer einheitlichen

Leistung ist grundsätzlich zu befürworten. Ebenso ist
die Substitution der individuellen Berechnung des
Lohnkostenzuschusses durch eine pauschalisierte För-
derung zu begrüßen. Positiv zu werten ist ebenfalls
der Wegfall der Versicherungspflicht zur Bundesan-
stalt für Arbeit für Maßnahmeteilnehmer, da die Ver-
sicherungspflicht in der Vergangenheit zu einer miss-
bräuchlichen Inanspruchnahme dieses Instruments an-
gereizt hat.
Diese Verbesserungen bei der verwaltungsmäßigen
Umsetzung von ABM und SAM können jedoch nicht
darüber hinwegtäuschen, dass die arbeitsmarktpoliti-
sche Wirksamkeit dieser Instrumente nahe Null ist.
Was hilft die Verschlankung bei der Verwaltung die-
ser Instrumente, wenn praktisch kein Maßnahmeteil-
nehmer eine dauerhafte Anstellung auf dem ersten Ar-
beitsmarkt findet? Die im FDP-Antrag genannten Ein-
gliederungsquoten geben die wenig aussagekräftigen
Brutto-Wiedereingliederungen an; arbeitsmarktpoli-
tisch relevant sind jedoch nur die Netto-Wiederein-
gliederungsquoten. Da ohne ABM/SAM-Förderung
fast genau so viele Arbeitslose wie mit ABM/SAM-
Förderung eingestellt werden, ist der Netto-Effekt der
Förderung sehr gering.
Worin liegen die Gründe für den Misserfolg von
ABM/SAM? Da ABM im Regelfall außerhalb von
Unternehmen durchgeführt werden, können die Teil-
nehmer per definitionem kein betriebsspezifisches
Humankapital erwerben. Die gesetzlichen Vorschrif-
ten verhindern weitgehend auch den Erwerb von
marktgängigem allgemeinem Humankapital: Auf
Grund des Zusätzlichkeitserfordernisses, wonach nur
Aktivitäten gefördert werden dürfen, die sonst nicht
erbracht werden würden, erwerben die Maßnahmeteil-
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nehmer nicht die auf dem ersten Arbeitsmarkt nachge-
fragten Qualifikationen, sondern im wesentlichen nur
Qualifikationen, die für moderne Produktionsverfah-
ren nicht mehr nachgefragt werden. Beispiel: ABM-
Teilnehmer reinigen häufig Straßen und Plätze mit ei-
nem Besen, während auf dem ersten Arbeitsmarkt die
Straßenreinigung mittels einer Maschine erfolgt. Aus
ökonomischer Sicht können deshalb ABM die Wie-
dereingliederungschancen von Arbeitslosen nicht ver-
bessern.
Angesichts der Wirkungslosigkeit von ABM sollten
diese sofort eingestellt werden. Der Vorschlag, ABM
in Westdeutschland sofort und in Ostdeutschland in
Stufen völlig auslaufen zu lassen, geht in die richtige
Richtung. Allerdings wäre es angesichts der Tatsache,
dass ABM in Ostdeutschland genauso unwirksam wie
in Westdeutschland sind, konsistent, die Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen in der gesamten Bundesrepu-
blik sofort einzustellen.
Eine wirkliche Integration der Arbeitslosen verspre-
chen die Eingliederungszuschüsse. Eine Mitarbeit im
realen Produktionsprozess vermittelt zum einen die
marktgängigen allgemeinen Qualifikationen und zum
anderen die betriebsspezifischen Qualifikationen. Die
im Gesetz vorgesehene Beschränkung der Eingliede-
rungszuschüsse auf Arbeitnehmer mit Vermittlungs-
hemmnissen und auf besonders betroffene schwerbe-
hinderte Menschen ist kontraproduktiv. Es ist der
Nachteil der traditionellen aktiven Arbeitsmarktpoli-
tik, dass sie erst dann eingreift, wenn der Schaden be-
sonders groß geworden ist, d. h. bei den Langzeitar-
beitslosen. Statt der Kompensation von Produktivi-
tätsnachteilen bei Langzeitarbeitslosen sollte die akti-
ve Arbeitsmarktpolitik vor allem den Eintritt in die
Langzeitarbeitslosigkeit verhindern. Höchste Priorität
sollte es haben, Arbeitslose innerhalb der ersten sechs
Monate mit einem geringen Eingliederungszuschuss
wieder zu integrieren, denn nach dieser Zeit ist eine
Wiedereingliederung – wenn überhaupt – nur noch
mit überproportional steigendem Aufwand möglich.
Durch das neue Instrument des "Profiling" sollte es
möglich sein, die Mitnahmeeffekte bei einer frühzeiti-
gen Förderung von Arbeitslosen zu minimieren.
Die Fortentwicklung der Instrumente zur Abfederung
von Personalabbauprozessen bei betrieblichen Re-
strukturierungen zu Transfermaßnahmen bzw. zu
Transferkurzarbeitergeld ist im Prinzip zu begrüßen.
Aus ökonomischer Sicht sollten Abfindungen aus So-
zialplänen in pauschalierter Form die Aufwendungen
für die Suche nach einem neuen Arbeitsplatz kompen-
sieren (Steuerungsfunktion des Sozialplans). Da Ab-
findungen, die an den einzelnen Arbeitnehmer ausge-
zahlt werden, selten zu diesem Zweck eingesetzt wer-
den, haben Transfersozialpläne eine wesentlich besse-
re Arbeitsmarktwirksamkeit. In den Transfersozialplä-
nen wird das Wissen des alten Arbeitgebers über die
Stärken und Schwächen des Arbeitnehmers genutzt,
um einen passenden Arbeitsplatz für den Arbeitneh-
mer zu finden. Das Transferkurzarbeitergeld sollte
maximal sechs Monate gezahlt werden, da bereits
nach diesem Zeitraum die Eingliederungschancen von
Arbeitslosen rapide sinken – und nicht erst nach zwölf
Monaten wie im Gesetzentwurf.
3. Altersteilzeit und Frühverrentung

Nach dem liberalen Grundverständnis moderner Ge-
sellschaften ist es zu befürworten, wenn nicht der
Staat oder die Tarifpartner ein kalendermäßig genau
bestimmtes Ende der Berufstätigkeit vorgeben, son-
dern das Individuum selbst den Zeitpunkt für den
Übergang in den Ruhestand bestimmen kann. Aller-
dings gehört es auch zu diesem Verständnis, dass die
Bürger für die finanziellen Folgen ihrer Entscheidun-
gen gerade stehen müssen. Eine Sozialisierung der
Verluste durch die Anlastung der Kosten der Frühver-
rentung auf die Sozialversicherung, den Staat oder die
Unternehmen ist ökonomisch nicht gerechtfertigt.
Die Bundesregierung schreibt in ihrer Begründung
zum Gesetzentwurf: "Die Altersteilzeit hat sich zu ei-
nem erfolgreichen Instrument der aktiven Arbeitsför-
derung mit hohen Teilnehmerzahlen und erheblichem
Fördervolumen entwickelt und hierdurch Einstel-
lungsmöglichkeiten für Jüngere geschaffen". Über die
arbeitsmarktpolitische Effizienz dieses Instrumentes
besagt dies jedoch überhaupt nichts. Denn im besten
Falle wird ein älterer Arbeitnehmer, der mit Hilfe der
Subventionen ausgegliedert worden ist, durch einen
jüngeren Arbeitnehmer ersetzt; dann bleibt die Ge-
samtbeschäftigung konstant. In vielen Fällen nutzen
die Unternehmen die Ausnahmemöglichkeiten oder
verzichten auf eine Wiedereinstellung beim Ausschei-
den eines nicht geförderten Arbeitnehmers; in diesen
Fällen sinkt auf Grund der subventionierten Frühver-
rentungsmöglichkeiten der Gesamtumfang der Be-
schäftigung.
Die Bundesrepublik Deutschland hat seit den 80er
Jahren in einem internationalen Vergleich besonders
stark zu dem Instrument der Verknappung des Ar-
beitsangebotes durch die Frühverrentung von älteren
Arbeitnehmern gegriffen. Die Folge war eine sinkende
Beschäftigung und steigende Arbeitslosigkeit, weil die
Frühverrentung nicht zum Nulltarif zu haben ist. Die
Kosten der Frühverrentung haben in Form steigender
Lohnnebenkosten die Rentabilität der Arbeitsplätze
verschlechtert mit der Folge, dass die marginalen Ar-
beitsplätze entweder völlig abgebaut oder ins Ausland
verlagert worden sind.
Die Bundesregierung geht bei der Subventionierung
der verschiedenen Formen der Frühverrentung von der
unzutreffenden Vorstellung aus, dass es ein gegebenes
Arbeitsvolumen gäbe. Aus ökonomischer Sicht ist
diese Annahme jedoch grundfalsch. Zusätzliche Be-
schäftigung entsteht, wenn der Produktionsfaktor Ka-
pital durch den Produktionsfaktor Arbeit substituiert
wird. In einer Marktwirtschaft gibt es wirtschaftliche
Anreize zu einem stärkeren Einsatz von Arbeitskräf-
ten, wenn diese relativ billiger werden: d. h. die Be-
schäftigung in Deutschland können wir nur durch eine
sehr zurückhaltende Lohnpolitik steigern; dazu gehört
auch der Verzicht auf eine Subventionierung der Früh-
verrentung, denn die Kosten für die Zuschüsse zum
Lohn bzw. für die Rentenzahlungen erhöhen die
Lohnnebenkosten.
Ich möchte das Ergebnis kurz zusammenfassen: Je-
dem Arbeitnehmer sollte es freistehen, über den Zeit-
punkt seines Ausscheidens aus dem Arbeitsleben
selbst zu entscheiden. Allerdings muss er die finanzi-
ellen Folgen seiner Entscheidung selbst tragen, d. h.
seine Rente wird mit versicherungsmathematischen
Abschlägen gekürzt. Dies ist ein Erfolg versprechen-
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der Weg, um das tatsächliche Renteneintrittsalter nä-
her an das gesetzliche Renteneintrittsalter zu bringen.
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DEUTSCHER BUNDESTAG Ausschussdrucksache 15(9)697
Ausschuss für
Wirtschaft und Arbeit 6. Oktober 2003
15. Wahlperiode

Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Professor Dr. Werner Jann, Universität Potsdam

Die vorliegenden Anmerkungen beziehen sich aus-
schließlich auf den Bereich "Umbau der Bundesanstalt
für Arbeit". Da einige der für die Anhörung festgelegten
Themen (insbesondere "Flächendeckende Einrichtung
von Job-Centern" und "Kontraktmanagement/Zielsteue-
rung" auch im Vierten Gesetz geregelt werden, wird ge-
legentlich darauf Bezug genommen.

1. Flächendeckende Einrichtung von Job-Centern
1.1. Es ist sinnvoll und unbeding notwendig, Job-Center

als einheitliche Anlaufstellen für alle Arbeitslosen
und erwerbsfähigen Hilfebedürftigen und als lokale
Zentren für alle arbeitnehmerbezogenen Dienstlei-
stungen am Arbeitsmarkt, in denen Arbeitssuchen-
de und Ausbildungssuchende mit dem Ziel der Ein-
gliederung in das Erwerbsleben umfassend betreut
werden, flächendeckend einzurichten.
Es ist auch richtig, die Aufgabe der Einrichtung von
Job-Center der zukünftigen Bundesagentur zuzu-
weisen. Nur die BA ist in der Lage, das Ziel einer
möglichst schnellen, passgenauen und nachhaltigen
Erwerbsintegration in den ersten Arbeitsmarkt um-
zusetzen. Sie verfügt über das notwendige Know
How und Personal (Vermittler, Berufsberater), die
notwendige technische Unterstützung (z.B. virtuel-
ler Arbeitsmarkt) und agiert nicht lokal begrenzt
sondern in regionalen und überregionalen Arbeits-
märkten. Eine Zuweisung dieser Aufgaben an die
Kommunen würde die überkommene Spaltung in
einen ersten Arbeitsmarkt (für den dann die BA zu-
ständig wäre) und einen zweiten (in der Zuständig-
keit der Kommunen) weiter unterstützen. Diese tra-
ditionelle Spaltung darf nicht organisatorisch verfe-
stigt werden sondern ist unbedingt zu überwinden.
Genau dies war die Intention der Hartz-Vorschläge.

1.2. Aus diesem Grund darf es keinen Unterschied ge-
ben zwischen den von der BA geplanten Kunden-
zentren und dem vom Gesetz vorgesehenen Job-
Centern. Jedes Kunden-Center der BA ist als Job-
Center auszugestalten, in dem je nach den speziel-
len Bedürfnissen mit Kommunen und anderen Trä-
gern kooperiert wird. Die derzeit bestehende be-
griffliche Verwirrung sollte beseitigt werden (Kun-
denzentrum vs. Job-Center).

1.3. Alternative Vorschläge, etwa der von der FDP
(BTDrs. 15/1576) oder der CDU/CSU (im EGG)
vorgelegte Vorschlag, Job-Center vollständig den
Kommunen zu überlassen, sind nicht zielführend
und daher abzulehnen:
� eine solche Regelung würde die Spaltung in

Arbeitslose 1. Klasse (ALG I Bezieher in den
Kundenzentren der BA) und 2. Klasse (ALG II
Bezieher bei den Kommunen) verfestigen und
damit das zentrale Ziel des Gesetzes, optimale
Betreuung und Eingliederung in den ersten Ar-
beitsmarkt für alle Arbeitslosen, torpedieren;

� die Regelung würde weiter bedeuten, dass die
Aufgabe der Integration von ALG II Beziehern
allein Sache der Länder und Kommunen ist,
während der Bund für die Kosten aufkommt -
dies ist mit einer Kongruenz von Aufgaben- und
Finanzverantwortung nicht vereinbar und würde
unweigerlich zu erheblichen hFehlsteuerungen
führen;

� die implizite Annahme, Kommunen seien für
die Integration von Arbeitslosen in den Ar-
beitsmarkt besonders geeignet, ist empirisch
nicht zutreffend - zwar gibt es einige wenige
Kommunen, die vorbildliches geleistet haben,
aber sie sind keineswegs repräsentativ, das Gros
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der bundesdeutschen Kommunen ist auf diesem
Gebiet wenig aktiv und verfügt nur über geringe
Erfahrungen;

� schließlich sollte unbedingt beachtet werden,
dass die entscheidenden Spitzenverbände der
Kommunen, der Deutsche Städtetag und der
Deutsche Städte- und Gemeindebund, sich ein-
deutig gegen eine Übernahme dieser Aufgaben
ausgesprochen haben! Insbesondere gegenüber
den kreisfreien Städten spielen die Landkreise in
diesem Zusammenhang bisher allenfalls eine
untergeordnete Rolle. Es ist nicht auszuschlie-
ßen, dass die Landkreise hier auch langfristige
Interessen der Akquirierung neuer Aufgaben
verfolgen.

1.4. Job-Center werden allerdings - wenn ich es recht
sehe - nur in einem einzigen §§ des durch das
"Dritte Gesetz für moderne Dienstleistungen am
Arbeitsmarkt" geänderten SGB III erwähnt, und
zwar im Fünften Abschnitt (Datenschutz) § 395
"Erhebung, Verarbeitung und Nutzung von Daten
durch die Bundesagentur", dort Ziff. 11. Die wich-
tigere Änderung im §9 SGB III (Absatz 1a) steht in
Art. 3 des "Vierten Gesetzes für moderne Dienstlei-
stungen am Arbeitsmarkt". Diese Vorschrift könnte
allerdings auch im Dritten Gesetz enthalten sein, da
sie m.E. nicht zustimmungspflichtig ist.

2. Kontraktmanagement/Zielvereinbarung
2.1. Die vorgesehene Einführung von Kontraktmana-

gement auch zwischen Bundesregierung und Bun-
desanstalt ist sinnvoll und entspricht den internatio-
nalen Erfahrungen (Art. 1, Nr. 4, ndeuer Absatz 3 §
1 SGB III). Die Intention (siehe Begründung), dass
in den Bereichen, in denen das Bundesministerium
für Wirtschaft und Arbeit bisher Fachaufsicht aus-
übt, fachaufsichtsrechtlichen Weisungen durch ent-
sprechende Vereinbarungen mit dem Bundesmini-
sterium für Wirtschaft und Arbeit ersetzt werden,
ist sehr zu begrüßen, sie sollte deutlicher im Geset-
zestext verankert werden (Vereinbarungen nicht nur
über beschäftigungspolitische Ziele).

2.2. Allerdings ist damit die vorgesehene Bestätigung
der Fachaufsicht nicht zu vereinbaren (z.B. § 47
Viertes Gesetz Abs. 2: "Die Aufsicht erstreckt sich
darauf, dass ... 2. die Leistungen zweckmäßig er-
bracht werden. Das Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit kann der Bundesagentur Weisun-
gen erteilen und sie an seine Auffassung binden"
aber z.B. auch § 7 Bundeskindergeldgesetz [Art
102]). Sie sollte abgeschafft werden, weil sie dem
Sinn und Zweck von Zielvereinbarungen diametral
widerspricht. Diese klassische hierarchische Steue-
rung durch Einzelweisungen soll ja gerade über-
wunden werden. Das Ministerium soll über Ziele
steuern, was "zweckmäßig" ist, soll die Bundes-
agentur entscheiden, ohne sich mit Einzeleingriffen
und Weisungen des Ministeriums auseinanderset-
zen zu müssen. Die Rechtsaufsicht reicht in diesen
Fällen vollkommen aus, ein mögliches Eingriffs-
recht des Ministeriums kann ggf. in den Zielverein-
barungen festgelegt werden.

2.3. Die Vorschrift (Art 1, Nr. 26, § 77a SGB III), dass
bei der Aufstellung und Ausführung des Haushalts-
plans sowie bei der Haushaltswirtschaft auch wei-

terhin grundsätzlich die Vorschriften der Bundes-
haushaltsordnung gelten sollen, in Einzelfällen je-
doch zur Steigerung der Flexibilität des Handelns
der Bundesagentur für Arbeit Abweichungen erfor-
derlich sein können und in diesen Fällen durch
schriftliche Vereinbarung zwischen Bundesregie-
rung und Bundesagentur von den haushaltsrechtli-
chen Regelungen des Bundes abgewichen werden
kann, ist überflüssig. Hier sollte dem Vorschlag der
Hartz-Kommission gefolgt werden, die Bundesan-
stalt grundsätzlich aus den Bindungen der BHO zu
entlassen.

3. Regionale Gliederung
3.1. Es ist richtig, sämtliche Ebenen (Zentrale, Regio-

naldirektionen, Agenturen für Arbeit) durch gleich-
artig organisierte Geschäftsführungen zu führen.

3.2. Ich habe Verständnis dafür, dass die BA vorläufig -
d.h. während der Umbauphase - nicht auf die Lan-
desarbeitsämter, die neuen Regionaldirektionen,
verzichten will. Allerdings muss unbedingt verhin-
dert werden, dass die Landesarbeitsämter ihre alte
Rolle als bürokratische Mittelinstanz ohne sichtba-
ren "Mehrwert" perpetuieren.

4. Selbstverwaltung
4.1. Die Neuordnung der Selbstverwaltung, insbesonde-

re die Trennung von Verantwortung und Kontrolle
ist richtig. Sie ist notwendig, um die in der Vergan-
genheit aufgetretenen Verquickungen zwischen
Aufsichts- und Trägerinteressen zu beseitigen.

4.2. Es ist sinnvoll, auf der Ebene der Regionaldirektio-
nen die überkommene Selbstverwaltung abzuschaf-
fen, da ansonsten das Prinzip der klaren Verant-
wortung für Leistungen und Ergebnisse auf der Ba-
sis von Zielvereinbarungen durchbrochen würde.

5. Personalstruktur
5.1. Die im Gesetzentwurf vorgesehene grundsätzliche

Beibehaltung des Berufsbeamtentums (§§ 387ff,
SGB III) ist kontraproduktiv und durch keinerlei
inhaltliche Überlegungen gerechtfertigt. Es ist eine
reine Maßnahme der strukturellen Besitzstandswah-
rung. Sie führt zu erheblichem zusätzlichen Rege-
lungsbedarf (z.B. Bestellung auf Zeit, Stellenzula-
gen) und schreibt auf Dauer eine zweigleisige Per-
sonalstruktur fest, mit allen bekannten Problemen
und Unzulänglichkeiten (Ungleichbehandlung, Un-
zufriedenheit, Kumulation negativer Elemente,
Doppeladministration). Es gibt keinen ersichtlichen
Grund, warum dieser alte Zopf nicht endgültig ab-
geschnitten wird. Gerade weil die Bundesagentur
als "Erster Dienstleister am Arbeitsmarkt" grund-
sätzlich neu aufgestellt wird ist unverständlich,
warum hier weiter zweigleisig gefahren werden
soll.

5.2. Dem Vernehmen nach will die Bundesagentur zu-
künftig auf die Einstellung von Beamten verzich-
ten. Wenn die im Gesetzesentwurf enthaltenen um-
fangreichen Regelungen nur als Übergangsregelun-
gen gemeint sind, sollte dies deutlich werden. An-
sonsten besteht die Gefahr, dass der Konflikt über
Zulässigkeit und Möglichkeiten der Verbeamtung
innerhalb der BA ausgetragen werden muss und die
Bundesagentur damit auf Dauer belastet.

Prof. Dr. Werner Jann
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Schriftliche Stellungnahme
zur öffentlichen Anhörung von Sachverständigen am 8. Oktober 2003 in Berlin zu
a) Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS90/DIE GRÜNEN

Entwurf eines Dritten Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt
(BT-Drs. 15/1515)

b) Antrag der Abgeordneten Dirk Niebel, Rainer Brüderle, Angelika Brunkhorst,
weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP
Neuordnung der Bundesanstalt für Arbeit (BT-Drs. 15/1576)

Professor Dr. Dieter Schimanke, Staatssekretär a.D.

A. Umbau der Bundesanstalt für Arbeit
I.    Kontraktmanagement/Zielvereinbarung
II.    Regionale Gliederung
III. Selbstverwaltung
IV. Job-Center

B. Vereinfachung des Leistungsrechts
I. Arbeitslosengeld
II. Arbeitsbeschaffungs-/Strukturanpassungsmaß-

nahmen
III. Beschäftigungsschaffende Infrastrukturför-

derung
C. Verstärkung des aktivierenden Ansatzes der Arbeits-

marktpolitik
I.    Transfermaßnahmen
II. Berufsrückkehrerinnen/Berufsrückkehrer

A. Umbau der Bundesanstalt für Arbeit

Der Gesetzentwurf setzt den – nicht erst im Jahr 2002 –
begonnenen Prozeß der Modernisierung der Bundesan-
stalt für Arbeit (zukünftig: Bundesagentur für Arbeit)
konsequent fort. Sowohl hinsichtlich ihrer Ziele, Pro-
gramme und Förderinstrumente, als auch bezüglich ihrer
Steuerung ist die Bundesanstalt für Arbeit zu dem nach
wie vor mit Abstand wichtigsten Dienstleister am Ar-
beitsmarkt „zukunftsfest“ zu machen. Der Gesetzgeber
hat sich in der Vergangenheit über längere Zeit nicht die-
sen Anforderungen gestellt. Vielmehr hat er noch mit
dem Arbeitsförderungsreformgesetz vom 24.3.1997 das
Leistungs- und Förderrecht hochgradig differenziert und
sehr detailliert zu regeln versucht. Dabei hat er die Mög-
lichkeiten der Bundesanstalt für Arbeit stark einge-
schränkt, Inhalte von Programmen und Förderinstru-
menten selbst auszugestalten (insbesondere durch Sat-

zungen des Verwaltungsrates und Entscheidungen durch
den Vorstand und den Präsidenten sowie durch die Lan-
desarbeitsämter und Arbeitsämter mit ihren Selbstver-
waltungsorganen.)Eine Trendumkehr zur Vereinfachung
des Leistungs- und Förderrechts sowie zur Erhöhung der
dezentralen Verantwortung wurde in der 14. Legislatur-
periode erkennbar: sowohl die Bundesanstalt selbst („Ar-
beitsamt 2000“) als auch der Gesetzgeber haben deutli-
che Schritte zur Modernisierung der Bundesanstalt und
der Arbeitsmarktpolitik eingeleitet. Besonders ist in die-
sem Zusammenhang das JOBAQTIV-Gesetz (Gesetz v.
10.12.2001) zu nennen.
Gleichwohl sind sowohl Bereiche verblieben, in denen
durch Rechtsnormen zentral und mit hoher Spezifizie-
rung versucht wird zu steuern. Ferner sind die Hand-
lungsinstrumente der Bundesanstalt für die Binnensteue-
rung noch stark an traditionellen Verwaltungsmustern
orientiert. Darunter fällt nicht zuletzt die grundsätzliche
Geltung der Bundeshaushaltsordnung für das Dienstlei-
stungsunternehmen Bundesanstalt für Arbeit (§ 77a
SBG IV).

Im einzelnen:

III. Kontraktmanagement/Zielvereinbarung
Die Bundesanstalt für Arbeit hat bereits über einige Jahre
versucht, mit geschäftspolitischen Zielen, die jährlich
festgelegt, fortlaufend einer Ergebniskontrolle unterzo-
gen und aktualisiert werden, die BA-internen Prozesse zu
steuern. Die Ziele sind eingebunden in das Aktionspro-
gramm der Bundesrepublik, abgeleitet aus dem entspre-
chenden Programm der Europäischen Union. Dieser An-
satz sollte mit einem höheren Grad von inhaltlicher Ver-
bindlichkeit und Konkretheit ausgestattet werden, um die
Funktion einer zentralen Globalsteuerung bei dezentraler
Entscheidungs- und Ergebnisverantwortung auch tat-
sächlich zu erfüllen. Insofern führt § 1 Abs. 3 SGB III
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(neu eingefügt mit Art. 1 Nr. 4 des GesetzE) in die rich-
tige Richtung.
Das Instrument der Zielvereinbarungen ist auch im Bin-
nenverhältnis, insbes. über die Verwaltungsebenen hin-
weg, sinnvoll und sollte über den bisherigen Ansatz der
Steuerung über geschäftspolitische Ziele und entspre-
chend angelegtes Controlling hinaus weiter entwickelt
werden. Mit diesem Ansatz können Vorstand und Ver-
waltungsrat ihre zentrale Verantwortung wahrnehmen
und zugleich mit einer dezentralen Ergebnisverantwor-
tung verbinden. Dies kann zugleich die Zentralebene von
der sonst zu hohen Entscheidungsfülle entlasten.
Die Bundesanstalt verfügt bisher nicht über ein eigen-
ständiges Instrumentarium des Haushalts- und Finanzwe-
sens, sondern ist eingebunden in das Haushaltsrecht des
Bundes. Zur Modernisierung der BA gehört aber ein
stärker betriebswirtschaftlich orientiertes System der
Wirtschaftsführung. Die vorgesehene Änderung von §
77a SGB IV (Art. 3, Nr. 26 c GesetzE) könnte in diese
Richtung führen, sollte unterstützt und genutzt werden
und zukünftig zu einem eigenständigen Haushalts- und
Finanzwesen der Bundesanstalt für Arbeit weiterentwik-
kelt werden. Die Änderungen des HGrSG und der BHO
durch das Haushaltsrechts-FortentwicklungsG vom
22.12.1997 sind insoweit nicht hinreichend.
IV. Regionale Gliederung
In der Bundesrepublik Deutschland trägt traditionell der
Bund – mit der Bundesanstalt für Arbeit zusammen – die
Hauptverantwortung unter den öffentlichen Körper-
schaften für die Beschäftigungspolitik. Diese – verfas-
sungsgestützte – Zuordnung ist aus verschiedenen Grün-
den weiterhin sinnvoll. Allerdings haben sich auch die
Länder und Kommunen ihrer politischen Verantwortung
für die Beschäftigungspolitik zu stellen. Sie tun dies mit
unterschiedlichen Ansätzen und Programmen, die den
regionalen und politischen Besonderheiten Rechnung
tragen. Eine Verknüpfung mit den entsprechenden Pro-
grammen und Aktivitäten der BA ist sinnvoll und not-
wendig (z.B. bei beschäftigungsfördernden Programmen,
bei EU-Programmen usw.). In diese Abstimmungs- und
Koordinierungsprozesse sind auch die anderen Akteure
der Arbeitsmarktpolitik einzubeziehen (Sozialpartner,
Kammern, Verbände etc.). Neben den Selbstverwal-
tungsorganen der BA erfüllen unterschiedliche Formen
von Arbeitsmarktkonferenzen, regionale Pakte für Arbeit
etc. diese Funktion.
Die Bundesanstalt war bisher auf drei Ebenen mit ver-
antwortlichen Repräsentanten und mit Organen der
Selbstverwaltung ausgestaltet, so daß sie mit den drei
Ebenen des föderativen Staates korrespondierte (Bund-
Länder-Kommunen). Auf jeder Ebene konnte über die
verantwortlichen Repräsentanten und über die Selbst-
verwaltung der Abstimmungs- und Koordinierungsbedarf
abgedeckt und die Legitimation des jeweiligen Handelns
herbeizuführen versucht werden. An dem Grundsatz die-
ser Dreigliedrigkeit der BA Strukturen sollte festgehalten
werden, weil sonst die BA nicht mehr mit den politischen
und verbandsmäßigen vertikalen Gliederungen im föde-
rativen System verknüpft wäre und erheblichen Verlust
an Wirkungsmöglichkeiten, Unterstützung und Absiche-
rung erleiden würde.
Vorschlag:
1) Die Regionaldirektionen erhalten die Aufgabe, die

Programme der BA, einschließlich des Haushalts, re-
gional zu steuern und sich aktiv an der Koordination

der Arbeitsmarktpolitik in der Region zu beteiligen.
2) Dieses Konzept erfordert u.a. folgende Gesetzesände-

rungen:
a) Nach § 9 (Art. 1, Ziff. 9a) wird folgender § 9a

eingefügt:
„§ 9a Regionale Arbeitsförderung
Die Regionaldirektionen koordinieren mit den
Gebietskörperschaften and anderen Verantwortli-
chen der Arbeitsmarktpolitik in der Region Lei-
stungen der Arbeitsförderung, soweit sie sich über
den Bereich mehrerer Bezirke von Agenturen für
Arbeit oder über den Bereich eines oder mehrerer
Länder erstrecken. Sie sind verpflichtet, mit den
Landesregierungen mit dem Ziel zusammenzuar-
beiten, eine Verzahnung von Arbeitsförderung
mit der Struktur-, Wirtschafts- und Beschäfti-
gungspolitik der Länder herbeizuführen. Sie kön-
nen sich auch mit Zustimmung der Zentrale an
Arbeitsmarktprogrammen der Länder beteiligen.
Hierzu stellt ihnen die Zentrale Mittel in ange-
messener Höhe im Rahmen des Haushaltsplans
zur Verfügung. Die Regionaldirektion kann einen
regionalen Finanzausgleich durchführen.“

b) Nach § 368a (Art. 1, Ziff. 222) wird folgender §
368b eingefügt:
„§ 368b Aufgaben der Regionaldirektion
Die Regionaldirektionen haben insbesondere fol-
gende Aufgaben:
1. Sie erfüllen die Verpflichtungen aus den Ziel-

vereinbarungen mit der Zentrale; diese sind
mindestens einmal jährlich zu verhandeln und
abzuschließen.

2. Sie erbringen Leistungen der Arbeitsförderung
im Rahmen des § 9a. Dazu gehören insbeson-
dere Maßnahmen zur Bewältigung des regio-
nalen und strukturellen Wandels in Absprache
mit den Landesregierungen und anderen Akteu-
ren der Arbeitsmarktpolitik. Dabei unterstützen
sie die regionalen Entwicklungskonzepte des
Landes.

3. Sie unterstützen Unternehmen bei der Personal-
gewinnung, soweit es sich um Projekte von
überörtlicher Bedeutung oder mit einem außer-
gewöhnlichen Arbeitskräftebedarf handelt.

4. Ihnen obliegt die Fortbildung des Personals und
die Personalentwicklung der Agenturen für Ar-
beit im Rahmen der Zielvereinbarungen mit der
Zentrale.

5. Sie schließen zur Erfüllung ihrer Aufgaben
Zielvereinbarungen mit den Agenturen für Ar-
beit ab.

6. Sie können mit Zustimmung der Zentrale durch
Verwaltungsvereinbarungen die Durchführung
befristeter Arbeitsmarktprogramme eines Lan-
des übernehmen.“

3) Aus den Änderungen zu 1) und 2) ergibt sich eine
Reihe von Folgeänderungen im Gesetzentwurf.

III.  Selbstverwaltung
Die Selbstverwaltung ist ein tragendes Prinzip der deut-
schen Sozialversicherung. Sie ist bekanntlich nicht aus
dem Demokratieprinzip geboren, sondern aus dem Ge-
danken der Einbindung relevanter Personen, Gruppen
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und Verbände und der Teilung von Verantwortung. In
den Selbstverwaltungsorganen sind ganz überwiegend
die Sozialpartner vertreten. Eine Besonderheit stellt die
Arbeitslosenversicherung dar, als zusätzlich auch die
Gebietskörperschaft Bund/Länder/Kommunen wegen de-
ren öffentlicher Verantwortung für Beschäftigungspolitik
eingebunden sind. – Wieweit die genannten Akteure ihre
Funktionen auch tatsächlich jeweils erfüllt haben, ist dis-
kussionsfähig, kann hier aber nicht erörtert werden.
Das strukturelle Prinzip, die verantwortlichen Akteure
der Arbeitsmarktpolitik – und bezüglich der Sozialpart-
ner zudem aufgrund der dominanten Finanzierung durch
lohnbezogene Beiträge – in die Entscheidungen einzube-
ziehen und somit das Handeln der BA auf eine breitere
Wissens- und Legitimationsbasis zu stellen, bleibt rich-
tig. Es entspricht insgesamt auch den Entwicklungsten-
denzen in anderen Ländern, Verhandlungs- und Kon-
sensstrukturen zu schaffen, ohne die politische Verant-
wortung von Regierung und Parlament im ihrem Kern in
Frage zu stellen.
Für die BA macht es Sinn, durch Einbindung der ge-
nannten Akteure in Organen der Selbstverwaltung den
Wirkungsgrad des eigenen Handelns zu erhöhen und
möglichst in breitem (regionalen) Konsens zu handeln.
Dies gilt auch für den neuen Ansatz, der BA eher einen
unternehmensähnlichen Charakter zu geben. Sie ist und
bleibt eine Einrichtung besonderer Art mit einem wichti-
gen Auftrag, öffentliche Aufgaben wahrzunehmen. Und
diesbezüglich hat die Selbstverwaltung auch in Zukunft
eine positive Funktion – wie Parallelen zur Kommunal-
verwaltung zeigen, wo auch unternehmensähnliche
Handlungsmuster eingeführt werden, ohne die kommu-
nale Selbstverwaltung in ihren zentralen Funktionen zu-
rückzudrängen.
Daraus folgt, daß alle drei Ebenen der BA mit Organen
der Selbstverwaltung ausgestattet sein sollten und daß
diese an wesentlichen Entscheidungen – vor allem der
Arbeitsmarktpolitik – maßgeblich, d.h. auch mit Ent-
scheidungskompetenz, mitwirken.
Für zwei Probleme müssen Lösungen gefunden werden.

Erstens: Wenn das Selbstverwaltungsorgan Entschei-
dungskompetenzen hat, kann dies mit der Verantwortung
von Vorstand/Präsidium/Direktorium im Konfliktfall
kollidieren. Zur Lösung dieses Konfliktes muß es Regeln
geben. Hier bietet sich das Modell der Konfliktregelung
des Kommunalrechts an: bei Auseinandersetzungen über
Recht- und Zweckmäßigkeit von Entscheidungen gibt es
entsprechende Verfahrensrgelungen (vgl. z.B. § 43 Ge-
meindeordnung Schleswig-Holstein; für angenommene
Rechtsverstöße enthält § 38 SGB IV eine Regelung, die
jedoch im Streitfall die Aufsichtsbehörde einbezieht).

Zweitens sieht der Gesetzentwurf vor, daß für Mitglieder
in den Selbstverwaltungsorganen keine Stellvertreter
bestellt werden können. Damit wird ein durchgängiges
Prinzip der Sozialversicherungsorgane aufgegeben. Ne-
ben diesem formalen Argument gibt es aber auch eine
Reihe von Gründen, die gegen diese Änderung sprechen.
Es muß ein Interesse seitens der BA bestehen, möglichst
einflußreiche und kompetente Personen für die Selbst-
verwaltungsorgane zu gewinnen. Diese verfügen jedoch
nur über begrenzte Zeitbudgets und Terminfreiheit. Nur
eine Stellvertretungsregelung vermag die Beratungs- und
Beschlußfähigkeit zu gewährleisten. Für den Verwal-

tungsrat kommt hinzu, daß dieser seit dem 1.7.2002 von
51 auf 21 Mitglieder verkleinert wurde (also bereits um
fast 60 %). Um das Spektrum der unterschiedlichen
Branchen und Regionen abzudecken, wäre eine weitere
Reduzierung der einbezogenen Personen um 50 %
schlechterdings kontraproduktiv und würde vor allem
auch die Ausschußarbeit zum Erliegen bringen. Für die
Gebietskörperschaften kommt hinzu, daß die Kommu-
nalebene – bei drei Spitzenverbänden – nur noch mit ei-
ner Person vertreten wäre. Und die 16 Länder, die bis Ju-
ni 2002 alle eine Person (Mitglied oder Stellvertreter)
über den Bundesrat entsenden konnten, würden auf drei
Personen reduziert. In dem seit Juli 2002 praktizierten
Modell haben sich die Länder einstimmig auf eine Ver-
tretungsregelung verständigt, die sowohl die unter-
schiedlichen Regionen, die Größe der Länder und ver-
schiedene Ansätze der Arbeitsmarktpolitik wiederspie-
gelt; dieser Konsens würde zerstört.
Vorschlag:
1) In Art. 1, Nr. 222 wird in § 373 (Verwaltungsrat) fol-

gender Absatz 1a) eingefügt:
„(1a) Die Festlegung der Grundlinien der Politik der
Bundesagentur für Arbeit, der Abschluß von Zielver-
einbarungen gem. § 1 Abs. 3 und die grundsätzlichen
Entscheidungen zum Vollzug des Haushalts erfolgen
im Benehmen mit dem Verwaltungsrat.“

2) Auch auf der mittleren Verwaltungsebene (Regional-
direktionen) besteht weiterhin ein Selbstverwaltungs-
organ. Dieses ist insbesondere bei den Aufgaben
gem. § 368b (neu, s.o.) zu beteiligen.

3) Konflitkregelung zwischen Leitung der BA, der Re-
gionaldirektion und Leitung der AA einerseits und
dem jeweiligen Organ der Selbstverwaltung anderer-
seits entsprechend § 43 Gemeindeordnung Schles-
wig-Holstein

4) In Art. 1, Ziff. 222 wird in § 371 Abs. 5 der Satz 2 er-
satzlos gestrichen (d.h. Stellvertretung ist weiterhin
möglich).

5) In Art. 1, Ziff. 222 wird § 374 wie folgt geändert:
a) In Abs. 2 wird folgender Satz angefügt:

„Zielvereinbarungen zur Durchführung der Ar-
beitsmarktpolitik mit der Regionaldirektion erfol-
gen im Benehmen mit dem Verwaltungsaus-
schuß.“

b) Es wird folgender Absatz 5 angefügt:
„(5) Im Rahmen der geschäftspolitischen
Schwerpunkte der Bundesagentur für Arbeit be-
schließt der Verwaltungsausschuss über die
Haushaltsmittel für Ermessensleistungen der
aktiven Arbeitsförderung.“

IV. Job-Center

Im Bericht der Kommission „Moderne Dienstleistungen
am Arbeitsmarkt“ vom August 2002 sind die sogen. Job-
Center die lokalen Zentren am Arbeitsmarkt. Darin sol-
len alle arbeitsmarktrelevanten Beratungs- und Betreu-
ungsleistungen integriert werden (bis hin zum Sozial-
und Wohnungsamt). Der Denkrichtung der Kommission
sollte gefolgt werden. Für die Ausgestaltung bedarf es
einer Reihe von Klärungen und rechtlicher Regelungen.
Art. 3, Ziff. 3 des Entwurfes eines Vierten Gesetzes für
moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (BT-DrS.



Ausschussdrucksache 15(9)645 Ausschuss für Wirtschaft und Arbeit

66

15/1516) enthält in einem neuen Absatz zu § 9 SGB III
eine Richtungsorientierung, die noch erheblich ausfül-
lungsbedürftig ist. Einen Teil sollte der Gesetzgeber
selbst regeln, nämlich Umfang der zu integrierenden
Dienstleistungen und rechtliche Verpflichtungen für die
einzelnen Dienststellen zur Zusammenarbeit. Dazu gehö-
ren in größerem Umfang auch Verpflichtungen für die
Kommunen mit ihren einzelnen Ämtern (Wohnungsamt,
Sozialamt, Jugendamt) und für einzelne Einrichtungen,
soweit sie öffentlich gefördert werden (Schuldner- und
Suchtberatungsstellen).
Vorschlag:
Im weiteren Gesetzgebungsverfahren wird die Regelung
in § 9 Abs. 1a erheblich ausgebaut in Richtung: Verbind-
lichkeit hinsichtlich Vorhalten von Beratungsstrukturen,
Systematik der zu erbringenden Dienstleistungen, wech-
selseitige Verpflichtung zur Zusammenarbeit von AA
und kommunalen Ämtern (diese sollten z.B. den Teil der
Wohnungsversorgung aktiv einbringen) usw.
Alternativ:
In das 4. Gesetz wird eine Ermächtigung aufgenommen,
mit einer Verordnung der Bundesregierung, mit Zustim-
mung des Bundesrats, die Ausgestaltung der Job-Center
bezüglich Funktion, Verpflichtungen und Verfahren zu
regeln.

B. Vereinfachung des Leistungsrechts
I. Arbeitslosengeld
Der Ansatz im Gesetzentwurf, die detaillierten Regelun-
gen zusammenzuführen und zu vereinfachen und damit
Fehler der bisherigen Gesetzgebung (insbesondere 1997
bei der Eingliederung des AFG in das SGB) weiter zu
korrigieren, ist ohne Einschränkung zu unterstützen. Dies
gilt auch für die Pauschalierung der Leistungen, auch
wenn damit subjektiv Ungerechtigkeiten im Einzelfall
entstehen können. Aber Pauschalierungen sind – bei ver-
nünftiger Ausgestaltung - grundsätzlich ein sinnvoller
Ansatz in der Massenverwaltung des Leistungsrechts.
Der/die einzelne Sachbearbeiter/-in erhält einen größeren
Auslegungs- und Handlungsspielraum – und damit auch
erhöhte Ergebnisverantwortung – und wird zugleich zeit-
lich entlastet. Diese freien Personalkapazitäten können in
Richtung Vermittlung und Betreuung – vornehmlich in
den Job-Centern – umgeschichtet werden.
II. Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen und Strukturan-

passungsmaßnahmen
Die Zusammenführung der Instrumente ist sinnvoll,
wenn die Inhalte der verschiedenen Instrumente erhalten
bleiben, soweit sie sich bewährt haben. Dies gilt grund-
sätzlich auch für die Pauschalierung (§ 264 SGB III).
Der Gesetzentwurf korrigiert behutsam die Zielsetzung
dieser Ansätze der aktiven Arbeitsmarktpolitik (§ 260;
Art. 1, Ziff. 260 sowie Begründung,S. 94/95). Es bleibt
das Ziel der Eingliederung in den Arbeitsmarkt, daneben
bestehen – für bestimmte Zielgruppen und regionale Ar-
beitsmärkte – weitere eigenständige Ziele: Erhaltung
oder Wiedererlangung der Beschäftigungsfähigkeit, Er-
möglichung einer befristeten Beschäftigung u.a. Dies
wird bei zukünftigen Evaluierungen zu beachten sein.
Die Leistung der Bundesanstalt ist als Zuschuß angelegt,
da im Regelfall ein Dritter von den Arbeitsergebnissen

begünstigt ist. Dieser Grundsatz kann aber dazu führen,
daß an sich geeignete Träger oder Kommunen als Mitfi-
nanzierer wegen eigener schwieriger wirtschaftlicher La-
ge ausfallen und AB-Maßnahmen nicht plaziert werden
können. Dies war ständige Problemlage in den vergange-
nen Jahren bei den Wohlfahrtsverbänden, anderen ge-
meinnützigen Organisationen, Kommunen und Betrieben
in ostdeutschen Arbeitsmarktregionen und zunehmend
auch in strukturschwachen westdeutschen Arbeitsmarkt-
regionen. Für diese Problemlagen reicht die Möglichkeit
nicht aus, den Zuschuß der Agentur für Arbeit um bis zu
10 % zu erhöhen. Vorgeschlagen wird eine Erhöhung um
bis zu 30 %. Dies sollte im Einvernehmen mit dem Or-
gan der Selbstverwaltung geschehen.
Vorschlag:
In Art. 1, Ziff. 144 wird in § 264 Abs. 2 Satz 3
die Zahl „10“ durch die Zahl „30“ ersetzt.
III. Beschäftigung schaffende Infrastrukturförderung

(§ 279 a SGB III)
Die Ergänzung in Art. 154, a), aa) – es sollen die Wörter
„zur Erhaltung und Verbesserung der Umwelt“ eingefügt
werden – kann zu Mißverständnissen führen. Zusammen
mit dem bisherigen allgemein gehaltenen Wort „Infra-
struktur“ führt der Wortlaut zu einer Einschränkung (Be-
schränkung auf Infrastruktur der Umwelt). Das ist weder
sinnvoll (z.B. konnten bisher alte Sportanlagen beräumt
und für neue Anlagen aufgeschlossen werden), noch of-
fensichtlich gewollt (s. Begründung, S. 98).
Die Zurückdrängung der Selbstverwaltung in § 279a
Abs. 6 ist nicht sachgerecht.
Vorschlag:
1) In Art. 1, Ziff. 154, a) wird die Einfügung aa) gestri-

chen.
Alternativ: In Art. 1, Ziff. 154, a) wird der Doppel-
buchstabe aa) wie folgt gefaßt:
„Im einleitenden Satzteil werden nach dem Wort ‚In-
frastruktur’ die Wörter ‚ ,einschließlich der Infra-
struktur zur Erhaltung und Verbesserung der Um-
welt’ eingefügt.“

2) In Art. 1, Ziff. 154, a) wird der Doppelbuchstabe cc)
gestrichen.

C. Verstärkung des aktivierenden Ansatzes der
Arbeitsmarktpolitik

I. Transfermaßnahmen
In Insolvenzfällen reicht erfahrungsgemäß der Zuschuss
in Höhe von 50 % bis zur Höhe von 2.500 € nicht in allen
Fällen aus (§ 216a Abs. 2;  Art. 1 Ziff. 120 GesetzE). Er
sollte daher im Bedarfsfall erhöht werden können. Das
Einvernehmen mit der Selbstverwaltung ist sinnvoll, da
die Vertreter der Selbstverwaltung die Situation entspre-
chend einschätzen können und die zusätzliche Inan-
spruchnahme von Haushaltsmitteln mittragen sollten.
Vorschlag:
(zu Art. 1, Ziff. 120):
In § 216a Abs. 2 wird folgender Satz 3 angefügt:
„Der Zuschuss kann im Einvernehmen mit dem Verwal-
tungsausschuss bis zu 90 Prozent der aufzuwendenden
Maßnahmekosten, höchstens jedoch 3.500 € je geförder-
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tem Arbeitsnehmer betragen, wenn
1. das Insolvenzverfahren über das Vermögen des Ar-

beitgebers eröffnet worden ist,
2. der Antrag auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens

mangels Masse abgewiesen worden ist
oder
3. die Betriebstätigkeit im Inland vollständig beendet

worden ist, ein Antrag auf Erhöhung des Insolvenz-
verfahrens nicht gestellt worden ist und ein Insol-
venzverfahren offensichtlich mangels Masse nicht in
Betracht kommt.“

II. Berufsrückkehrerinnen und Berufsrückkehrer
Das geltende Recht sieht eine Rahmenfrist von drei Jah-
ren vor (§ 124 Abs. 1), die auf zwei Jahre gekürzt werden
soll (Art. 1 Ziff. 66, a) GesetzE). Diese Verkürzung er-
schwert die Lage vor allem für Personen, die einen An-
gehörigen gepflegt oder ein Kind betreut haben. Es emp-
fiehlt sich deshalb, diesen Personenkreis aus der Verkür-
zung der Frist auszunehmen.
Vorschlag:
Art. 1 Ziff. 66, a) wird wie folgt ergänzt:
„In 124 Abs.1 wird folgender Satz 2 eingefügt:
Für folgende Personen beträgt die Rahmenfrist drei Jah-
re:
a) Personen, die einen Angehörigen, der mindestens

nach Pflegestufe I im Sinne des § 15 SBG XI pfege-
bedürftig ist, gepflegt haben,

b) Personen, die ein Kind unter drei Jahren betreut und
erzogen haben.“
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